
Eine mutige Belegschaft

Im Oberallgäu wird gestreikt – trotz alledem. Die 
Belegschaft will die Schließung von Voith Sonthofen 
verhindern.
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Im Schatten von Corona

Die USA tun alles für einen Regime-Change in Ve-
nezuela. Am Sonntag scheiterte eine Söldnerinva-
sion im Bundesstaat La Guaira.

Seite 6

Unterstützt die DKP-Petition 

QR-Code einscannen oder aufrufen unter: 
kurzlink.de/sanktionenaufheben

Sanktionen aufheben

8. Mai 2020 · Nr. 19 · 52. Jahrgang	 PVSt K 4956 D · Entgelt bezahlt · 2,80 €

Sozialistische 
Wochenzeitung 
Zeitung der DKP

www.unsere-zeit.de

Dank an Marija, Anatolij und Wassilij!
DKP schickt am Tag des Sieges Grüße und Fotos an Veteraninnen und Veteranen der Roten Armee

75 Jahre nach der Befreiung Europas vom Fa-
schismus leben noch viele unserer Befrei-
erinnen und Befreier. Die meisten von ih-

nen sind heute in der Russischen Föderation zu Hau-
se, einige auch in der Ukraine, in Moldawien und im 
Donbass. Auf der Krim zum Beispiel leben Marija 
Dmitrijewna Bondarenko, die als Scharfschützin 
an der 3. Ukrainischen Front gekämpft hat, und der 
Funker Anatolij Michailowitsch Sotnikow, der an 
der 2. Weißrussischen Front war. Noch heute berich-
tet der 96-Jährige Schülerinnen und Schülern vom 
Kampf gegen den Faschismus. In Kaliningrad lebt 
Wassilij Josifowitsch Tschernow, der an den Kämp-
fen zur Befreiung der Ukraine und Weißrusslands 
beteiligt war und bis zur Elbe kam. Marija, Anatoli 
und Wassili sind drei von 30 Veteraninnen und Vete-
ranen, die bis heute in der Union sowjetischer Offi-
ziere aktiv sind und deren Namen die Kommunisti-

sche Partei der Russischen Föderation (KPRF) der 
DKP übermittelt hat. Sie stehen stellvertretend für 
alle Kämpferinnen und Kämpfer der Roten Armee.

Die Kommunistinnen und Kommunisten in 
Deutschland wollen ihnen am 8. Mai, dem 75. Jah-
restag der Befreiung, danken. Gemeinsam mit vie-
len anderen Antifaschistinnen und Antifaschisten 
werden sie trotz Corona kleine Kundgebungen und 
Aktionen an Gedenkorten für sowjetische Soldaten 
und Opfer des Faschismus durchführen. Am 9. Mai, 
dem Tag des Sieges, wird die DKP mit Unterstüt-
zung der KPRF Briefe mit Bildern der Aktionen 
an die 30 Veteraninnen und Veteranen senden. Die 
Botschaft der DKP: „Frieden mit Russland! Raus 
aus der NATO!“

Die Rote Armee und das sowjetische Volk un-
ter Führung der Kommunistischen Partei hatten 
den entscheidenden Anteil am Sieg über den Fa-

schismus – und trugen die größten Lasten. Die So-
wjetunion hatte mehr als 27 Millionen Tote zu be-
klagen. Nach dem Sieg wurde das verwüstete Land 
entschlossen wiederaufgebaut, der Sozialismus wei-
terentwickelt. Viele Jahre Frieden in Europa wurden 
dadurch möglich. Auch in Deutschland konnte dank 
der Roten Armee für mehrere Jahrzehnte ein sozia-
listischer Staat entstehen.

Heute stehen deutsche Soldaten im Baltikum 
wieder an der Grenze zu Russland. Die entschei-
dende Rolle der Sowjetunion bei der Befreiung vom 
Faschismus wird geleugnet, die Sowjetunion sogar 
zum Mitschuldigen am Krieg erklärt. Damit werden 
sie nicht durchkommen.
� Renate Koppe

Schickt eure Fotos vom 8. Mai – zum Beispiel mit die-
sem Titelbild – an redaktion@unsere-zeit.de

Danke heißt
Спасибо
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Atomwaffen  
gegen Russland
Der Wunsch Annegret Kramp-Kar-
renbauer (CDU), die veraltete Tor-
nado-Flotte der Bundeswehr gegen 
30 US-Atombomber des Typs Boe-
ing F-18 auszutauschen, hat eine De-
batte um die „nukleare Teilhabe“ 
Deutschlands ausgelöst. Diese be-
sagt, dass deutsche Bundeswehrpi-
loten im Rahmen der sogenannten 
„NATO-Abschreckungsstrategie“ im 
Fall des Falles US-Atombomben aus 
dem rheinland-pfälzischen Büchel 
auf Kommando von US-Militärs aus-
fliegen und abwerfen. Auf wen? Auf 
Russland.

Der Ko-Vorsitzende der SPD Nor-
bert Walter-Borjans kritisierte die 
„nukleare Teilhabe“ am vergange-
nen Wochenende grundsätzlich – wie 
zuvor schon sein Fraktionschef Rolf 
Mützenich. Teilhabe klinge „nach 
harmloser Geselligkeit“, in Wahrheit 
diene sie dem Einsatz einer „men-
schenverachtenden Waffengattung“ 
ohne die Möglichkeit echter Mitspra-
che Deutschlands, schrieb Walter-Bor-
jans an die „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung.“

Der Verteidigungspolitische 
Sprecher der SPD, Fritz Felgentreu, 
wies seinen neuen Vorsitzenden im 
gleichen Blatt im Einklang mit dem 
Koalitionsvertrag zurecht: „Wenn 
wir uns aus der Abschreckung durch 
nukleare Teilhabe zurückziehen, ver-
lieren wir Einfluss auf die Nuklear-
strategie der NATO.“ Sein CDU-
Kollege Henning Otte nannte Bor-
jans Äußerungen „naiv“ und „grob 
fahrlässig“. Solange es andere Staa-
ten außerhalb der NATO gebe – er 
nannte Russland –, die solche Waffen 
einsetzen könnten, müssen wir ge-
genhalten. Das Feindbild komplett 
gemacht hatte in der Vorwoche be-
reits NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg: Er glaube nicht, dass 
die Welt sicherer werde, wenn die 
NATO ihre Atomwaffen abschaffe, 
während Russland, China und Nord-
korea ihre behalten.

Siehe Seite 5

Erfolgreiche
Mai-Kundgebungen
Trotz Corona und trotz der Absagen 
der offiziellen Mai-Kundgebungen des 
DGB fanden bundesweit weit mehr 
als 50 Aktionen, Kundgebungen und 
Demonstrationen zum Kampftag der 
Arbeiterklasse statt. Vielfach wurden 
sie von Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern unterstützt oder in-
itiiert, zum Beispiel im Rahmen des 
Bündnisses „Heraus-zum-ersten-
Mai-2020“. An vielen Orten kamen 
weit mehr Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer als erwartet und genehmigt. 
Vielfach musste das Demonstrations-
recht juristisch erstritten werden.

In München versammelten sich 
rund 600 Menschen vor dem Ge-
werkschaftshaus, in Nürnberg kamen 
900 zur „Revolutionären Maikundge-
bung“, in Gießen demonstrierten mehr 
als 200 Teilnehmer „auf Abstand“. 

Wir haben von vielen großen und 
kleinen Aktionen Fotos erhalten – da-
für herzlichen Dank! Leider können 
wir nicht alle abdrucken. Online sind 
die Bilder zu sehen unter: 
kurzlink.de/1mai

Siehe Seiten 3 und 8
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Poker mit der Angst
10 Milliarden für die Lufthansa? „Cockpit“ signalisiert Bereitschaft zum Verzicht

Gelernt hat der 46-jährige Klaus Wink-
ler Kfz-Mechaniker in einem Sieben-
mannbetrieb in Hamburg, trat während 
seiner Ausbildung in die IG Metall ein 
und ist jetzt – inzwischen zu ver.di ge-
wechselt – Betriebs- und Aufsichtsrat 
bei der Lufthansa. Gegenüber der ge-
werkschaftsnahen Hans-Böckler-Stif-
tung erklärte er in deren Zeitschrift 
„Mitbestimmung“ die Dramatik der 
Lage: Von 763 Flugzeugen bleiben ge-
genwärtig 700 am Boden. Er gehörte zu 
denen, die mit darum gekämpft haben, 
das Kurzarbeitergeld aufzustocken, 
denn: „Von 60 oder 67 Prozent ihres 
Einkommens können viele nicht leben.“

Das war im März – inzwischen ha-
ben sich die Aussichten weiter ver-
düstert. Aus der Delle, die mit sol-
chen Mitteln wie Kurzarbeit vielleicht 
überbrückbar wäre, wird mehr und 
mehr ein Absturz und die Luftfahrtin-
dustrie ist vorne mit dabei. British Air-
ways kündigte Ende April die Entlas-
sung eines Drittels ihrer 42.000-köpfi-
gen Belegschaft an – viele erreichte die 
Nachricht im Zwangsurlaub, in den die 
Firma 22.000 von ihnen geschickt hat-
te und die ähnlich wie ihre deutschen 
Kolleginnen und Kollegen deutlich re-
duzierte Lohnersatzleistungen bekom-
men. Wie tiefgreifend die Auswirkun-
gen eingeschätzt werden, zeigt auch 
die Ankündigung des Flugzeugbauers 
Boeing, er wolle sich von jedem zehn-
ten seiner Mitarbeiter trennen.

Die Lufthansa ruft in dieser Situa-
tion wie alle Unternehmen nach dem 
Staat und fordert ein Hilfspaket von 
10 Milliarden Euro. Schon jetzt kün-

digt sie die Reduzierung ihrer Flotte 
um mindestens 100 Maschinen an. Wie 
groß die Not der Beschäftigten ist, zeigt 
sich an der am 30. April in der „Tages-
schau“ verkündeten Bereitschaft der 
Pilotenvereinigung „Cockpit“, für zwei 
Jahre auf 45 Prozent der Bezüge zu ver-
zichten, wenn die Piloten im Gegen-
zug Arbeitsplatzsicherheit und Kündi-
gungsschutz erhalten würden.

Dieses Angebot geht ein in die 
große Pokerrunde, in der neben ge-
standenen Gewerkschaftern wie 
Klaus Winkler andere mit von der 
Partie sind, die die Entscheidungen 
unter sich ausmachen wollen – allen 
voran der Bundeswirtschafts- und der 
Bundesfinanzminister, die Kanzlerin 
und Lufthansa-Chef Carsten Spohr. 
Der wehrt sich mit Händen und Fü-
ßen gegen das im Kapitalismus Nahe-
liegende und in der jetzigen Situation 
schlicht Vernünftige: Wenn jemand 
knapp bei Kasse ist und Geld braucht, 
bekommt derjenige, der ihm aus der 
Patsche hilft, in Zukunft auch mehr 
Mitsprache bei der Frage, wie der 
Laden weiter zu organisieren ist. Mit 
anderen Worten: Die Lufthansa be-
kommt die Bundesrepublik Deutsch-
land als Großaktionär mit Sitz und 
Stimme im Aufsichtsrat.

„Nein!“, ruft Spohr und will entwe-
der zinsgünstige Darlehen oder eine 
sogenannte stille Beteiligung, also 
eine Kapitalspritze ohne Mitwirkung 
bei den operativen Geschäftsaufga-
ben. Beharre die Politik auf ihr Mit-
wirkungsrecht – bei der Frage der Ar-
beitsplatzsicherung oder vielleicht so-

gar der Berücksichtigung ökologischer 
Aspekte –, hatte Spohr zwischenzeit-
lich sogar gedroht, die Hansa könne 
auch ein „insolvenzähnliches Schutz-
schirmverfahren“ einleiten. Dann ist 
die Reputation zwar im Eimer, viele 
Forderungen von Gläubigern, Air-
port-Gesellschaften und anderen sind 
es dann aber auch. Die Chefpokerer 
scheinen wohl Halbe/Halbe gemacht 
zu haben – darauf deuten zumindest 
die bei Redaktionsschluss bekannten 
Informationen hin: 10 Milliarden, da-
von die eine Hälfte als Anteil von 25,1 
Prozent, die andere als stille Beteili-
gung. Selbst wenn sich diese Medien-
berichte erhärten und die Vereinba-
rungen unterzeichnet sind – der Poker 

um Arbeitsplätze, Sozialpläne und Zu-
kunftsszenarien beginnt erst.

Angesichts der sich zurzeit schnel-
ler als jedes Virus verbreitenden 
Angst um die Arbeitsplätze und die in 
Deutschland besonders ausgeprägte, 
fast krankhafte Bereitschaft, im Geiste 
der Sozialpartnerschaft eher auf gro-
ße Teile des Lohns zu verzichten denn 
kleine Teile des Profits zu fordern, wird 
es schwer sein, Zahl und Qualität der 
Arbeitsplätze beim deutschen Vorzei-
geflieger zu verteidigen. Rutschen dort 
aber Löhne und Sozialleistungen, ge-
raten sie bei allen anderen in der Luft-
fahrtindustrie tätigen Unternehmen 
ebenfalls in die rote Zone.
� Manfred Sohn

Kampfstark trotz Corona
Voith Sonthofen: Eine mutige Belegschaft streikt während der Pandemie 

Seit dem 23. April sind die Kolle-
ginnen und Kollegen von Voith 
Sonthofen im Streik. Nur die 

Streikposten bewachen das Werk. Bis 
jetzt gab es keine Versuche, den Streik 
zu brechen. Die 100-prozentige Teil-
nahme bei der Urabstimmung und 
die 98-prozentige Streikbefürwortung 
sind eine gute Basis für diesen Streik in 
diesen ungewöhnlichen Zeiten. Wegen 
Corona wird es keine großen Demos 
oder Kundgebungen geben.

In den letzten Monaten hatte die 
Belegschaft bereits einiges auf die 
Beine gestellt: Kurz nach der von der 
Voith-Geschäftsleitung verkündeten 
Werksschließung Mitte Oktober 2019, 
von der über 500 Kolleginnen und Kol-
legenbetroffen sind, gab es eine spon-
tane Versammlung vor dem Werkstor 
mit der gesamten Belegschaft, die da-
mit ihre Wut über die nicht nachvoll-
ziehbare Entscheidung der Konzern-
leitung zum Ausdruck brachte. „Wenn 
eine Konzernzentrale meint, die Schlie-
ßung geht hier still und leise vonstatten, 

dann haben sich die Herrn Konzernlen-
ker getäuscht. Wir sind stolz darauf, mit 
euch gemeinsam für den Erhalt unse-
rer Arbeitsplätze und des Standortes in 
Sonthofen zu kämpfen“, betonten Car-
los Gil, 2. Bevollmächtigter der IG-Me-
tall Allgäu, und die Betriebsratsvorsit-
zende Birgit Dolde unter dem Beifall 
der Beschäftigten. Und diesem Kurs 
sind sie seit über einem halben Jahr 
mit weiteren Aktionen treu geblieben.

So protestieren Ende November 
über 1.000 Kolleginnen und Kollegen 
und ihre Familien vor die Voith-Kon-
zernzentrale in Heidenheim gegen 
die Schließung. Anfang März führte 
fast die komplette Belegschaft einen 
Warnstreik durch und ging anschlie-
ßend nach Hause. Und seit 23. April 
steht nun das gesamte Werk still.

Die Kolleginnen und Kollegen zei-
gen mit ihren kreativen Aktionen, dass 
sie auch unter den Bedingungen der 
Pandemie nicht machtlos sind. Als sich 
letzten Freitag wie ein Lauffeuer das 
Gerücht verbreitete, dass es von der 

Geschäftsführung Pläne geben soll, 
Material aus dem Werk abzutranspor-
tieren, kamen hunderte Kolleginnen 
und Kollegen mit ihren Fahrzeugen 
angefahren, um das Spektakel zu be-
obachten. Leider ergab sich daraus ein 
„Corona-Knödel“ direkt vor der Werks-
zufahrt. Die Autos standen so chaotisch, 
dass am Haupttor kein Durchkommen 
mehr war. Es wurden 125 Autos vor der 
Zufahrt gezählt. Die Streikleitung vor 
Ort nahm den „Knödel“ belustigt zur 
Kenntnis. Als die Geschäftsführung ih-
nen ein Schreiben überreichte, in dem 
sie um Auflösung des Corona-Knödels 
bat, kam die Streikleitung dem natür-
lich „unverzüglich“ nach. Aber: Die 
Autoschlüssel waren alle in einer Box 
gelandet und da erwies sich das Auspar-
ken doch als schwierig – und verzögerte 
sich um einige Stunden.

Voith ist in Sonthofen (ca. 21.000 
Einwohner) der größte Arbeitgeber. 
Auch die Sonthofener waren über 
diesen Beschluss fassungslos, hat dies 
doch Auswirkungen auf ganz Sontho-

fen, wenn über 500 Familien von der 
Schließung betroffen sind. Der Maschi-
nen- und Anlagenbauer Voith stellt in 
dem Werk Turbogetriebe, Membran-
kupplungen und Rotordrehvorrichtun-
gen her. Die Produktion ist rentabel, der 
Standort fährt gute Gewinne ein, die 
Umsätze sind steigend, der Auftragsein-
gang ebenso. Die Schließung des Wer-
kes auf dem Gelände des ehemaligen 
Hüttenwerks würde das Ende von 400 
Jahren Industrietradition bedeuten. Die 
Geschäftsleitung nennt als Grund der 
Schließung „strukturelle Anpassungen“. 
Sie wollen auf weniger und stattdessen 
leistungsstärkere Standorte setzen. Also 
ein typischer Konzentrationsprozess, 
wie ihn viele Konzerne zurzeit fahren, 
verspricht er doch noch höhere Profite.

Dieser mutige Streik sollte ein bei-
spielgebendes Signal an die gesamte IG 
Metall sein, den breiten Angriffen auf 
Arbeitsplätze, Werksschließungen und 
Arbeitsbedingungen wirksam entgegen 
zu treten.
� Christa Hourani

An den Schaltern der Lufthansa werden derzeit kaum Flüge abgefertigt. Die Luft-
hansa will Milliardenhilfe vom Staat, staatlichen Einfluss aber lehnt der Konzern ab.

Am ersten Streiktag ging nichts mehr. Die komplette Belegschaft hat das Werk verlassen. Im Laufe des Streiks wurde die Werkseinfachrt „chaotisch“ zugeparkt.

Krise I: Konsum
Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) geht von 
einer globalen Rezession aus. Auch 
wenn viele Länder planten, die Ein-
schränkungen in den nächsten Wo-
chen zu lockern und die Produktion 
wieder hochzufahren, werde es wei-
terhin zu Beeinträchtigungen der 
Lieferketten kommen, der Handel 
bleibe eingeschränkt. Zudem rech-
net das IAB mit einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit, der sich auf den 
Konsum auswirke.

Die Kapazitätsauslastung vie-
ler Produktionsbetriebe sei bereits 
vor der Corona-Krise rückläufig 
gewesen, nun dürften Investitio-
nen im aktuellen Quartal weiter 
zurückgefahren werden. Nicht nur 
die Investitionsgüterproduzenten, 
sondern auch die Unternehmen im 
Bauhauptgewerbe schätzen ihre ak-
tuelle und künftige Lage laut IAB 
als äußerst schlecht ein.

Für die kommenden Monate 
rechnet das IAB mit einem starken 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Kurz-
fristig sei zudem mit mehreren Mil-
lionen Kurzarbeitern zu rechnen.

Krise II: Banken
Finanzexperten warnen laut „ger-
man-foreign-policy.com“ vor einer 
neuen Bankenkrise in der Euro-
zone. Hintergrund ist die Befürch-
tung, es könne in der Corona-Krise 
in noch größerem Umfang als wäh-
rend der Finanzkrise des Jahres 
2008 zu Kreditausfällen kommen. 
Grund dafür sei, dass Unterneh-
men nicht mehr in der Lage seien, 
Geschäfte zu tätigen, weil sie keine 
Mittel zur Bedienung ihrer Darle-
hen bekämen.

Experten halten demnach 
Rückstellungen der Banken in der 
Eurozone in Höhe von 25 Milliar-
den Euro für notwendig. Betrof-
fen wären auch deutsche Finanz-
häuser, nicht zuletzt die Deutsche 
Bank. Finanzexperten geben sich 
optimistisch, der Bankensektor 
werde die Corona-Krise überste-
hen, wenn diese in der zweiten Jah-
reshälfte 2020 überwunden werde. 
Dies freilich ist höchst ungewiss. 
Berichten zufolge wird in der EZB 
bereits über die Einrichtung einer 
„Bad Bank“ diskutiert. Das Vor-
haben hat Chancen auf Verwirkli-
chung, weil auch deutsche Kredit-
institute darauf angewiesen sein 
könnten.

Krise III: Streiks
Das Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliche Institut (WSI) hat eine 
Bilanz der Arbeitskämpfe 2019 vor-
gelegt. Demnach seien im vergange-
nen Jahr in Deutschland aufgrund 
von Arbeitskämpfen rund 360.000 
Arbeitstage ausgefallen. Gegen-
über dem Vorjahr 2018 sei das Ar-
beitskampfvolumen damit um etwa 
zwei Drittel zurückgegangen. Auch 
die Zahl der Streikenden habe mit 
270.000 erheblich unter der des 
Vorjahres gelegen. Zugleich habe 
2019 die Zahl der Arbeitskonflikte 
mit 227 gegenüber 216 im Vorjahr 
sogar leicht zugenommen.

Bei der großen Mehrheit han-
delt es sich laut WSI um betriebsbe-
zogene Konflikte. Für das Jahr 2020 
seien keine größeren Arbeitskon-
flikte zu erwarten, da die Tarifausei-
nandersetzungen „ganz im Zeichen 
der Corona-Krise“ stünden.

Krise IV: Entlassungen
Die Billigfluglinie RyanAir kün-
digte am 1.  Mai die Entlassung 
von 3.000 Angestellten an. Es wer-
de sich dabei vor allem um Pilo-
ten und Kabinenpersonal handeln, 
so Konzernchef Michael O’Leary. 
Nach Jahren der Expansion und 
Lohndrückerei erwartet RyanAir 
nun für das laufende zweite Quar-
tal einen Verlust von 100 Millionen 
Euro. O‘Leary geht von einer Nor-
malisierung des Flugbetriebs erst ab 
Juli aus.

Eine vollständige Erholung des 
europäischen Flugverkehrs von der 
Corona-Krise sei frühestens für den 
Sommer 2022 zu erwarten.

Foto: IG Metall Allgäu Foto: IG Metall Allgäu
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Protest im Zeichen der 
Pandemie
„Heraus zum 1. Mai“: Unter hohen Auflagen fanden in mehreren 
Dutzend Städten Kundgebungen und Aktionen statt

UZ: Ihre Organisation hat am 1. Mai 
die bundesweite Initiative „Heraus zum 
1. Mai“ unterstützt, die trotz der grassie-
renden Corona-Pandemie zu Protesten 
am „Internationalen Kampftag der Ar-
beiterklasse“ aufgerufen hat. Warum ha-
ben Sie es nicht wie die DGB-Führung 
gemacht und ihre Proteste ins Internet 
verlegt?

Julia von Lindern: Uns ist es wichtig 
gewesen, öffentlich sichtbar zu sein. 
Gerade in dieser Zeit, in der eine Viel-
zahl von Grund- und Freiheitsrechten 
eingeschränkt worden ist, ist es drin-
gend erforderlich, sich wahrnehmbar 
politisch zu positionieren. Wir mussten 
uns das Recht auf unsere Kundgebung 
juristisch erstreiten, was einen absolu-
ten Skandal darstellt.

UZ: Inwiefern?

Julia von Lindern: Wir hatten von 
vornherein klargestellt, dass wir uns 
an die Gesundheitsschutzbestim-
mungen gebunden fühlen. Das heißt, 
wir haben dazu aufgerufen, die not-
wendigen Abstandsregeln einzuhal-
ten und auch einen Mund-und-Na-
sen-Schutz zu tragen. Insofern gab 
es keinen Grund, unsere Proteste 
nicht zu genehmigen. Wir konnten 
den Schutz der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer durchgängig gewähr-
leisten. Im Übrigen haben sich alle 
von den Behörden vorgeschobenen 
Verbotsgründe als haltlos erwiesen. 
Alle unsere Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer bei der Kundgebung in 
Düsseldorf haben sich an die Vorga-
ben gehalten.

UZ: Ist die bundesweite Initiative dann 
auch als Kritik oder Konkurrenz zu den 
Gewerkschaften zu verstehen?

Julia von Lindern: Nein. Ich bin zwar per-
sönlich der Meinung, dass die Gewerk-
schaften ihre traditionellen Proteste auf 
der Straße zu früh abgesagt haben, aber 
das ist nicht als Vorwurf zu verstehen. In-
sofern haben sich die Kundgebungen und 
Demonstrationen, die es am 1. Mai in al-
len größeren Städten auf der Straße gab, 
mit den virtuellen Aktivitäten im Inter-
net gut ergänzt. Man darf ja auch nicht 
vergessen, dass es in einzelnen Städten, 
die unser Bündnis nicht explizit unter-
stützt haben, auch noch andere linke 
Proteste gab.

UZ: Also sind Sie zufrieden mit dem Ver-
lauf der Proteste?

Julia von Lindern: Unter den vorherr-
schenden Bedingungen konnte man wohl 
nur das rausholen, was wir gemacht ha-
ben. Also kleinere Kundgebungen und 
Aktionen. Trotzdem bin ich zufrieden. 
In mehreren Dutzend bundesdeutscher 
Städte haben sich uns Menschen ange-
schlossen, unsere Initiative unterstützt 
und haben im wahrsten Sinne des Wortes 
Flagge gezeigt. Trotzdem halte ich auch 
überhaupt nichts davon, so zu tun, als 
existierte keine Pandemie. Ich finde, wir 
alle tragen auch Verantwortung für ande-
re und nicht nur für uns selbst. Wir haben 
versucht, einen bestmöglichen Kompro-
miss des Rechtes auf Gesundheit und des 
Rechtes auf Versammlungsfreiheit zu fin-
den. Ich glaube, das ist uns weitestgehend 
gelungen.

UZ: Welches politische Spektrum hat an 
den Kundgebungen teilgenommen?

Julia von Lindern: An unserer Kund-
gebung in Düsseldorf haben Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter, An-
tifa-Gruppen, Mitglieder von DKP, der 

SDAJ, der Linkspartei teilgenommen. 
Auch Unterstützer von sozialen und um-
weltpolitischen Initiativen, aus der Frie-
densbewegung und aus den Bündnissen 
von Krankenhausmitarbeiterinnen und 
-mitarbeitern haben teilgenommen. In 
etwa so hat sich das Spektrum auch in 
den anderen Städten bundesweit zusam-
mengesetzt.

UZ: Und welche Themen haben die Pro-
teste dominiert?

Julia von Lindern: Natürlich stand erst 
mal einiges im Zeichen der Pandemie 
und der sich daraus ergebenden Folgen. 
Es wurde zur Verteidigung des Versamm-
lungsrechtes und zur Solidarität mit den 
wirklich „systemrelevanten“ Berufen auf-
gerufen – also mit Pflegekräften, Reini-
gungskräften und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Müllabfuhrbetriebe. 
Auch mit den Menschen, die in Sozial- 
und Erziehungsberufen arbeiten. In über-
großer Mehrzahl sind es übrigens Frauen, 
die in den „systemrelevanten“ Berufen 
arbeiten – und zwar unter weitestgehend 
ausgesprochen schlechten Bedingungen. 
Die Pandemie hat vieles von dem zu Tage 
gebracht, was wir als Linke schon seit 
Jahrzehnten kritisieren. Nämlich, dass das 
Gesundheitssystem verstaatlicht werden 
muss und welche Berufe für eine Gesell-
schaft unabdingbar sind. Darüber hinaus 
ist der 1. Mai natürlich der Tag der inter-
nationalen Solidarität der Arbeiterin-
nen und Arbeiter weltweit, an dem sich 
schon aufgrund unserer aller Interessen 
auch gegen Militarisierung, Aufrüstung 
und Krieg positioniert werden muss. Das 
haben wir getan. Dass der Kapitalismus 
nicht das letzte Wort der Geschichte sein 
darf, muss ich sicherlich hier an dieser 
Stelle nicht betonen.
� Das Gespräch führte Markus Bernhardt

Julia von Lindern ist Diplomsozialpä-
dagogin und arbeitet in der Woh-
nungslosenhilfe. Zugleich engagiert 
sie sich bei der „Interventionistischen 
Linken Düsseldorf – See Red!“ , die das 
bundesweite Bündnis „Heraus zum 1. 
Mai“ unterstützt hat.

Kein Dialog
Realer Protest vor BAYER-Zentrale
Die Coordination gegen BAYER-Ge-
fahren (CBG) hat den BAYER-Kon-
zern rund um die Uhr, rund um den 
Globus, rund um alle Themen unter 
zivilgesellschaftliche Beobachtung ge-
stellt. Seit 1982 ist die CBG auch auf 
allen Aktionärshauptversammlungen 
präsent.  

Im Schatten der Corona-Pandemie 
wollte der Konzern mithilfe eines Ak-
tien-Notstandsgesetzes grundlegen-
de Grund- und Aktionärsrechte aus-
hebeln und dem Konzern mit seiner 
Hauptversammlung die Flucht ins In-
ternet ermöglichen. 

Die CBG protestierte in einem Of-
fenen Brief gegen den mit dem Aktien-
Notstandsgesetz verbundenen Abbau 
von Grund- und Aktionärsrechten und 
fand damit Widerhall bei Wirtschaftsme-
dien wie „Handelsblatt“ und „Capital“.

Mit juristischem und öffentlichem 
Druck setzte die CBG eine Demonst-
ration am Tag der Hauptversammlung 
durch – vor dem Sendestudio des Kon-
zerns in der BAYER-Zentrale in Lever-
kusen und trotz Corona. Dort begrüßte 
Konstantin Wecker mit einer Video-Bot-
schaft die Aktivistinnen und Aktivisten. 
Neben der CBG sprachen auch Vertre-
terinnen der Partei „Die Linke“, Land-
wirte sowie Aktivistinnen verschiedener 
Organisationen. Klaus der Geiger unter-
stützte die Aktion mit Musik. 

Unter dem Motto „BAYER geht 
online, der Protest auch“ organisierte 
die CBG den Widerstand auf sämtli-
chen möglichen Internet-Kanälen im 
In- und Ausland: YouTube, verschie-
dene Internetseiten, facebook, Twit-
ter undsoweiter. Es fanden mehrere 
Veranstaltungen mit nationalen und 
internationalen Gästen in den Tagen 
vor der Hauptverammlung statt. Am 
Freitag vor der Hauptverammlung 
klinkte sich die CBG in den Klima-
streik von „Fridays for Future“ ein. In 
der Schweiz wurde der große „March 
against BAYER & SYNGENTA“ eben-
falls im Internet durchgeführt. Am Tag 
der Hauptversammlung gab es einen 
Online-Protest-Stream der CBG mit 
einem neunstündigen kurzweiligen, 
hochpolitischen Programm sowie mit 
Live-Gästen aus aller Welt, mit Künst-
lerinnen und Künstlern wie Konstantin 
Wecker, Jane Zahn und Gerd Schinkel, 

mit Polit-Prominenz von Sahra Wagen-
knecht bis Renate Künast. Und natür-
lich mit Hunderten von Glyphosat-, 
Medikamenten- und anderen Betrof-
fenen aus aller Welt. Der Kampf dieser 
Menschen um angemessene Entschädi-
gungen ist einer der Gründe, weshalb 
BAYER dieses Jahr in eine virtuelle 
Hauptversammlung flüchtete.

Hunderte von Aktionären hatten 
der CBG ihre Stimmrechte übertragen. 
Die CBG war mit Tausenden von Ak-
tien auf der Online-Hauptverammlung 
präsent. Mehr als 100 kritische Fragen 
wurden von mehreren Dutzend Redne-
rinnen gestellt. Bei den Abstimmungen 
stimmten viele Millionen Aktien mit 
der CBG mit „Nein“. Weitere zig Milli-
onen Aktien enthielten sich der Stim-
me. Überhaupt wurden erstmals Ent-
haltungen auf der BAYER-HV durch-
gesetzt und damit der Gesamtumfang 
der nicht mit dem Vorstand konform 
gehenden Aktien deutlich. Die Entlas-
tung des Vorstands erhielt mit mehr 
als 43 Millionen Aktien die meisten 
„Nein“-Stimmen von allen Abstim-
mungen überhaupt. Insgesamt circa 15 
Prozent aller Aktien stimmten gegen 
die Entlastung oder enthielten sich.

BAYER-Vorstand Werner Bau-
mann kündigte vor der Hauptver-
ammlung großmäulig an, alle Fragen 
von AktionärInnen zu beantworten. 
Tatsächlich geschah dies nicht. 

Axel Köhler-Schnura im WDR 
dazu: „BAYER verlangte, dass alle Fra-
gen zwei Tage vor der Hauptveramm-
lung schriftlich eingereicht werden. 
Damit hatte der Konzern genügend 
Zeit, sich vorzubereiten. Er fasste die 
Fragen unter allgemeinen Oberthe-
men zusammen, zog seine vorgefertig-
ten Stellungnahmen aus der Schubla-
de und verlas sie. Das war‘s!“ In einer 
Stellungnahme des Konzerns gegen-
über dem WDR musste der Konzern 
zurückrudern: „Die Fragen konnten 
nicht alle in vollem Wortlaut vorgetra-
gen werden, deshalb wurden die Fragen 
so zusammengefasst, dass das Thema 
für die Zuhörer verständlich war. Die 
Fragen wurden so beantwortet.“ Kein 
Dialog, keine Nachfragen. Die Namen 
der Fragenden blieben unerwähnt, mit 
Ausnahme der Großaktionäre. 
� Christian LeMaan

Raus in 15 Minuten
Daimler-Chef provoziert Belegschaft
Kaum wird nach der Kurzarbeit bei 
Daimler schrittweise die Produktion 
hochgefahren, gerät der Konzern gleich 
in die Schlagzeilen. Laut „Stuttgarter 
Nachrichten“ existiert bei Daimler ein 
internes Papier, das die Führungskräfte 
schulen soll, wie sie Beschäftigte unter 
Druck setzen, den Konzern zu verlassen. 
Mit diesen Vorgaben soll dafür gesorgt 
werden, dass Daimler in der Lage ist, 
den im Herbst angekündigten Abbau 
von über 10.000 Stellen umzusetzen. 

In der „Stuttgarter Zeitung“ heißt 
es dazu, dass der Stuttgarter Daimler-
Konzern seine Führungskräfte auf harte 
Auseinandersetzungen mit Mitarbeitern 
vorbereite. In einem internen Papier 
werden die Führungskräfte demnach 
aufgefordert, die Trennungsabsicht un-
missverständlich zu kommunizieren und 
„jeden Eindruck zu vermeiden, dass es 
noch einen Spielraum für Verhandlun-
gen gebe“. Die Gespräche sollen schnell 
durchgezogen werden und seien „mög-
lichst nach 15, spätestens aber nach 30 
Minuten“ zu beenden. Wer stur bleibe, 
solle vermittelt werden, dass sich „alles 
für dich verändert. Dann musst du in Zu-
kunft sehen, wie du mit dieser Unsicher-
heit im beruflichen Umfeld umgehen 
kannst.“ Es sind heftige Drohkulissen, 
die der Daimler-Vorstand hier aufbaut.

Der Gesamtbetriebsrat scheint die-
ses Papier nicht zu kennen. Er wurde 
von dem Zeitungsbericht überrascht. 
In einer Stellungnahme dazu heißt es: 
„Durch Druckaufbau wird eine rote Li-
nie übertreten (…). Wir lassen es nicht 

zu, dass die Corona-Krise zu einer Ver-
trauenskrise bei Daimler wird (…). Da-
her fordern wir den Vorstand auf, die 
Unterlagen entsprechend anzupassen 
und sich zu einem fairen Umgang mit-
einander zu bekennen.“ Er verweist auf 
die Zukunftssicherung 2029, die be-
triebsbedingte Beendigungskündigun-
gen ausschließt, und auf die Gesamt-
betriebsvereinbarung „Move“, dass bei 
Ausscheidungen eine doppelte Freiwil-
ligkeit gilt. 

Die Betriebszeitung „Scheibenwi-
scher“ des Betriebsrates vom Werk Un-
tertürkheim stellt klar: „Niemand darf 
gezwungen werden, das Unternehmen 
gegen seinen Willen zu verlassen! (…) 
Sollte sich herausstellen, dass die Vor-
würfe stimmen, (…) fordern wir den 
Vorstandsvorsitzenden Ola Källenius 
dazu auf, dies sofort zu unterbinden.“ 

Die Kolleginnen und Kollegen bei 
Daimler sollen massiv unter Druck ge-
setzt und verunsichert werden. Erste 
Reaktionen der Kollegen waren: „Rie-
sensauerei“, „ungeheuerlich“, „Sollen 
sich doch die Chefs selber ans Fließ-
band stellen und schuften, schuften, 
schuften“, „den Unternehmen kann 
man nur so weit trauen, wie man einen 
Elefanten werfen kann“. Es gab Aussa-
gen, dass sich die Vorstände schon des 
Öfteren nicht an Vereinbarungen hal-
ten wollten wie bei Lohnfortzahlung 
und Erholzeitpausen, dass sie immer 
Druck brauchen, um wieder zurückzu-
rudern, dass es da genug Erfahrungen 
gibt. � Christa Hourani 1. Mai-Aktion in Dortmund

1. Mai-Aktion in München
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Kanzlergerangel
Söder vorn, Merz will aufholen

Die CDU braucht einen neuen Vorsit-
zenden, die Unionsparteien suchen ei-
nen Nachfolger oder eine Nachfolgerin 
für Angela Merkel. Hinter den Kulissen 
in der Union geht es derzeit vor allem 
um die Kanzlerkandidatur.

Dietmar Bartsch, der Vorsitzen-
de der Bundestagsfraktion der Links-
partei, nannte in der Debatte zur Re-
gierungserklärung der Kanzlerin im 
Bundestag vor zwei Wochen in diesem 
Zusammenhang das Auftreten von 
Markus Söder (CSU) und Armin La-
schet (CDU) „verhaltensauffällig“. Es 
gehe derzeit „um das Leben und die 
Existenz von Menschen und nicht um 
die Karrieren in der Union“. Seit Ende 
März waren die Ministerpräsidenten 
von NRW und Bayern fast täglich in 
den Medien, um den Bürgerinnen und 
Bürgern in ihren Bundesländern die 
nächsten Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Pandemie und später dann 
erste Lockerungen zu erklären. Wäh-
rend Laschet zunächst eher zögerlich 
vorging und derzeit mit widersprüchli-
chen Aktionen auffällt, gab Söder von 
Anfang an den besorgten Landesvater, 
den seriösen und verantwortungsvollen 
„Macher“, der sich nicht allein nur um 
Unternehmen sorgt und bis heute vor 
zu schnellen Lockerungen warnt. 

Söders Handeln im Zusammenhang 
mit der Pandemie hat ihm viel Zustim-
mung eingebracht – bislang, die Stim-
mung könnte sich angesichts zuneh-
mender Wünsche nach „Normalität“ 
und zunehmender Kritik an den Lock-
down-Maßnahmen jederzeit ändern. 
Wohl auch, weil er in dieser Situation 
den vorsichtigen Kurs der Bundeskanz-
lerin unterstützt. Die „Frankfurter All-
gemeine“ lobte ihn Ende März: „Wer 
Krise kann, kann auch Kanzler.“ Der-
zeit hätte Bayerns Ministerpräsident 
im Ringen um die Kanzlerkandidatur 
die „besten Karten“. Inzwischen glau-
ben – laut einer vom „Spiegel“ im April 

in Auftrag gegebenen Umfrage – knapp 
46 Prozent der Bundesdeutschen, dass 
die CDU und CSU mit Söder die besten 
Chancen bei den kommenden Bundes-
tagswahlen hätten. Von den Unionsan-
hängern halten ihn sogar fast 68 Prozent 
für den aussichtsreichsten Kandidaten. 
Friedrich Merz käme derzeit bei Sym-
pathisanten von CDU und CSU auf 16, 
Laschet nur auf 4 Prozent. Ob Söder 
aber die Kanzlerkandidatur tatsächlich 
anstrebt oder erst in vier oder acht Jah-
ren, bleibt offen. Bisweilen hält er sich in 
dieser Frage zurück und erklärt immer 
wieder, sein „Traumjob“ sei Bayern und 
er stehe bei den Bayern im Wort.

Stattdessen bringt sich Friedrich 
Merz (CDU) wieder in Position. Ende 
Februar galt er noch als Favorit für die 
Nachfolge von Annegret Kramp-Kar-
renbauer und damit auch als Kandidat 
für die Kanzlerschaft. In Umfragen lag 
er damals mit 18 Prozent Zustimmung 
vor Söder mit zwölf und Röttgen mit elf 
Prozent. Längere Zeit war von ihm we-
nig zu hören: Merz hatte nicht nur eine 
Corona-Infektion zu überstehen, son-
dern, als es in der Pandemie zu handeln 
galt, auch keinerlei politische Funktion 
und damit Verantwortung. Nun ist er 
wieder in den Medien: Dieses Mal mit 
Lob für Merkel, deren Politik er zuvor 
immer als „grottenschlecht“ bezeichnet 
hatte, aber auch mit vielen Ratschlägen 
für die Politik und eindeutigen Positio-
nen in Wirtschafts-, Innen-, aber auch 
Außenpolitik. Der Staat könne in der 
Krise nicht allen helfen. Er ist für vor-
sichtige Lockerungen, fordert aber, man 
müsse vor allem der Wirtschaft „eine 
Perspektive eröffnen“. Der Schutz des 
Lebens hätte vor anderen Grundrech-
ten „keinen absoluten Vorrang“. Der 
wirtschaftsnahe und konservative Merz 
konnte nach der aktuellen „Spiegel“-
Umfrage derzeit vor allem bei Anhän-
gern von FDP und AfD punkten.
� Nina Hager

Freundschaftsdienst
Bundesregierung verbietet Hisbollah

Die Bundesregierung hat gegen die 
Hisbollah („Partei Gottes“) in 
Deutschland ein Betätigungsver-

bot erlassen. Die Polizei durchsuchte am 
30. April in einer großangelegten Razzia 
mehrere Moscheen. Der US-Botschaf-
ter und ebenso der israelische Botschaf-
ter in Berlin begrüßten die Aktion. Die 
USA, Israel und Saudi-Arabien drängen 
seit Jahren darauf, nicht nur den militä-
rischen, sondern auch den politischen 
Zweig der Hisbollah als terroristische 
Organisation zu behandeln.

2016 erklärte der Golf-Kooperati-
onsrat – angeführt von Saudi-Arabien 
– die Hisbollah zu einer terroristischen 
Organisation. Die Arabische Liga folgte 
bald darauf, allerdings gegen die Stim-
men des Irak und des Libanon. Der da-
malige libanesische Außenminister Ge-
bran Bassil nannte die Hisbollah einen 
integralen Teil der libanesischen Gesell-
schaft von großer Bedeutung.

Nach Jahren der Regierungsbeteili-
gung der Hisbollah wurde das mit den 
Protesten wegen der Finanz- und Regie-

rungskrise des Libanon noch deutlicher 
als zuvor. Statt die Stabilität der Region 
zu untergraben, wie der israelische Bot-
schafter in Berlin behauptete, versuch-
te die Hisbollah alles, die Stabilität des 
Landes zu behaupten.

In ihren eigenen Worten übernahm 
sie „Verantwortung“, als sie die Regie-
rung unter Ministerpräsident Hassan 
Diab ermöglichte und sich daran betei-
ligte. Sie wandte sich damit gegen die 
Demonstranten, die über Monate ein 
Ende des Regimes aus Korruption und 
Seilschaften gefordert hatten und auch 
die Regierung Diab ablehnen. Es ist – 
wie bei der Unterstützung Syriens – eine 
durchaus konservative Politik, die einen 
möglichen Staatszerfall zu verhindern 
sucht.

Die Aktivitäten der Hisbollah sind 
keineswegs auf ihre schiitischen Unter-
stützer beschränkt. Viele Christen im 
Libanon vertrauen der Hisbollah mehr 
als anderen libanesischen Parteien und 
Organisationen. Kein Wunder – waren 
es doch gerade Soldaten der Hisbollah, 

die in Syrien christliche Dörfer und Ge-
meinden gegen die Angriffe der islamis-
tischen Terroristen verteidigten.

Als Gebran Bassil von der Bedeu-
tung der Hisbollah im Libanon sprach, 
ging es auch um die sozialen Einrichtun-
gen. Krankenhäuser, Schulen und eine 
Universität bieten medizinische Dienst-
leistungen und höhere Bildung auch 
Menschen mit kleinen Einkommen. Und 
wie andere Organisationen zeigt His-
bollah im „Krieg gegen Corona“ Flag-
ge. Ihre Trupps desinfizieren, Mediziner 
und medizinisches Gerät stehen bereit 
und einige Dutzend ihrer Krankenwa-
gen warten auf den Einsatz.

Die Hisbollah ist Teil der libanesi-
schen Gesellschaft. So sehr, dass auch 
die Korruption nicht mehr vor ihr Halt 
macht, wenn sie auch nicht dasselbe 
Maß erreicht wie bei anderen Parteien. 
Im November 2019 führten die Massen-
proteste zu neuen Korruptionsverfahren 
gegen libanesische Parteien und Politi-
ker. Der Generalsekretär der Hisbollah, 
Hassan Nasrallah, rief die Justiz auf, ihre 
Untersuchungen mutig zu führen. Wenn 
nötig, solle sie mit Hisbollah beginnen.

Was der Westen der Hisbollah vor-
wirft, ist ihr Widerstand gegen die isra-
elische Politik – und ihre militärische 
Stärke. Mit ihren Raketen kann sie Ziele 
überall in Israel erreichen und so zögert 
Israel vor Aktionen zurück, die zu einem 
erneuten Krieg gegen den Libanon füh-
ren könnten.

Nach wie vor herrscht lediglich Waf-
fenstillstand im Krieg zwischen dem Li-
banon und Israel. Israelische Flugzeuge 
verletzen das Waffenstillstandsabkom-
men immer wieder und greifen aus dem 
libanesischen Luftraum Ziele in Syrien 
an. Und wie zum Hohn erklären deut-
sche Behörden zur Verbotsverfügung, 
die Ideologie der Hisbollah richte sich 
gegen den Gedanken der Völkerverstän-
digung.� Manfred Ziegler

Aktivist demonstriert mit Hisbollah-Fahne in luftiger Höhe

Foto: Harout Arabian / Wikimedia Commons / CC BY 2.0

Corona-„Irrsinn“
Staat saniert Unternehmen, Arbeiter sollen zahlen

„Ziel muss es sein, dass wir die Subs-
tanz unserer Wirtschaft erhalten“, ver-
lautbarte Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier (CDU) am Vorabend 
des 1. Mai. Die aktuellen Zahlen zei-
gen, wer die Last dieser Substanzer-
haltung trägt: Innerhalb des Monats 
April stieg die Zahl der Erwerbslosen 
um über 300.000 an. 10,1 Millionen Be-
schäftigte sind aktuell in Kurzarbeit –
mehr als sieben Mal so viel wie in der 
Krise 2009. Immer mehr Kleinbetrie-
be und Geschäfte, die die monatliche 
Pacht nicht mehr aufbringen können, 
fallen in Insolvenz. Allein im Bereich 
des Einzelhandels stehen 50.000 Ge-
schäfte kurz vor dem Aus, wie der Ge-
schäftsführer des Handelsverbands 
Deutschland (HDE), Stefan Genth, am 
28. April der Presse mitteilte. 

Zur gleichen Zeit lagen der staatli-
chen Förderbank KfW Kreditanträge 
von 25.520 Unternehmen mit einem 
Gesamtvolumen von insgesamt 33,1 
Milliarden Euro vor, 25.183 Unterneh-
men erhielten bereits positive Beschei-
de. Staatliche Zuschüsse, Fördermittel, 
Hilfskredite und Bürgschaften für Un-
ternehmen summieren sich mittlerwei-
le auf über 1,5 Billionen Euro. Davon 
profitieren vor allem die großen DAX-
Unternehmen und jene Global Player, 
in deren Führungsetagen weiter ernst-
haft darüber nachgedacht wird, den Be-
zug der Fördermittel zur Auszahlung 
von Dividenden zu nutzen.

So schickte der Bremsenhersteller 
Knorr Anfang April 4.000 Arbeiter in 
die Kurzarbeit, nachdem der Vorstand 
kurz vorher angekündigt hatte, seine 
Liquiditätsreserven von 1,8 Milliarden 
Euro durch eine Kreditlinie um 750 
Millionen Euro zu erweitern: „Damit 
vergrößert das Unternehmen seinen 
operativen Handlungsspielraum.“ Ende 
April hieß es dann, die auszuschütten-
de Dividende werde 2020 höher aus-

fallen als im Vorjahr. Der Schutzschild 
des Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF) für Unternehmen mit mindes-
tens 50 Millionen Euro Umsatz im Jahr 
beschert diesen bis Ende 2021 weitere 
600 Milliarden Euro in Form einer „Ei-
genkapitalhilfe“. Die „schwarze Null“ 
und auch die im Grundgesetz veranker-
te Schuldenbremse sind vorerst verges-
sen.

Es gibt allerdings schon die ersten 
Vorschläge, wie das Bundesfinanzmi-
nisterium die Ausgaben „gegenfinan-
zieren“ könnte. Den Anfang machte 
der Chefökonom der Deutschen Bank, 
David Folkerts-Landau, der sich gene-
relle Steuererhöhungen für alle vor-
stellen kann: „Ich glaube, die Bevöl-
kerung trägt höhere Steuern mit, wenn 
das der Preis ist, um diese Krise unter 
Kontrolle zu bringen.“ Der Vorsitzen-
de der „Wirtschaftsweisen“, Lars Feld, 
wehrt ab – jedenfalls die Vermögenden 
sollen von neuen Steuerlasten freige-
stellt werden: „In dieser Lage über eine 
Vermögensabgabe zu reden ist Irrsinn.“

Der DGB ist anderer Ansicht: „Al-
lein das reichste Hundertstel der Be-
völkerung in Deutschland besitzt ein 
Gesamtvermögen von netto rund 3.800 
Milliarden Euro. Mit einer gerechten 
Vermögens- und Erbschaftssteuer bei-
spielsweise können diese Vermögen zur 
Bewältigung der Krise beitragen.“ Auch 
das Konzept des „Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung“ (DIW) geht 
in eine ähnliche Richtung: Eine einma-
lige Vermögensabgabe für das oberste 
Prozent der Steuerpflichtigen soll mit 
einem „Corona-Soli“ der reichsten 10 
Prozent kombiniert werden. Eine Ver-
mögensabgabe wurde zuletzt 1952 im 
Rahmen des Lastenausgleichsgesetzes 
zur gerechten Verteilung der Kriegsfol-
geschäden vorwiegend bei den Vermö-
genden eingezogen.
� Ralf Hohmann

Schulpsychologen werden es richten
Kommunalpolitische Kolumne von Vincent Cziesla

Armin Laschet (CDU) bekommt Kon-
kurrenz. Seit Wochen gilt der NRW-Mi-
nisterpräsident unbestritten als der un-
geschickteste und orientierungsloseste 
Krisenmanager unter den Landespoliti-
kern. Doch ausgerechnet seine Schulmi-
nisterin Yvonne Gebauer (FDP) droht 
nun, ihn abzulösen. Den Grundstein 
für diese Karriere legte sie Mitte April 
in einem WDR-Interview. Zuvor hatte 
die Landesregierung die vorgezogenen 
Schulöffnungen für Abschlussklassen 
in NRW verkündet. Da konfrontierte 
eine Schülervertreterin die Ministerin 
mit der Angst vieler Schüler, sich oder 
ihre vorerkrankten Verwandten anzu-
stecken. Gebauers Antwort war überra-
schend deutlich: „Wir haben natürlich 
auch vereinzelt Todesfälle, mit denen die 
Schülerinnen und Schüler klarkommen 
müssen.“ Man biete jedoch Schulpsycho-
logen und telefonische Beratung an.

Genauso gut hätte sie auch sagen 
können: „Doof, dass Oma und Opa ster-
ben. Aber unsere Psychologen kriegen 
euch schon wieder hin.“ Und wofür? Für 
die Illusion eines „normalen Abiturs“ 
und die damit verbundene, schnellst-
mögliche Verwertbarkeit der Schülerin-
nen und Schüler. Dieses Vorgehen blieb 
nicht unbeantwortet. Am Morgen des 23. 
April protestierte das „Aktionsbündnis 
Schulboykott NRW“ in Düsseldorf ge-
gen die übereilten Öffnungen. Während 
die Demonstranten strengste Sicher-
heitsauflagen einhalten und die Teil-
nehmerzahl begrenzen mussten, ström-
ten die Abschlussjahrgänge unter sehr 
unterschiedlichen Bedingungen in die 
Klassenzimmer. 

Die Hygienehinweise der Landesre-
gierung kamen spät, ließen wichtige Fra-
gen offen und gaben den Schulträgern 
gerade einmal drei Tage Zeit, um das 
angeordnete Hygienematerial zu besor-
gen. In seiner Not forderte der „Städte-
tag NRW“ eine Verschiebung des Schul-

starts auf den 27. April. Laschet und Ge-
bauer reagierten empört und erklärten 
ihrerseits, dass die Gemeinden genügend 
Vorbereitungszeit gehabt hätten. Es ent-
brannte ein Streit zwischen Land und 
Kommunen darüber, wer für den miss-
lungenen Start in den Schulbetrieb ver-
antwortlich war. Über die wesentlichen 
Fragen wurde jedoch nicht diskutiert. 
Seit Jahren sind viele Schulen marode, 
die Klassenzimmer verschmutzt und die 

Sanitäreinrichtungen unbenutzbar. Wie 
sollten aus diesen Zuständen innerhalb 
weniger Wochen hygienisch einwand-
freie Lernräume erwachsen? Der Man-
gel an eigenem Personal und die priva-
tisierte Schulreinigung taten ihr Übriges 
dazu.

Gebauer versuchte schließlich den 
Befreiungsschlag, indem sie die Schu-
löffnungen kurzerhand als „gut gelun-
gen“ bezeichnete, obwohl deren Aus-
wirkungen auf die Verbreitung von Co-
vid-19 noch völlig unklar waren. Prompt 
folgte Kritik der „Gewerkschaft für Er-
ziehung und Wissenschaft“ (GEW), die 
von einem „sehr hohen Risiko“ sprach. 
Unterdessen bemühte sich der Minis-

terpräsident, die Wogen zu glätten und 
die Gemeinden zu besänftigen. Doch 
es folgte der nächste Eklat. Offenbar 
eigenmächtig verschickte das Schulmi-
nisterium eine Rundmail mit Erlasscha-
rakter: Die Grundschulen, so hieß es in 
dem Schreiben, sollten ab dem 11. Mai 
für alle Schülerinnen und Schüler in ei-
nem rollierenden System wieder öffnen. 
Laschet, der gerade erst von einem klä-
renden Gespräch mit den Kommunen 
zurückgekehrt war, machte die Düssel-
dorfer Chaostage perfekt. In einer Pres-
sekonferenz ordnete er die „Korrektur“ 
der E-Mail, also die Absage des geplan-
ten Grundschulstarts, an und demontier-
te damit öffentlich, was von Gebauers 
ministerialer Aura noch übrig war. 

Die Gemeinden wehren sich ver-
mehrt gegen widersprüchliche Erlasse 
und kurzsichtige Entscheidungen. Das 
ist gut, aber die Unsicherheit von Schü-
lern, Eltern und Lehrern bleibt. Das irr-
lichternde Regierungspersonal trägt we-
der zur Lösung noch zur Beruhigung bei. 
Doch Armin Laschet dürfte der ganze 
Rummel nur recht sein: Sollte sich bald 
herausstellen, dass die chaotischen Schu-
löffnungen zur Katastrophe führen, steht 
mit Yvonne Gebauer schon ein gut vor-
bereitetes Bauernopfer bereit.

Vincent Cziesla

Jeden Mittwoch erscheint der UZ-
Podcast mit spannenden Gästen zu 
aktuellen Themen auf unsere-zeit.
de und auf den Plattformen „Spo-
tify“ , „Soundcloud“ , „Anchor.fm“ 
und „YouTube“ .
Bis jetzt waren unter anderem zu 
hören der Kuba-Experte Volker 
Hermsdorf zur Rolle Kubas wäh-
rend der Corona-Pandemie, die Ärz-
tin Monika Münch-Steinbuch zur Si-
tuation in den Krankenhäusern und 
der Rechtsanwalt Tim Engels zum 
Grundrechteabbau.
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Petition unterschreiben!
Mehr als 7.000 Menschen haben inzwischen die Petition der DKP für die Aufhe-
bung aller Sanktionen, die die Bekämpfung der Corona-Pandemie behindern, un-
terschrieben. Am 23. April hat auch die Fraktion „Die Linke“ einen entsprechenden 
Antrag in den Bundestag eingebracht. „Gerade in der Corona-Krise ist das Gebot 
der Stunde, den Wahnsinn der Wirtschaftskriege endlich zu beenden“ , erklärte die 
Abgeordnete Zaklin Nastic, die den Antrag initiiert hatte, gegenüber der Tageszei-
tung „junge Welt“ . Wirtschaftskriege seien zwar „eine leisere Art der Kriegfüh-
rung“ , aber die Sanktionen seien „nicht weniger verbrecherisch und mörderisch“ . 
Nicht umsonst werde dieses Instrument als „Massenvernichtungswaffe des 21. 
Jahrhunderts“ bezeichnet. 
Die DKP wirbt weiter um Unterzeichnung ihrer Petition, um mehr Menschen auf 
diese Massenvernichtungswaffe, deren Wirkung wir im Iran und in Syrien sehen 
und die auch Kuba und Venezuela bedroht, aufmerksam zu machen und Wider-
stand dagegen zu entwickeln. Im Folgenden veröffentlichen wir weitere Stimmen 
zu der Petition:

Natürlich habe ich als Vorsitzende des 
„Netzwerk Kuba“ die Petition sofort 
unterschrieben. Wir als Zusammen-
schluss von rund 40 Gruppen der 
Kuba-Solidarität kämpfen schon lan-
ge nicht nur gegen die Blockade der 
USA gegen Kuba, sondern gegen die 
Sanktionspraxis auch der europäi-
schen Staaten gegen jedes Land, das 
nicht ihren Vorstellungen entspre-
chend regiert wird. Diese Maßnah-

men verstoßen gegen das Völkerrecht 
und sind in der gegenwärtigen Situ-
ation der Pandemie kriminell – sie 
können und werden Menschenleben 
kosten. Im Gegensatz dazu rührt uns 
zutiefst der selbstlose und humanis-
tische Einsatz der kubanischen me-
dizinischen Brigaden in inzwischen 
22 Ländern, obwohl die Insel selbst 
schwer unter den Folgen der Epide-
mie leidet. Unser Land könnte von 
einer intensiven Zusammenarbeit im 
medizinischen Bereich insbesondere 
mit Kuba nur profitieren – die Bun-
desregierung müsste dafür die Wei-
chen stellen. 
� Angelika Becker,  Vorsitzende des 
� „Netzwerk Cuba - Informationsbüro e.V.“ 

Die Menschheit steht vor einer der 
größten Herausforderungen im Rin-
gen um ihre Existenz. Die „Corona-
Krise“ breitet sich auf dem Höhe-

punkt der Krise des kapitaldominier-
ten Systems aus, das sich mit seinen 
Sanktionen einer vernünftigen Lö-
sung der Krise in den Weg stellt. 

Ich unterstütze deshalb die Peti-
tion mit der Forderung an den Bun-
destag, alle Sanktionen sofort aufzu-
heben. Mögen die gewählten Abge-
ordneten doch damit beweisen, dass 
sie souverän ihrer Entscheidung der 
Vernunft und ihrem Gewissen folgen 
können, im Interesse des deutschen 
Volkes.
� Bruno Mahlow, 
� Mitglied des Ältestenrates der Partei „Die Linke“

Bitten haben die Herzen der Herr-
schenden nur selten erreicht. Aber 
die Herzen vieler da unten sind noch 
nicht versteinert. Daher sind Petitio-
nen nicht unwichtig. Aus der zerschos-
senen Bittprozession zum Zaren, 1905, 
entwickelte sich eine Revolution. Die 
ging zwar schief, war aber auch Lern-
schritt für 1917.

Die „Oberen“ führen einen mör-
derischen Krieg gegen die Unbotmä-
ßigen. Menschenleben sind ihnen nur 
wert, wenn sie ihren Profit mehren. 
„Der Krieg wächst aus ihrem Frieden 
wie der Sohn aus der Mutter. Er trägt 
ihre schrecklichen Züge. Ihr Krieg tö-
tet, was ihr Friede übriggelassen hat“ 
(Brecht). Weg mit den mörderischen 
Sanktionen!
� Erich Schaffner, Schauspieler und Rezitator

Die völkerrechtswidrige und men-
schenrechtswidrige Politik der USA 
und ihrer Verbündeten in Zeiten der 
Corona-Krise muss ein Ende haben. 
Es kann nicht sein, dass versucht 
wird, Staaten wie Kuba, Venezuela, 
Iran, Syrien, die Russische Föderation 
und viele weitere durch Wirtschafts-
sanktionen zu erdrosseln, nur weil de-
ren Politik nicht den Interessen der 
USA entspricht. Die von den USA 
verhängten Sanktionen sind aggres-
sive Kriegspolitik gegen Länder, die 
sich gegen die imperialistische Politik 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
auflehnen.

Kuba, welches als kleines Land 
seit über 60 Jahren den imperialis-
tischen Gelüsten des großen Nach-
barn standhält, schickt Hilfe in Form 
von Medikamenten und Ärzten in die 
Welt, um die Corona-Pandemie zu 
bekämpfen, während der US-ameri-
kanische Präsident dazu aufruft, Des-
infektionsmittel zu trinken. Wir brau-
chen eine Politik der Solidarität und 
gegenseitigen Hilfe, um die Corona-
Krise und all ihre Konsequenzen als 
Menschheit gemeinsam zu überwin-
den. Schluss mit allen Sanktionen 
weltweit!
	 � Tobias Thiele, Liedermacher

Atommacht Deutschland?
Kramp-Karrenbauer will „nukleare Teilhabe“ erhalten
Kramp-Karrenbauer will die „nukleare Teilhabe“ Deutschlands in der NATO mit 
neuen F-18-Kampfflugzeugen sichern. In Büchel lagern dazu die Atomsprengköpfe. 
Aber die Bundesregierung denkt über weitere Möglichkeiten nach, um Atommacht 
zu werden. UZ sprach mit Marion Küpker, Friedensreferentin beim deutschen Zweig 
des Internationalen Versöhnungsbundes und Sprecherin der Kampagne „Büchel 
ist überall! atomwaffenfrei.jetzt“ .

UZ: Warum will Frau Kramp-Karren-
bauer F-18 Bomber aus den USA kaufen?

Marion Küpker: Kramp-Karrenbauer 
will insgesamt 135 neue Kampfflugzeuge 
kaufen. Darunter 45 F-18-Kampfflugzeu-
ge von Boeing, 30 davon sollen Atom-
waffen tragen können. Diese sind für 
die circa 20 Atombomben in Büchel ge-
plant, aber vor allem sind sie wichtig für 
die neuen Atombomben, die ab 2025 vor-
aussichtlich nach Büchel kommen sollen.

Kramp-Karrenbauer hat den USA 
gesagt, Deutschland will die Kampf-
flugzeuge für die US-Atombomben, 
während das in der SPD umstritten ist 
und viele sich fragen, warum wir die 
„nukleare Teilhabe“ brauchen.

UZ: Es hieß, dass die Atomsprengköpfe, 
die in Büchel lagern, für 48 Stunden in 
den USA waren?

Marion Küpker: Ja, offiziell wurde 
eine neue Software aufgespielt. Der 
Friedensforscher Otfried Nassauer 
hat dazu noch mehr recherchiert: Die 
Atombomben waren sehr wahrschein-
lich nicht nur für eine neue Software 
dort, sondern sollten in ihrer Zünd-
funktion „sicherer“ gemacht werden.

Bisher hat die Bundesregierung immer 
argumentiert, man könne aus der „nukle-
aren Teilhabe“ nicht aussteigen, weil die 
Bundesregierung bisher in der NATO von 
einem Mitspracherecht ausging, wenn ein 
atomarer Ersteinsatz drohe und Nein sa-
gen zu können, um diesen verhindern.

Jetzt gibt es aber neue Entwick-
lungen. Ende 2019 patrouillierte zum 
ersten Mal ein US-amerikanisches U-
Boot, bestückt mit einer nuklearen Tri-
dent-D5-Rakete, um Europa herum. 
Diese Rakete wäre in der Lage gewe-
sen, einen Ersteinsatz durchzuführen, 
was auch im Februar in einem Manö-
ver geübt wurde Der NATO-Oberbe-
fehlshaber Tod Wolters bekannte sich 
damals, ein „Fan einer flexiblen Er-
steinsatzpolitik“ zu sein. US-U-Boo-
te sind der NATO in Krise und Krieg 
nicht mehr unterstellt, das heißt, es gibt 
für diese Atomraketen kein Mitbestim-
mungsrecht für Deutschland, wie es die 
nukleare Teilhabe der NATO vorsieht. 

In der „Monitor“-Sendung „Hoch-
rüsten um jeden Preis: Die neuen nu-
klearen Pläne der USA“ wurde auf-
gezeigt, dass die Pläne von Trumps 
Sicherheitsberater John Bolton sich 
eindeutig gegen Russland und auf 

hier in Europa stattfindende Atom-
kriege richten. Elbridge A. Colby vom 
„Center for a New American Securi-
ty“ sagt, dies sei „die richtige Strategie 
und die richtigen Waffen, um einen be-
grenzten Atomkrieg zu führen und zu 
gewinnen“. Die Atombomben, die wir 
hier in Deutschland haben, bekommen 
so eine andere Funktion, da sie nicht 
mehr für einen Ersteinsatz gebraucht 
werden. US-U-Boote sind der NATO 
in Krise und Krieg nicht mehr unter-
stellt, das heißt, es gibt für diese Atom-
raketen kein Mitbestimmungsrecht 
Deutschlands, wie es bei der nuklea-
ren Teilhabe der NATO der Fall sein 
soll. Damit stellt sich die Frage, womit 
denn jetzt die weitere nukleare Teilha-
be Deutschlands in der NATO politisch 
überhaupt noch gerechtfertigt werden 
kann? Letztendlich ist die geplante 
Anschaffung neuer F-18-Kampflug-
zeuge nichts weiter als ein Milliarden-
geschenk an die US-Rüstungsindustrie.

UZ: Es ist also nur folgerichtig, wenn 
der Stellvertretende Unions-Fraktions-
vorsitzende im Bundestag, Johann Wa-
dephul, die Euro-Atombombe ins Spiel 
bringt?

Marion Küpker: Die Euro-Atombombe 
ist für die Bundesregierung eine weitere 
Option, aber noch Zukunftsmusik. Frank-
reich würde sie stellen und Deutschland 
könnte daran teilhaben. Macron hatte 
auf der Münchner Sicherheitskonferenz 
dieses Jahr deutlich dafür geworben, dass 
Frankreich dazu bereit wäre.

Was dafür spricht, ist der Fakt, dass 
die Eurofighter, von denen 90 Stück be-
stellt werden sollen, für Atombomben 
aufgerüstet werden können. Jedoch 
möchten Deutschland und Frankreich 

die Daten des Eurofighters nicht an die 
USA geben und die USA wollen so nur 
von ihnen gebaute Kampfflugzeuge 
ausrüsten. Da stehen die NATO-Ver-
bündeten in Konkurrenz zueinander.
Aber wie gesagt, das ist noch Zukunfts-
musik. Sicher ist bis jetzt, dass die B-61-
12 – die neuen Atombomben, die in 
Büchel gelagert werden sollen – ab 
nächstes Jahr in Produktion gehen.

UZ: Deutschland hat, wie alle anderen 
NATO-Staaten, den Atomwaffen-Ver-
botsvertrag der Vereinten Nationen nicht 
unterschrieben. Kann Deutschland als 
Atommacht noch aufgehalten werden?

Marion Küpker: Aus der Zivilbevölke-
rung gibt es immer mehr Druck, dass 
die Bundesregierung den Atomwaffen-
Verbotsvertrag unterzeichnet. Mittler-
weile haben 88 Städte – alle großen 
Städte sind dabei – den Städteappell 
unterzeichnet und in vier Bundeslän-
dern (Bremen, Berlin, Rheinland-Pfalz 
und Hamburg) gibt es Beschlüsse dazu. 
Die Bürgermeister präsentieren da-
mit mindestens 24 Prozent der Ge-
samtbevölkerung in Deutschland. Sie 
wollen nicht, dass Geld für diese un-
nützen Waffen verschwendet wird. Das 
spielt in Hinblick auf Corona eine gro-
ße Rolle, weil es die Städte sind, denen 
die Gewerbesteuer wegbricht, und 
der Zivilgesellschaft fehlt das Geld 
an allen Ecken und Enden. Das Gan-
ze verschlimmert sich noch durch die 
Klimakrise und die Finanzkrise, in die 
wir immer tiefer reinrutschen. Aber es 
ist unser Faustpfand, dass diese milli-
ardenschweren Militärausgaben nicht 
durchgeführt werden können.

UZ: Die Aktionen in Büchel fallen we-
gen Corona aus. Gibt es schon Überle-
gungen, wie man trotzdem Widerstand 
leisten kann?

Marion Küpker: Wir mussten auf einer 
Aktions-Videokonferenz beschließen, 
dass die Großveranstaltungen in Bü-
chel ausfallen müssen, wie zum Bei-
spiel der Kirchentag und die gesamte 
Camp-Phase von sechs Wochen vor 
Ort – wo ja auch die DKP für mehre-
re Tage wieder teilnehmen wollte. Die 
internationalen Gäste können auch 
nicht kommen, weil es ein Einreisever-
bot gibt. Alle großen Events sind nicht 
nur bis zum Sommer, sondern für das 
ganze Jahr abgesagt, weil es nicht ab-
sehbar ist, dass sich bezüglich Corona 
etwas entscheidend ändern wird. Wir 
unterstützen aber kleinere regionale 
Proteste. Wir dürfen uns das Demons-
trations- und Versammlungsrecht nicht 
nehmen lassen.
� Das Gespräch führte Christoph Hentschel

Die DKP blockierte 2019 die Zugänge zum Fliegerhorst Büchel

Die DKP hält die Absage von Großaktionen, wie sie in 
den letzten Jahren vor dem Fliegerhorst stattfanden 
und wachsende Unterstützung wie öffentliche Auf-
merksamkeit erfuhren, für richtig. Das Aktionscamp, an 
dem wir uns in den letzten Jahren beteiligten, könnte 
keine angemessenen Bedingungen zum Schutz vor In-
fektionen gewährleisten. Das ist so realistisch wie be-
dauerlich.
Marion Küpker weist zu Recht darauf hin, dass wir uns da-
mit nicht der Möglichkeit berauben, kleinere regionale Pro-
teste zu organisieren.

Wir Kommunistinnen und Kommunisten werden uns eben-
so wie andere Gruppen der Friedensbewegung nicht davon 
abhalten lassen, weiter Widerstand gegen die imperialisti-
schen Kriegsplanungen und -vorbereitungen der NATO zu 
leisten. Das gilt auch, wenn wir in diesem Jahr unsere ur-
sprüngliche Planung, uns über mehrere Tage (9. bis 12. Juli) 
an der Aktionspräsenz in Büchel zu beteiligen, nicht werden 
umsetzen können.
Die DKP Rheinland-Pfalz wird den Bedingungen angemes-
sene Aktionsvorschläge erarbeiten und zur Beteiligung ein-
laden.

Marion Küpker
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Venezolanische Streitkräfte haben einen Söldnerangriff zurückgeschlagen.

Zu leben ist wunderbar
Denis Goldberg, Kämpfer gegen das 
Apartheidregime, ist gestorben
Als in Südafrika im Juni 1964 das Urteil 
gegen acht Anti-Apartheid-Kämpfer an-
stand – unter ihnen Nelson Mandela –, 
mussten die Angeklagten mit dem Todes-
urteil rechnen. Der Spruch des Rassisten-
gerichts lautete auf lebenslange Haft. Der 
Angeklagte Denis Goldberg schilderte 
Jahrzehnte später in einem Rundfunkin-
terview seine Reaktion: „Wir haben ge-
lacht und ich rief meiner Mutter, die im 
Gerichtssaal saß, zu, dies bedeute zu le-
ben, und zu leben sei wunderbar.“ Es war 
diese Lebenszugewandtheit, die Denis 
Goldberg die folgenden mehr als 22 Jah-
re der Haft ungebrochen überstehen ließ.

Denis Goldberg, 1933 als Sohn jüdi-
scher Eltern mit litauischen Wurzeln in 
Kapstadt geboren, hatte sich 1957 der 
Südafrikanischen Kommunistischen Par-
tei angeschlossen. 1961 wurde der junge 
Ingenieur Mitglied des bewaffneten Arms 
des ANC, Umkhonto we Sizwe (Speer der 
Nation). Seine erste Gefängniserfahrung 
machte er 1960, als er und seine Mutter 
wegen Unterstützung von Streiks der 
Schwarzen ohne Verfahren vier Monate 
lang in Haft waren. 

Die Verhaftung und Verurteilung im 
nach einem Stadtteil von Johannesburg 
benannten Rivonia-Prozess erfolgten we-
gen der Rekrutierung von Kämpfern und 
„Vorbereitung einer Revolution“. 30 Jah-
re alt war Goldberg, als das Rassistenre-
gime ihn hinter Mauern einschloss, 52 war 
er, als er 1985 aufgrund internationalen 
Protests entlassen wurde. Die endlosen 
Gefängnisjahre hat er genutzt, um sich 
weiterzubilden. Unter anderem brachte 
er sich selbst die deutsche Sprache bei 
und zitierte später gern Brecht: „Unter 
die Menschen kam ich zur Zeit des Auf-
ruhrs/Und ich empörte mich mit ihnen./
So verging meine Zeit,/Die auf Erden mir 
gegeben war.“

Aus dem Gefängnis heraus wurde 
Goldberg zum Flughafen gebracht und 

nach Israel ausgeflogen, wo er seine Frau 
und seine beiden Kinder wiedersah. Isra-
els Kumpanei mit dem Apartheidregime 
und die Palästina-Politik trieb die Fami-
lie von dort ins Londoner Exil, wo er So-
lidarität für den Anti-Apartheid-Kampf 
organisierte. Nach dem Sieg des ANC bei 
den Wahlen 1994 gründete er „HEART“, 
eine Organisation, die Spendengelder für 
Projekte in Townships sammelte.

Erst 2002, nach dem Tod seiner Frau 
im Jahr 2000, betrat Denis Goldberg wie-
der südafrikanischen Boden und über-
nahm politische Aufgaben. Nach dem 
Tod seiner zweiten Frau, einer deutschen 
Genossin, zog er sich von seinen Ämtern 
zurück, kritisierte aber weiterhin scharf 
korrupte ANC-Veteranen für den Ver-
rat der Ideale, für die sie einst gekämpft 
hatten. Am 27. April ist er, 87-jährig, ge-
storben.

Die Südafrikanische Kommunistische 
Partei beklagt den Verlust eines Genos-
sen, der sein bewusstes Leben lang ge-
gen Unterdrückung und für Gleichheit 
stand: „In den letzten Jahren hat Genos-
se Denis mit dem gleichen unbeugsamen 
Geist, mit dem er gegen die Apartheid 
und den Kapitalismus gekämpft hat, ge-
gen Krankheiten gekämpft. Er blieb bis 
zu seinem letzten Atemzug ein Aktivist.“ 
Das von ihm gegründete Kultur- und Bil-
dungszentrum „Haus der Hoffnung“ in 
Hout Bay, Kapstadt, wird über seinen Tod 
hinaus wirken. „Es ist eine Vision, die 
die Leidenschaften meines Lebens ver-
bindet: die Schaffung nichtrassistischer 
und vorurteilsfreier Gemeinschaften, 
die Verwirklichung des Potenzials jun-
ger Menschen … Einen Raum zu schaf-
fen, in dem junge Menschen Kreativität 
und Ausdrucksfähigkeit entwickeln kön-
nen, wird mein dauerhafter Beitrag zur 
Zukunft von Hout Bay sein, das so lange 
mein Zuhause war.“ 
� Manfred Idler

Bolsonaro-Dämmerung?
Nach miesem Corona-Handling droht dem 
brasilianischen Präsidenten die Absetzung
Beklemmende Bilder: In Sao Pau-
lo heben Bagger Gräber für die am 
Coronavirus Gestobenen aus. 800 je-
den Tag. Brasiliens Gesundheitssys-
tem ist wie viele andere nicht für die 
Abwehr einer solchen Seuche einge-
richtet. Die neoliberale Formierung 
unter dem Diktat des IWF und der 
Weltbank hat, was vorhanden war, fi-
nanziell ausgetrocknet und zerstört. 
Es gibt keine Tests, kaum Schutzklei-
dung, keine angemessene medizini-
sche Versorgung.

Die Zahl der Corona-Fälle in Bra-
silien hat die 100.000er-Marke über-
schritten. Rund 7.000 Menschen sind 
hier bislang am Virus gestorben. Die 
Zahl der Neuinfektionen ist sprung-
haft gestiegen. Da es kaum Tests gibt, 
ist die Dunkelziffer erheblich, noch 
höher als in den kapitalistischen 
Hauptstaaten. 

In Brasiliens Armenvierteln le-
ben dichtgedrängt 13 Millionen Men-
schen. Soziale Distanz, Hygiene, sau-
beres Wasser, Desinfektionsmittel, 
Schutzkleidung und Stärkung des 
Immunsystems durch gesunde Er-
nährung ist hier kaum zu erreichen. 
Die Seuche kann jeden treffen, aber 
sie trifft die Armen zuerst.

Präsident Jair Messias Bolsonaro, 
der sich gern als „Tropical Trump“ 
feiern lässt, gehört zu den Covid-
19-Verharmlosern: Corona sei nur 
Phantasie oder eine Art leichter 
Grippe. Klar, Tausende seien gestor-
ben, aber was soll’s, er heiße zwar 
Messias, aber zaubern könne er nicht. 
Mit Sprüchen dieser Art macht man 
sich nicht beliebt. besonders nicht bei 
jenen, die gerade den Tod eines An-
gehörigen zu beklagen haben. 

Bolsonaros Popularitätswerte 
sanken Ende April auf 29 Prozent. 

40 Prozent der Befragten fanden ihn 
„furchtbar“.

Hinter den Kulissen ist ein Macht-
kampf entbrannt. Mitte April feuerte 
Bolsonaro seinen Gesundheitsminis-
ter, der sich der Verharmlosungsstra-
tegie seines Präsidenten nicht an-
schließen mochte. Am 22. April ent-
ließ er den Chef der Bundespolizei, 
Maurício Valeixo. Darauf trat der Jus-
tizminister zurück und beschuldigte 
den Präsidenten, sich unrechtmäßig 
der Kontrolle über die Bundespolizei 
bemächtigen zu wollen. Er war der 
achte Minister, der das Kabinett Bol-
sonaro verließ oder verlassen muss-
te. Um den Präsidenten ist es einsam 
geworden. 

Brasilien ist zu bedeutend, als dass 
es Washington egal sein könnte, was 
im „US-Hinterhof“ passiert. Die bra-
silianischen Ölreserven werden mit 
30 Billionen Dollar bewertet. Die 
USA, Brasilien und Argentinien ste-
hen für 82 Prozent der globalen So-
japroduktion. Auf beides ist China 
dringend angewiesen, der Top-Han-
delspartner Brasiliens. Das Land ist 
aus der Zeit Lula da Silvas Mitglied 
der BRICS-Gruppe, die eine vom 
Imperium unabhängige Entwick-
lungspolitik verfolgt.

Mit Bolsonaro war der „Tropical 
Trump“ gefunden, der jede Wendung 
Washingtons nachvollzog. 

Allerdings ist mit dem dumpfen 
Protofaschisten nicht viel Staat zu 
machen. Er geriet in Bezug auf Chi-
na zum Teil in massiven Konflikt mit 
den Handels- und Wirtschaftsinter-
essen seiner brasilianischen Hinter-
männer. Es sieht nach einem Wech-
sel der Frontfiguren aus. Mit Sergio 
Moro käme ein weiterer Mann Wa-
shingtons zum Zug.
� Klaus Wagener

Söldnerinvasion zurückgeschlagen
Venezuela trotzt Invasionsversuch und führt Dreifrontenkrieg

Am Sonntag versuchte eine 
Gruppe von Söldnern, mit 
Schnellbooten im venezolani-

schen Bundesstaat La Guaira zu lan-
den. Es kam zu einem Gefecht, da-
bei kamen acht Menschen ums Le-
ben, unter ihnen sechs der Söldner. 
Zwei Terroristen konnten lebend ge-
fangengenommen werden. Sturmge-
wehre, Munition, Fahrzeuge und an-
dere Ausrüstungsgenstände wurden 
beschlagnahmt. Einer der Gefange-
nen steht mit der US-Antidrogen-
behörde DEA in Verbindung. Laut 
dem venezolanischen Innenminister 
Néstor Reverol war es das Ziel der 
Terroristen, Anschläge zu verüben 
und gezielt Führungspersönlichkei-
ten der Revolutionären Regierung 
zu ermorden.

Die Kommunistische Partei Vene-
zuela (PCV) verurteilt den Versuch 
der militärischen Invasion. Während 
das Land mit der Corona-Pandemie 
konfrontiert ist, geht von der Trump-
Regierung eine beispiellose Eskalati-
on der Gewalt gegen Venezuela aus, 
um die rechtmäßige Regierung von 
Nicolás Maduro zu stürzen.

Der Angriff der Söldner fand im 
Rahmen des vielschichtigen Aggressi-
onsplans des US-amerikanischen und 
europäischen Imperialismus gegen 
Venezuela statt. Es zeigt sich einmal 
mehr, dass die Regierung der USA 
mit der Komplizenschaft der parami-
litärischen und terroristischen Regie-
rung von Iván Duque in Kolumbien 
destabilisierende Aktionen vorberei-
tet mit dem Ziel, Gewalt auf venezo-
lanisches Territorium zu tragen. Es ist 
an der Zeit, die venezolanischen pa-
triotischen und antiimperialistischen 
Kräfte zu vereinen. Zu diesem Zweck 
ist es unerlässlich, die Rolle der Ar-
beiterklasse und der Werktätigen in 
Stadt und Land in Richtung des po-

litischen Prozesses in Venezuela und 
für ihre gerechten Forderungen zu 
stärken.

In dieser Stunde neuer Aggressio-
nen des Imperialismus und seiner äu-
ßeren und inneren Lakaien ist die in-
ternationale Solidarität, die von den 

Völkern der Welt und ihren demokra-
tischen, fortschrittlichen und revolu-
tionären Organisationen stets geübt 
wurde, noch viel nötiger als bisher, 
um gegen die Einmischung der USA 
zu kämpfen, die Aufhebung einseitiger 
Zwangsmaßnahmen zu fordern und 
die verbrecherische Blockade gegen 
Venezuela zu beenden.

Der 1. Mai, wie ihn Venezuela 
noch nie erlebt hat, stand im Zeichen 

der Pandemie.  Trotzdem war es ein 
kämpferischer Tag der PCV und der 
Nationalen Front für den Kampf der 
Arbeiterklasse (FNLCT) innerhalb 
eines breiten antiimperialistischen 
und antikapitalistischen Bündnisses. 
Im ganzen Land gab es viele kleinere 

Aktionen. Dieser 1. Mai wurde durch 
drei Themen bestimmt: den Kampf 
für Frieden und Souveränität, zwei-
tens die Verteidigung der Rechte der 
Arbeiterklasse und den Kampf gegen 
den Kapitalismus und drittens den 
Kampf gegen die Corona-Pandemie.

Venezuela läuft derzeit Gefahr, 
ein neuer Kriegsschauplatz zu wer-
den. Trump verhält sich weiter wie 
ein selbstgerechter Kolonialherr. 

Erst brüllt er, dass Präsident Madu-
ros Tage gezählt seien, dann setzt er 
15 Millionen Dollar Kopfgeld, lebend 
oder tot, auf ihn aus. Weiter begrüßt 
er die Tatsache, dass die Strategie 
zur finanziellen Erdrosselung Vene-
zuelas wirksam sei: „Die Druckkam-
pagne gegen Venezuela funktioniert. 
Die von uns verhängten Finanzsank-
tionen (…) haben die Regierung ge-
zwungen, sowohl mit den Staatsschul-
den als auch mit den Schulden ihrer 
Ölgesellschaft PDVSA in Verzug zu 
geraten. Und was wir sehen (…) ist 
ein totaler wirtschaftlicher Zusam-
menbruch in Venezuela. Unsere Po-
litik funktioniert also …“

Die Wirtschaft und das normale 
Leben der venezolanischen Familien 
sind von der Blockade und den Sankti-
onen stark betroffen. Sie müssen dazu 
noch unter ständigen Kriegsdrohun-
gen seitens der USA und der NATO 
leben.

Die Pandemie, die die Menschheit 
plagt, hat allen die Grenzen der kapi-
talistischen Produktionsweise offen-
bart. Es ist offensichtlich, wie die Ent-
wicklung der Produktivkräfte, wenn 
sie durch die überholten kapitalisti-
schen Produktions- und Aneignungs-
verhältnisse behindert wird, nicht nur 
eine größere Anfälligkeit der Gesell-
schaft für mögliche Gesundheits-, 
Umwelt- und andere Krisen schafft, 
sondern auch den koordinierten und 
effizienten Einsatz der Kräfte der Ge-
sellschaft verhindert, die diese Art von 
Epidemien und Bedrohungen über-
winden könnten.

Deshalb fordert die Arbeiterklasse 
an diesem 1. Mai weiter das sofortige 
Ende der US-Blockade und der Wirt-
schafts- und Finanzsanktionen der 
USA und Europäischen Union.
� Carolus Wimmer,  
� Internationaler Sekretär der PCV
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Kuba hilft der Welt 
– helfen wir Kuba
Die von der US-Regierung immer 
weiter verschärfte Blockade gegen 
Kuba gefährdet immer mehr Men-
schenleben. Zuletzt wurde durch 
den Aufkauf zweier Schweizer Be-
atmungsgerätehersteller verhin-
dert, dass schon bestellte, dringend 
benötigte Geräte nach Kuba ge-
liefert werden (Siehe UZ vom 24. 
April).

In einer Situation, in der kuba-
nische Medizinbrigaden mit mehr 
als 1.500 Medizinerinnen und Me-
dizinern in mehr als 22 Ländern, 
darunter auch in Italien, Andor-
ra, Katar, Venezuela, Mexiko und 
Ländern der Karibik, gegen das 
Coronavirus kämpfen, um die Aus-
breitung der Pandemie einzudäm-
men, gefährdet die Verschärfung 
der Blockade die Errungenschaf-
ten des kubanischen Gesundheits-
wesens.

Während Kuba der Welt hilft, 
versuchen die USA, jegliche Ko-
operation mit der Karibikinsel zu 
unterbinden. Neben dem Ankauf 
von Beatmungsgeräten stellt mo-
mentan auch der Import von Me-
dikamenten ein Problem dar.

Durch die Pandemie ist der 
Tourismus in Kuba komplett ein-
gebrochen, es fehlen zusätzlich 
wichtige Devisen für die Beschaf-
fung von Nahrungsmitteln und das 
Aufrechterhalten der wirtschaftli-
chen Aktivitäten. Das sozialisti-
sche Kuba braucht jetzt unsere 
Hilfe.

Wir wollen gemeinsam mit der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-
Kuba dringend benötigte Beat-
mungsgeräte anschaffen und nach 
Kuba schicken.

Wir bitten um Spenden auf das 
Spendenkonto des DKP-Parteivor-
standes bei der GLS-Bank (Stich-
wort Kuba):

BIC: GENODEM1GLS
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01

Schüsse auf kuba-
nische Botschaft
Auf die Botschaft der Republik 
Kuba in Washington ist am Don-
nerstag vergangener Woche ein 
terroristischer Anschlag verübt 
worden. Am frühen Morgen waren 
rund 30 Schüsse aus einem Schnell-
feuergewehr auf das Botschaftsge-
bäude abgegeben worden. Nach 
Informationen des kubanischen 
Außenministeriums wurden keine 
Menschen verletzt, das Gebäude 
aber beschädigt.

Der US-amerikanische Sec-
ret Service warf dem Mann, der 
nach der Tat verhaftet und als 
der 42-jährige Alexander Alazo 
identifiziert wurde, den Besitz ei-
ner nicht registrierten Waffe, nicht 
registrierter Munition und einen 
Angriff mit Tötungsabsichten vor.

Exilkubaner und Contra-
Gruppen in den USA haben nach 
dem Anschlag behauptet, keinen 
Kontakt zu Alazo gehabt zu ha-
ben. Nach Einschätzung des ku-
banischen Außenministeriums 
kann der Anschlag jedoch nicht 
isoliert von der zunehmenden 
feindseligen Rhetorik und den – 
selbst während der Covid-19-Pan-
demie – verschärften Sanktionen 
der US-Regierung betrachtet 
werden.

Ungleiche Versorgung
Die Zahl der Krankenhausbetten 
ist in hoch entwickelten Staaten fast 
acht Mal größer als in schlecht aus-
gestatteten Entwicklungsländern. 
Zu diesem Schluss kommt eine am 
Mittwoch veröffentlichte Studie 
der UN-Entwicklungsorganisation 
UNDP über Ungleichheiten in der 
Krise. 

Demnach beträgt die Zahl der 
Klinikbetten pro 10.000 Einwohner 
in den am höchsten entwickelten 
Ländern im Schnitt 55, in den am 
schlechtesten entwickelten Staaten 
nur 7. Diese großen Unterschiede 
träfen auch auf die Zahl der Ärzte 
und Pfleger zu.
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Reale Hilfe statt hehre Worte
Unionspolitiker erinnern an Gewalt gegen Christen und schweigen zum Leid von Millionen in Syrien

Führende CDU-Politiker haben im 
vergangenen Monat an das unge-
wisse Schicksal der seit sieben Jah-

ren aus Aleppo in Syrien verschleppten 
Erzbischöfe Mor Gregorios Yohanna 
Ibrahim (syrisch-orthodox) und Boulos 
Yazigi (griechisch-orthodox) erinnert 
und um Unterstützung für die Christen 
des Landes gebeten. „Die Opfer dieser 
Verbrechen und ihre Familien verdienen 
Gerechtigkeit und die Täter müssen nach 
rechtsstaatlichen Prinzipien zur Rechen-
schaft gezogen und bestraft werden“, sag-
te der Bundesbeauftragte für weltweite 
Religionsfreiheit, Markus Grübel. 

Die Entführung der Geistlichen am 
22. April 2013 habe „eine tiefe Wunde 
in das Leben der Christen in Syrien ge-
rissen“, betonte Volker Kauder, in der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für Re-
ligionsfreiheit zuständig. „Die beiden 
Erzbischöfe gelten als Fürsprecher einer 
friedlichen Koexistenz der Religionsge-
meinschaften in Syrien. Diese Botschaft 
des Miteinanders und des Friedens ist 
heute wichtiger denn je. An der Seite 
der syrisch-orthodoxen und griechisch-
orthodoxen Christen in aller Welt erin-
nern wir uns heute an die Bischöfe und 
mit ihnen an alle Christen in Syrien, die 
Opfer von Gewalt und Verfolgung wur-
den.“ Sein Fraktionskollege Heribert 
Hirte, Vorsitzender des überkonfessio-
nellen Gesprächsforums Stephanuskreis, 
das sich für verfolgte Christen einsetzt, 
erklärte, die betroffenen Glaubensge-
meinschaften aus Syrien berichteten bis 
heute „von ihrem Schmerz, den das un-
geklärte Schicksal der beiden Erzbischö-
fe hinterlassen hat. Wir fühlen mit ihnen.“ 

Es ist ganz ohne Frage löblich und 
unterstützenswert, wenn Unionspoliti-
ker an von islamistischen Milizen ver-
schleppte geistliche Würdenträger er-
innern, die sich für die Freilassung von 
Geiseln, Frieden, den interreligiösen Di-
alog und das friedliche Zusammenleben 
in Syrien eingesetzt haben. Und doch er-
wecken die hehren Worte den Eindruck 
von Heuchelei. Glaubwürdiger wären 
Grübel, Kauder und Hirte, wenn sie nicht 
gleichzeitig das Leben der Hunderttau-
senden Christen in Syrien und der Milli-
onen anderen Bürger des kriegszerstör-
ten Landes durch ihre reale Politik weiter 
erschweren und deren Leiden durch ihre 

immer neue Zustimmung zu den einsei-
tigen, völkerrechtswidrigen Wirtschafts-
sanktionen der Europäischen Union ver-
schlimmern würden.

Die Christdemokraten hätten für 
eine politische Kurskorrektur große Un-
terstützung. Zuletzt hatte Papst Franzis-
kus in seiner Osterbotschaft mit Blick 
auf die Corona-Pandemie zu internati-
onaler Solidarität aufgerufen und gefor-
dert, kein Staat dürfe bei der Bewälti-
gung der Krise und der Besorgung not-
wendiger Materialien auf sich gestellt 
sein. Dazu sollten „auch die internatio-
nalen Sanktionen gelockert werden, die 
es den betreffenden Ländern unmöglich 

machen, ihre Bürger angemessen zu un-
terstützen“. Auch Caritas Internationalis, 
Dachverband von 165 nationalen Cari-
tas-Verbänden, darunter auch der deut-
sche, nennt die Aufhebung von Sanktio-
nen gegen Länder wie Libanon, Syrien, 
Jemen und Iran „unabdingbar“. Nur dann 
könne den Notleidenden dort wirklich 
geholfen werden. 

Die Fraktion „Die Linke“ im Bun-
destag hat im April einen Antrag auf 
Aufhebung der Wirtschaftssanktionen 
in den Bundestag eingebracht (Druck-
sache 19/18 693). Die Bundesregierung 
wird darin aufgefordert, „sich auf inter-
nationaler Ebene und in der EU für die 

sofortige Beendigung aller einseitigen 
Wirtschaftssanktionen, die die jeweilige 
Bevölkerung treffen, einzusetzen und so 
den betroffenen Staaten einen effektiven 
Kampf gegen die Corona-Pandemie zu 
ermöglichen“.

Sollte sich das Coronavirus in Syri-
en ausbreiten, könnte dies bei der ge-
sundheitlich stark geschwächten Be-
völkerung katastrophale Folgen haben, 
befürchtet Franziskanerpater Bah-
jat Elia Karakach, Leiter des Klosters 
Bab Thouma bei Damaskus. In einem 
Brief an den Pfaffenhofener Hilfsver-
ein „Freundschaft mit Valjevo“, den die 
dortige Lokalpresse veröffentlicht hat, 
dankte er für den Sauerstoffgenerator, 
den die bayerische Friedensinitiative 
mit Spendengeldern für das Italienische 
Krankenhaus in der syrischen Haupt-
stadt angeschafft hatte. Der Franziska-
ner erinnerte zugleich an eine wichtige 
Ursache für die tägliche Gewalt: „Wir 
haben hier Angst, dass sich dieses Virus 
verbreitet, weil unser Gesundheitswesen 
während des jahrelangen Krieges große 
Schäden erlitten hat. Viele Krankenhäu-
ser wurden von den Terroristen zerstört 
und die übriggebliebenen reichen schon 
für die gewöhnlichen Bedarf der Bevöl-
kerung nicht aus, folglich erst recht nicht 
im Fall einer Pandemie. Das Embargo, 
das die westlichen Staaten gegen uns 
verhängt haben, verschärft das Problem. 
Es verhindert, dass die technische Aus-
rüstung in den Krankenhäusern erneu-
ert und das Material, das benötigt wird, 
um Leben zu retten, eingekauft werden 
kann.“
� Rüdiger Göbel

Kerala schlägt Corona
Indischer Bundesstaat erfolgreich im Kampf gegen Covid-19

Der südindische Bundesstaat Kerala wur-
de als Vorbild für den Sieg über das Co-
ronavirus gefeiert und dafür gelobt, dass 
er trotz mangelnder Unterstützung durch 
die Zentralregierung des Landes „die 
Kurve abflacht“.

Die Regierung in Kerala führt ihren 
Erfolg auf eine schnelle Reaktion zu-
rück. Bereits im Januar begann der Bun-
desstaat mit der Beobachtung der Covid-
19-Entwicklung, als ein Student aus der 
chinesischen Provinz Wuhan, in der der 
Ausbruch begann, in die Region zurück-
kehrte.

Maßnahmen wie die Suche nach Kon-
taktpersonen und die Durchführung von 
Tests wurden bei den 34 Millionen Ein-
wohnern des Bundesstaates rasch um-
gesetzt, wobei diejenigen, die Symptome 
zeigten, in Krankenhäusern isoliert oder 
zu Hause unter Quarantäne gestellt wur-
den.

Die kommunistisch geführte Re-
gierung Keralas führte am Tag vor dem 
planlosen Inkrafttreten der landesweiten 
Abriegelung im vergangenen Monat ihre 
eigenen Zu-Hause-bleiben-Maßnahmen 
ein, wobei Schulen und nicht unbedingt 
notwendige Arbeitsplätze geschlossen 
und alle öffentlichen Versammlungen 
verboten wurden.

Der Staat sorgte dafür, dass Vorräte, 
einschließlich der Mittagsmahlzeiten für 
Schulkinder, in die Häuser der Menschen 
geliefert wurden, und richtete Hotlines 
für psychische Gesundheit für diejenigen 
ein, die mit den strengen Maßnahmen zu 
kämpfen haben.

Kerala konnte auf seine früheren Er-
fahrungen im Umgang mit einer Pan-
demie zurückgreifen, da 2018 nach dem 
Ausbruch der Nipah-Krankheit, gegen die 
es weder einen Impfstoff noch eine wirk-
same Behandlung gibt, Protokolle einge-
führt wurden.

Die Bemühungen des Landes wurden 
durch das System der primären Gesund-
heitsfürsorge erleichtert, die es möglich 
machte, dass Einsatzteams in den Ge-
meinden und Nachbarschaften dazu bei-
trugen, die Ausbreitung von Covid-19 ein-
zudämmen.

„Wir haben Ärzte, Krankenschwes-
tern und Sanitäter in jedem Dorf“, sagte 
K. N. Harilal, ein Mitglied des Planungs-
ausschusses des Staates Kerala. „Wir ha-
ben also eine starke Armee von medizi-
nischen Fachkräften zur Bekämpfung von 
Epidemien.“

Kerala investiert mehr Geld in die Ge-
sundheit als jeder andere Bundesstaat In-
diens und hat eine der höchsten Alpha-

betisierungsraten des Landes, was die 
Verbreitung von öffentlichen Informati-
onen und Updates über das Coronavirus 
erleichtert.

Von den 400 gemeldeten Fällen von 
Covid-19-Erkrankungen in Kerala sind 
nur drei Menschen gestorben, weniger 
als 1 Prozent. Insgesamt hat Indien über 
23.000 Fälle von Infektionen mit Coro-
naviren und 722 Todesfällen verzeichnet.

Einer der Gründe dafür, dass Kerala 
entgegen dem Trend „die Kurve abflacht“, 
während der Rest des Landes einen Hö-
hepunkt der Infektionsfälle erlebt, ist die 
starke Basisdemokratie des Staates.

Die kommunistische Verwaltung hat 
die Macht bis hinunter zu den Dorfräten 
dezentralisiert, was es ermöglicht hat, dass 
die kommunalen Hilfsprogramme effek-
tiv funktionieren und die tägliche Bericht-
erstattung und neue Informationen der 
Regierung Keralas die Bürger erreichen.

Da sich der Anstieg der Neuinfekti-
onen allmählich verlangsamt, erwägt die 
Regierung Keralas, einige ihrer Sperr-
maßnahmen zu lockern, obwohl es Be-
denken gibt, dass der Bundesstaat von 
einer „zweiten Welle“ von Infektionen 
betroffen sein könnte, die aus anderen 
Teilen Indiens eingeschleppt werden.
� Steve Sweeney, Morning Star

Schlimmer als Corona
Krieg, Armut, Not und Hunger peinigen den Jemen

Biblische Plagen, sintflutartige Regen-
fälle, ein erneuter Cholera-Ausbruch, 
Bedrohung durch Corona, Armut, Not 
und Hunger peinigen den Jemen. Es 
sind die menschengemachten Übel 
des Krieges. Saudi-Arabien will Mans-
ur Hadi wieder an die Macht bomben, 
einen Präsidenten, der keinen Rück-
halt im Land hat. Es wird dabei unter-
stützt von den USA, Britannien und 
anderen westlichen Staaten. Doch 
nach der Ankündigung der sezessio-
nistischen Bewegung im Süden des Je-
men, das Gebiet unter ihrer Kontrolle 
vom Jemen zu lösen, kontrolliert die-
ser Präsident nicht einmal mehr die 
Ersatzhauptstadt Aden.

Fünf Jahre des Krieges haben 
Zehntausende getötet, die Infrastruk-
tur, Straßen und das Gesundheitswe-
sen zerstört. 500 Cholerafälle in einer 
Woche in einem Krankenhaus in der 
Hauptstadt des Jemen stellen selbst 
die Bedrohung durch Corona in den 
Schatten. Massive Regenfälle haben 
Wasser verunreinigt, Straßen und 
Häuser weiter beschädigt. Die Fol-
gen haben bis zu 100.000 Menschen 
zu tragen, vor allem in der Küsten-
stadt Aden.

Ein Waffenstillstand für zwei Wo-
chen, der von Saudi-Arabien verkün-
det wurde und vordergründig der Be-
kämpfung von Corona dienen sollte, 
stand nur auf dem Papier. Eine Ver-
längerung womöglich bis zum Ende 
des Ramadan gab es nicht. Und im 
Süden des Jemen geht der Krieg im 
Krieg weiter. Ende April verkündete 
der „Südliche Übergangsrat“ (STC), 
die Gebiete unter seiner Kontrolle 
würden sich vom Rest des Jemen ab-
spalten.

Süd- und Nordjemen hatten sich 
erst 1990 vereinigt, doch gibt es im 
Süden eine starke Bewegung für eine 
Trennung vom Norden. Und hinter 
dem Streit um die Unabhängigkeit 
des südlichen Landesteils stehen die 
unterschiedlichen Interessen Saudi-
Arabiens und der Vereinigten Ara-
bischen Emirate (VAE), die nur of-
fiziell Verbündete sind. Tatsächlich 
unterstützen die VAE die Sezessio-

nisten des SCT gegen die Truppen, 
die im Auftrag Saudi-Arabiens den 
Präsidenten Hadi an die Macht brin-
gen sollen. Neben dem Streit um die 
Rolle der islamistischen Islah-Partei 
geht es dabei auch um die Kontrolle 
über die wichtige Seestraße des Bab 
al-Mandab.

Dieser Konflikt kulminierte im 
August letzten Jahres im Kampf um 
Aden. Der STC brachte dabei die 
Regierungsgebäude unter seine Kon-
trolle, Saudi-Arabien bombardierte 
zur Warnung die Truppen seiner Ver-
bündeten.

Eine Einigung zwischen den VAE 
und Saudi-Arabien – das Riad-Ab-
kommen – brachte vorübergehend 
Ruhe. Saudi-Arabien verkündete die 
Einigung als nachhaltige politische 
Lösung, die die unbedingt nötige Sta-
bilität in den Süden des Landes brin-
ge. Doch die im Abkommen vorge-
sehene Umorganisation von Polizei 
und Militär, die Einbindung des STC 
in die Regierungsarbeit und die Ver-
handlungen mit den Ansar Allah und 
die Kontrolle Saudi-Arabiens über die 
Umsetzung – das alles blieb wohl auf 
dem Papier.

Ende April besetzten Einheiten 
des SCT erneut die Regierungsge-
bäude in Aden, ebenso Banken, Ha-
fen und den Flughafen. Am 25. April 
verkündete der STC die Selbstverwal-
tung der südlichen Provinzen und rief 
zugleich den Notstand aus.

Für den Jemen ist der Krieg eine 
Katastrophe. Doch auch für Saudi-
Arabien wird dieser Krieg immer 
mehr zu einer Belastung. Im Norden 
des Jemen erringen die Ansar Allah 
weitere militärische Erfolge und ge-
winnen damit auch neue Verbündete 
unter den lokalen Stämmen. Der neu-
erliche Streit um Aden und den Sü-
den des Landes, der teure Krieg gegen 
die Ansar Allah und zugleich sinken-
de Einnahmen aus dem Ölgeschäft 
– dieser Krieg ist für Saudi-Arabien 
und seine Verbündeten in Washington 
und London schon lange nicht mehr 
zu gewinnen.
� Manfred Ziegler

Foto: Masoud Hasen / UNICEF

Sanktionen behindern die Gesundheitsversorgung in Syrien und den Kampf gegen Corona massiv.

Vor-Ort-Gesundheitsvorsorge machte es den Medizinerinnen und Medizinern in Kerala leichter, der Pandemie zu begegnen.

Foto: Kerala Health Services
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Distancing statt 
Sozialpartnerschaft
Trotz Absage des DGB: Bundesweit Aktive am 1. Mai auf der Straße
„Wieso werden vorhandene Masken nicht beschlagnahmt? 
Wieso werden Konzerne nicht gezwungen, Schutzausrüstung 
zu produzieren?“ Katja Kumutat berichtet für die ver.di-Ver-
trauensleute der Essener Uniklinik, welchen Risiken und 
Belastungen sie und ihre Kollegen in der Corona-Pandemie 
ausgesetzt sind. Und sie dankt Peter Köster von der Essener 
DKP, „der sich durch den Bürokratendschungel gekämpft 
hat, um diese Kundgebung zu ermöglichen“.

Köster unterbricht die Rednerin und nimmt sich das Mik-
rofon. Denn Kumutat hören nicht nur die 50 vom Ordnungs-
amt genehmigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu, die 
in auf den Boden gesprühten Feldern stehen, um Abstand 
zu halten und sich vor Infektion zu schützen. Am Absperr-
band am Rand des Platzes verfolgen weitere Menschen die 
Kundgebung, sie stehen zu nah beieinander.

Eine Kundgebung zu organisieren, die den Infektions-
schutz gewährleistet, ist aufwändig. Für Köster und die ande-
ren Aktiven in dem Bündnis, das die Kundgebung organisiert 
hat, war der größere Aufwand, sich mit den Behörden über 
die Genehmigung auseinanderzusetzen: Beim Ordnungsamt 
anrufen, sich zu einem Ansprechpartner durchfragen, auf 
dessen Antwort warten, wieder anrufen. Schließlich hatte 
Köster einen Ablehnungsbescheid in der Hand. Nachdem 
das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen das Verbot der Kund-
gebung bestätigt hatte, rief das Bündnis das Oberverwal-
tungsgericht Münster an. Erst um 20:00 Uhr am Abend vor 
der Kundgebung stand fest, dass sie stattfinden kann. Dafür 
musste das Bündnis einen Platz akzeptieren, an dem nur we-
nige Menschen vorbeikommen.

Wie in Essen wollten in ganz Deutschland aktive Ge-
werkschafter und linke Organisationen nicht akzeptieren, 
dass der DGB die üblichen Demonstrationen vollständig 
abgesagt und durch ein Streaming-Programm ersetzt hatte. 
„Diese Absage des DGB kam zu früh, sie war zu absolut – 
das war falsch“, kritisiert der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele 
diese Entscheidung, „das Kapital versucht, die Krise für An-

griffe auszunutzen – da ist es nötig, auf die Straße zu gehen.“ 
Insgesamt fanden über 100 Aktionen statt, die über die Web-
seite „heraus-zum-ersten-mai-2020.de“ koordiniert wurden.

Wie in Essen war es schwierig, dieses Grundrecht durch-
zusetzen – manche Kundgebungen und Aktionen wurden 
verboten, obwohl die Organisatoren gründliche Pläne zum 
Infektionsschutz vorgelegt hatten. Die DKP Bochum wollte 
mit einer Aktion vor einem Krankenhaus ihre Solidarität mit 
den Beschäftigten im Gesundheitswesen zeigen und hatte 
den Behörden über ihre Sicherheitsvorkehrungen berich-
tet – die Aktion wurde trotzdem nicht genehmigt. Einzelne 
DKP-Mitglieder machten Fotos mit Plakaten vor der Kli-
nik und verbreiteten sie über soziale Medien. In Siegen und 
Gelsenkirchen mussten die lokalen Bündnisse ihre Aktionen 
vor dem Verwaltungsgericht durchsetzen. Teilweise verboten 
die Behörden nicht nur das Verteilen von Flugblättern bei 
den Aktionen, sondern auch das Auslegen, das es Passanten 
ermöglicht hätte, sich kontaktlos über die Aktion zu infor-
mieren.

In Frankfurt am Main dagegen hatte die Polizei nur 30 
Teilnehmer für eine von der SDAJ initiierte Kundgebung 
genehmigt – die Beamten akzeptierten aber, dass schließlich 
über 120 Menschen mit Abstand, Mundschutz und Fahnen 
über den Paulsplatz verteilt teilnahmen.

Köbele weist darauf hin, wie widersprüchlich es ist, dass 
die Behörden Demonstrationen unter dem Vorwand des In-
fektionsschutzes verbieten: „Man darf shoppen gehen, man 
darf in der Kirche beten, aber man darf nicht demonstrie-
ren? So wird ein Notstandsregime geprobt.“ Auf der Essener 
Kundgebung berichtet eine Vertrauensfrau der IG BCE aus 
dem Chemiewerk von Evonik, dem größten Industriebetrieb 
der Stadt: „Die Arbeitshetze ist enorm, das Werk läuft auf 
Rekordhoch.“ So werde auf Kosten der Gesundheit der Be-
schäftigten produziert: „Kontaktverbote in der Öffentlich-
keit – aber die Arbeiter können Schulter an Schulter wei-
terarbeiten.“� Olaf Matthes

Wuppertal: Viel unterwegs 
waren die Genossinnen und 
Genossen von SDAJ und DKP 
in Wuppertal: Eine Fahrradak-
tion durch die Talsohle, im 
Bündnis gegen TTIP auf dem 
Laurentiusplatz und anschlie-
ßend im Engelsgarten Nelken 
für Friedrich Engels. 

Aachen: Am Aachener Marktplatz 
konnte ein offenes Mikro genutzt 
werden. Vertreten waren SAV, 
PdL, Fidef, Linksjugend, SDAJ, DKP, 
Antifa for Peace (Aachenbünd-
nis), Antikriegsbündnis, Bündnis 
stopp-Def2 020.

Frankfurt/Main: Initiiert von der SDAJ fand in Frankfurt eine Kundge-
bung auf dem Paulsplatz statt. Es kamen mehr als die ursprünglich 30 
von der Polizei genehmigten Personen: Befreundete Organisationen 
unterstützten die Kundgebung, so dass am Ende über 120 Menschen 
mit über 1,5 Meter Abstand und Schutzmaske den Paulsplatz füllten.

Stuttgart: Über 500 Aktive kamen zur 1.-Mai-Kundgebung in Stuttgart, die von einem Bündnis aus 16 
Organisationen, darunter die DKP, organisiert wurde. 
Im Vorfeld der Kundgebung hatten in Stuttgart drei Aktionen stattgefunden: Etwa 100 Menschen 
solidarisierten sich mit den türkischen Kollegen, die unter Sklavenbedingungen auf der S21-Baustelle 
arbeiten müssen. Vor dem größten Stuttgarter Krankenhaus protestierten über 150 Menschen, organi-
siert von ver.di und dem Bündnis „Mehr Personal für unsere Krankenhäuser“ . Und das Aktionsbündnis 
8. März verschönerte die Stadt mit Schildern und behängten Wäscheleinen, um auf die Situation der 
Frauen und die Forderungen der Frauenbewegung aufmerksam zu machen.

Am Hamburger Jungfernstieg kamen 
am 1. Mai etwa 120 Personen zusam-
men. Veranstalter war „Bildung ohne 
Bundeswehr“ . Es kamen neben DKP 
und SDAJ viele Friedensgruppen, die 
PdL, DIDF, KKE, Gewerkschaftsmitglieder 
von ver.di und IGM. Zu ihnen sprach der 
Schauspieler Rolf Becker (siehe Bild).

Marburg: An drei verschiedenen Orten fanden in Marburg 
Kundgebungen statt, die bis zu 150 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer besuchten. Auf der Kundgebung sprachen Vertreterinnen 
und Vertreter von der AgF, dem SDS Marburg, dem AStA, der DIDF 
Jugend, Fridays for Future, dem Klinikumsbündnis und der SDAJ.
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Der 8. und 9.  Mai haben weltge-
schichtliche Bedeutung. Daran 
kommt auch das offizielle Geden-

ken hierzulande nicht vorbei.
Neben dem 7. November 1917, dem 

Tag der Oktoberrevolution, ist der 8. Mai 
1945 das bedeutendste Datum des 20. 
Jahrhunderts. Nicht nur für Kommu-
nisten und Sozialisten, sondern für alle, 
die sich für Frieden zwischen den Völ-
kern einsetzen. Lenins „Dekret über den 
Frieden“ 1917 dokumentierte eine welt-
geschichtliche Zäsur. Gleiches gilt für die 
bedingungslose Kapitulation des deut-
schen Faschismus, die in der Nacht vom 
8. zum 9. Mai in Berlin-Karlshorst un-
terzeichnet wurde. Beides weckte welt-
weit Begeisterung, beides ermutigte die 
Kämpfer gegen das Kolonialsystem und 
für Sozialismus, beides hatte ein Echo 
wie zuvor nur die Große Französische 
Revolution von 1789.

Immanuel Kant schrieb seinerzeit: 
„Die Revolution eines geistreichen 
Volks, die wir in unseren Tagen haben 
vor sich gehen sehen, findet … in den 

Gemütern aller Zuschauer … eine Teil-
nehmung dem Wunsche nach, die nahe 
an Enthusiasmus grenzt.“

Die russische Revolution war der An-
fang vom Ende des mit zehn Millionen 
Toten bis dahin opferreichsten Kriegs 
der Geschichte. Mit ihr sollte zugleich 
die Kette imperialistischer Kriege zer-
rissen werden. Seitdem hatte die Welt 
eine Hoffnung.

Konterrevolution heißt Krieg. Als der 
deutsche Imperialismus Hitler die poli-
tische Macht übergab, formulierte die 
Kommunistische Internationale am klars-
ten, dass es im kommenden Weltkrieg um 
das Überleben der Menschheit gehe. Das 
erste faschistische Kriegsziel war, die So-
wjetunion zu zerschlagen. Das schloss ein, 

die Bevölkerung Osteuropas zu verskla-
ven und den Kontinent bis zum Ural zu 
kolonisieren. Bestandteil dieses imperia-
listischen Programms war es, Dutzende 
Millionen Menschen, darunter die eu-
ropäischen Juden, zu vernichten. Allein 
in der Sowjetunion verloren mehr als 27 
Millionen Menschen ihr Leben. Ungewiss 
blieb bis zum 8. Mai 1945, ob es eine deut-
sche Atombombe geben würde.

Haben die Hoffnungen von 1945 ge-
trogen? Ja, insofern die Welt seither mit 
der imperialistischen Drohung atoma-
rer Vernichtung lebt. Gegenwärtig ver-
suchen die USA und ihre Verbündeten 
erneut, einen Atomkrieg „führbar“ zu 
machen. Dieselben Staaten demonstrier-
ten mit der Absicht, rund um den 8. und 

9. Mai dieses Jahres das Manöver „De-
fender 2020“ abzuhalten, was sie von die-
sem Festtag der Menschheit halten. Den 
„Fall Barbarossa“ nutzen sie spätestens 
seit der westdeutschen Wiederbewaff-
nung ohnehin als Blaupause.

Enttäuscht wurden die Hoffnungen, 
als der europäische Sozialismus unter-
ging. Er hatte 1917 und 1945 zur Grund-
lage, also Frieden als Gesellschaftsziel. 
Letzteres leugnen NATO und EU seit 
jeher. Die vom EU-Parlament im Sep-
tember 2019 verabschiedete Erklärung, 
wonach Sowjetunion und Nazideutsch-
land gleich schuld am Zweiten Weltkrieg 
seien, meint in Wirklichkeit: Revolution 
und Sozialismus sind die wahren Kriegs-
ursachen.

Die triumphierenden Antikommu-
nisten müssen aber gezwungenermaßen 
zur Kenntnis nehmen: In vieler Hinsicht 
haben die Hoffnungen von 1945 nicht ge-
trogen. Weltweit und auch hier nicht, im 
geschichtsvergessenen Land von „Stun-
de Null“ und „Zusammenbruch“.

Das offizielle Nichtgedenken in der 
Bundesrepublik am 8. Mai war und ist 
von antirussischem Rassismus gelei-
tet. An den Initiativen von Antifaschis-
ten, etwa dem Verlangen, den 8.  Mai 
zum gesetzlichen Feiertag zu machen, 
kommen Medien und Regierende aber 
nicht vorbei. In Berlin ist das für 2020 
durchgesetzt, es gibt sogar eine staat-
lich geförderte Gedenkseite im Internet 
(www.75jahrekriegsende.berlin), Gräber 
und Ehrenfriedhöfe sowjetischer Solda-
ten werden gepflegt (siehe dazu Frank 
Schumann in „Ossietzky“ Nr. 9/2020). 
Tausende, vielleicht Zehntausende wer-
den dort am 8. und 9. Mai der Befreier 
gedenken und ihnen danken. Und mit 
ihnen Millionen Menschen überall auf 
der Welt.

Arnold Schölzel zum 75. Jahrestag des 8. Mai 1945

Ein Festtag der Menschheit

Trumps Labortheorie
Beschleunigter Hegemoniezerfall im Westen • Kolumne von Beate Landefeld

Trump attackiert die VR China wegen 
Covid-19: China habe Informationen 
über das Virus „zurückgehalten“. Das 
Virus sei „absichtlich oder irrtümlich“ 
aus einem Forschungslabor in Wuhan 
entwichen. Trump setzte die US-Ge-
heimdienste darauf an, seine Labor-
theorie zu untermauern. Australiens 
Premier Morrison will sogar Scha-
denersatz von China. Deutsche Qua-
litätsmedien sehen in Trumps Schuld-
zuweisungen „eine Taktik, um von den 
präzise dokumentierten Versäumnis-
sen der eigenen Administration abzu-
lenken“ („Spiegel online“, 30.4.). Das 
hindert dieselben Medien keinesfalls, 
die entfesselten Gerüchte ihrerseits zu 
befeuern. Jede noch so absurde Speku-
lation aus Washington wird zelebriert 
und mit eigenen, vermeintlich „boh-
renden Fragen“ an China gewürzt. 
Maas fordert transparente Aufklärung 
über den Ursprung des Virus. CDUler 
und Grüne wollen eine „internationa-
le Untersuchung“.

In der Realität forschen Virologen 
längst international über den Ursprung 
des Virus. Einer ist der deutsche Profes-
sor Christian Drosten. Er ist Mitunter-
zeichner einer Erklärung von Forschern 
aus vielen Ländern, die in der medizini-
schen Fachzeitschrift „The Lancet“ er-
schien. Der umständliche Titel: „State-
ment in support of the scientists, pub-
lic health professionals, and medical 
professionals of China combatting Co-
vid-19“ (Unterstützungserklärung für 
die Wissenschaftler, Mitarbeiter des Ge-
sundheitswesens und Mediziner Chinas, 
die im Kampf gegen Covid-19 stehen). 
Die Erklärung würdigt den Einsatz der 

chinesischen Kollegen, „um den Erreger 
zu identifizieren, wirksame Maßnahmen 
gegen seine Ausbreitung zu ergreifen 
und ihre Ergebnisse auf transparente 
Weise mit der globalen Gesundheits-
Community zu teilen“. 

Der transparente Datenaustausch 
werde durch „Gerüchte und Fehlin-
formation über die Ursprünge des 

Ausbruchs“ bedroht. „Wir stehen zu-
sammen, um Verschwörungstheorien, 
wonach Covid-19 keinen natürlichen 
Ursprung habe, klar zu verurteilen“, 
heißt es im Statement. Forscher vie-
ler Länder seien zu dem Schluss ge-
kommen, „dass dieses Corona-Virus, 
wie viele andere neue Pathogene, von 
Wildtieren kommt“. Man teile die Aus-
sage des Generaldirektors der WHO, 
dass wissenschaftliche Evidenz und 
Einigkeit Vorrang haben vor Desin-
formation und Vermutungen. Ver-
schwörungstheorien, Gerüchte und 
Vorurteile gefährdeten die nötige glo-
bale Kooperation im Kampf gegen das 

Virus. („The Lancet“, 19.2.20 online; 
Druckausgabe 7. 3.).

Trumps Bashing gegen China und 
gegen die WHO behindert die interna-
tionale Kooperation. UN-Generalse-
kretär Guterres spricht von einer „Dys-
funktionalität in den internationalen 
Beziehungen“, wo die Koordination der 
Strategien gegen die Seuche gefordert 
sei. Die imperialistischen Hauptmäch-
te zeigen in der Krise den Zerfall ihrer 
Führungsfähigkeit auf der Weltbühne. 
Die USA fallen dank Trumps America-
First-Politik und zum Leidwesen ihrer 
europäischen „Partner“ als Führungs-
macht aus. Doch auch das die EU do-
minierende Deutschland verhält sich 
aus Sicht der Südeuropäer unsolidarisch 
und hat an Autorität verloren. Die EU 
wird nicht einheitlicher, sondern zer-
strittener aus der Krise hervorgehen. 

China war als erstes Land von der 
Epidemie betroffen und wird sie wahr-
scheinlich auch als erstes Land überwin-
den. Es konnte einer Reihe von später 
betroffenen Ländern Hilfe anbieten. Im 
eigenen Land kam es vergleichsweise 
glimpflich davon. Nach aktuellen Prog-
nosen des IWF wird sich China, sofern 
eine zweite Welle der Pandemie aus-
bleibt, früher vom Wirtschaftseinbruch 
erholen als die Hauptmächte des Kapi-
tals. Die „Corona-Krise“ wird die schon 
länger vor sich gehende Verschiebung 
der ökonomischen Kräfteverhältnisse in 
der Welt zugunsten der VR China be-
schleunigen. Dem wird der Westen nicht 
passiv zusehen. Trumps China-Bashing 
wird noch an Fahrt aufnehmen und die 
Herrschenden hierzulande werden da-
bei mittun.

Franz Anger über Lebensschutz à la Schäuble

Marktkonform
„Schäuble will dem Schutz des Lebens 
nicht alles unterordnen.“ Unter dieser 
Überschrift veröffentlicht der „Tages-
spiegel“ am 26. April ein Interview, das 
die Zeitung mit Bundestagspräsident 
Wolfgang Schäuble geführt hat. In Zei-
ten der Corona-Pandemie pocht der 
Christdemokrat darauf, dass „auch die 
gewaltigen ökonomischen Auswirkun-
gen abgewogen werden“. Zuspruch gibt 
es  von der „Bild“: „Schäubles drama-
tischer Corona-Appell“ erinnere daran, 
dass „unsere Wirtschaft“ nicht stran-
guliert werden dürfe. Begrüßt werde 
Schäubles marktkonforme Corona-Äu-
ßerung auch von Ethikern und Staats-
rechtlern, meldet das „Handelsblatt“. 
Die katholische „Tagespost“ hingegen 
sieht in seinen Worten einen „Damm-
bruch“, den Christen nicht ignorieren 
dürften. 

Von einem Dammbruch lässt sich 
allerdings nur reden, wenn man unter-
stellt, dass es dem Staatsapparat beim 
Umgang mit der Pandemie um das Pa-
tientenwohl gehe. Das tut zum Beispiel 
der Moralphilosoph Jürgen Habermas, 
der behauptet, dass die „Anstrengung 
des Staates“ darauf ziele, „jedes einzelne 
Menschenleben zu retten“. 

Das Gesundheitswesen ist ein Ge-
schäftsbereich wie andere. Sein Ziel ist 

Profitmacherei, die Behandlung muss 
sich rechnen. Wenn nicht nur die Ge-
sundheit einzelner, sondern die des ge-
samten Staatsvolkes bedroht ist, sieht 
der Staatsapparat sich als ideeller Ge-
samtkapitalist zum Eingreifen gezwun-
gen, um die Funktionsfähigkeit des 
Marktwirtschaftssystems zu erhalten.

So werden unter dem Druck von 
Corona Fallpauschalen, mittels derer 
die Krankenanstalten profitabel arbei-
ten sollen, vom Staatsapparat zum Teil 
durch eine „Freihaltepauschale“ außer 
Kraft gesetzt, um Pandemiepatienten 
versorgen zu können. Sobald aber die 
Systemstabilisierung erreicht ist, wird 
die Krankenbehandlung wieder vor-
nehmlich Mittel für den Zweck des Ge-
winns sein. Die Profitorientierung hat 
zur Folge, dass die Krankenhäuser zu 
Fabriken geworden sind, in denen mit 
wenig Personal kostengünstig warenför-
mige Dienstleistungen erbracht werden, 
um die Einnahmen sprudeln zu lassen.

Folglich ist die Relativierung des 
Schutzes von Leben kein Dammbruch, 
sondern marktwirtschaftliche Realität. 
Schäuble hat ihn verinnerlicht, den kate-
gorischen Imperativ der kapitalistischen 
Marktwirtschaft: Profitmaximierung hat 
stets Vorrang – sogar vor dem mensch-
lichen Leben!

Patrik Köbele zur Absage der Mai-Kundgebungen durch den DGB

Eure Krise, eure Kriege
Dies dürfte die schwerste Krise mit den 
dramatischsten Folgen in der Geschichte 
der Bundesrepublik werden. Arbeitsplät-
ze werden massenhaft vernichtet. Milli-
onenfache Kurzarbeit hat für alle, deren 
Bezüge nicht aufgestockt werden, dra-
matische Auswirkungen. Mieten können 
nicht bezahlt, Kredite nicht bedient wer-
den – Armut droht. Hunderttausenden 
Erwerbslosen droht nach dem Arbeitslo-
sengeld weitere Verarmung mit Hartz IV. 
Kleingewerbetreibende, Kulturschaffen-
de, Handwerker und Freischaffende ver-
lieren ihre Existenz.

Der Ausdruck „Corona-Krise“ führt in 
die Irre. Es handelt sich um eine für den 
Kapitalismus typische Überproduktions-
krise, deren Ausmaß durch strukturelle 
Probleme zum Beispiel in der Automo-
bilindustrie und die Folgen der Pandemie 
verschärft wird. Gleichzeitig deckt die 
Pandemie in zentralen Bereichen wie im 
Gesundheits- und Bildungswesen die Un-
fähigkeit des Kapitalismus auf, Mensch-
heitsinteressen zu gewährleisten. Profit-
macherei und Konkurrenzprinzip wider-
sprechen einer humanen Daseinsvorsorge.

Die Absage aller öffentlichen Veran-
staltungen und Demonstrationen zum 
1. Mai durch den Deutschen Gewerk-
schaftsbund mag in der Anfangssituation 
der Pandemie noch verständlich gewesen 

sein. Angesichts des Krisenverlaufs und 
der Angriffe auf die sozialen und demo-
kratischen Rechte der Werktätigen war sie 
falsch. Falsch ist das Lob an die Bundesre-
gierung, die Krise gut zu händeln.

Für das Monopolkapital werden 
Schutzschirme gebaut, da spielt Geld kei-
ne Rolle. Im Schatten der Krise wird wei-
ter hochgerüstet, die Anschaffung von 
über 130 neuen Bombern, 30 davon mit 
Atombomben bestückbar, wird vorange-
trieben. Die Rechnung wird den Werktä-
tigen, den Arbeitslosen, den Rentnerinnen 
und Rentnern, die bereits jetzt unter der 
Krise leiden, nach dem Ende der Pande-
mie präsentiert werden.

Es ist falsch, angesichts der Pandemie 
der Illusion der Sozialpartnerschaft zu 
verfallen. Die wird es erst recht nach der 
Pandemie nicht geben. Allerdings deuten 
getätigte Tarifabschlüsse als auch der Um-
gang des DGB mit dem 1. Mai darauf hin, 
dass diese Illusion an Boden gewinnt.

Da war es ein wichtiger Lichtblick, 
dass an vielen Orten Gewerkschafterin-
nen und Gewerkschafter nicht nur „Her-
aus zum 1. Mai“ sagten, sondern dies in die 
Tat umsetzten. „Wir zahlen nicht für eure 
Krise – wir zahlen nicht für eure Kriege“, 
diese Losung gilt es jetzt zu verankern, 
den Widerstand zu organisieren und zu 
verbreiten. 

Lafer, schlichter, lecker? Die Ministerin für Ernährung und 
Landwirtschaft weiß, was die Menschen im Land brauchen: 
„Wir haben ja auch mehr Zeit jetzt zu Hause.“ Damit der 
gelangweilte Deutsche nicht nur Fertigpizza reinschiebt, 
muss Julia Klöckner ran: Im Video auf Bild.de kochte sie 
am vergangenen Sonntag mit Johann Lafer ein Dreigän-
gemenü.
Offenbar ist selbst im Ministerium angekommen, dass bei 
Kurzarbeitergeld kein Rinderfilet auf den Tisch kommt – 
das Essen für vier Personen soll nur 25 Euro kosten: Frit-

tierte Eier, Frikadellen mit Kartoffelbrei, Erdbeeren zum 
Nachtisch. Lafer: „Für wenig Geld, mit der richtigen Frau 
an seiner Seite, kann man sehr lecker kochen.“ Klöckner: 
„Es ist eine neue Kommunikationsmöglichkeit, sich darauf 
zurückbesinnen, wie es früher war.“
Davon ist Ihnen der Appetit noch nicht vergangen? Mit 
Firmenlogo und passender Einkaufstüte machen Klöckner 
und Lafer Werbung für die Supermarktkette Kaufland. Die 
Ministerin (die vor einem Jahr erst für Nestlé geworben 
hatte) will davon nichts gewusst haben. Mahlzeit. � OM

Foto: BILD/Screenshot
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Die Angst vor Künstlicher Intelligenz 
ist die Unkenntnis und beschränkte 
Nutzung der natürlichen
Philosophen neigen derzeit dazu, 

Künstliche Intelligenz (KI) in 
ihrem (mittelfristigen) Entwick-

lungspotenzial entweder maßlos zu 
unter- oder zu überschätzen: Während 
etwa Hubert Dreyfus seit 1972 regel-
mäßig nachzuweisen versucht, was KI 
nicht kann beziehungsweise nie kön-
nen wird, veranschlagt Ray Kurzweil 
die Überholung der menschlichen In-
telligenz durch künstliche auf das Jahr 
2029, und Nick Bostrom warnt vor der 
bevorstehenden Übernahme der Welt 
durch eine Superintelligenz. Derlei Vi-
sionen verweisen auf eine beinahe dra-
matische Unkenntnis der menschlichen 
Intelligenz und viel mehr noch – der 
menschlichen Gesellschaft.

Da werden KI-Leistungen mit 
menschlichen verglichen in einer Wei-
se, die gänzlich ignoriert, dass bereits 
ein Hammer stärker ist als ein mensch-
licher Arm und jeder Taschenrechner 
besser rechnen kann als der beste Ma-
thematiker. Auch die Unterscheidung 
von „schwacher“ und „starker“ Künst-
licher Intelligenz suggeriert, dass ma-
schinelle Funktions- und Lernfähigkeit 
mit menschlicher in ihren unterschied-
lichen Abstufungen vergleichbar sei.

Produktivkraftentwicklung beinhal-
tet von jeher die Extension menschli-
cher (Einzel-)Fähigkeiten im Zuge wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts. 
Die Werkzeugentwicklung übergreift 
notwendig die Entwicklung „intelligen-
ter“ Systeme („Denkzeuge“) und macht 
damit den Vergleich des menschlichen 
Gehirns als einzelnes „Ding“ mit einer 
KI-Maschine inadäquat und damit un-
brauchbar:

Das menschliche Gehirn, so we-
nig man es bislang neurobiologisch 
erschlossen hat, ist in seiner Funktio-
nalität und Entwicklungsfähigkeit nur 
verstehbar als integraler Bestandteil 
einer evolutionären und gesellschaftli-
chen Entwicklung, die „natürliche In-

telligenz“ hervorgebracht hat. Sie ver-
gegenständlicht sich bei der Gattung 
Sapiens in der „Geräteumwelt“ (Klaus 
Holzkamp), die sich der Mensch als 
Gattungswesen geschaffen hat, in der 
historisch entstandenen arbeitsteiligen 
Verfasstheit der gesellschaftlichen Re-
produktion sowie in allen Institutionen, 
die diese sowie die sozialen Beziehun-
gen zwischen den Menschen regeln.

Jeder Mensch muss zu jedem his-
torischen Zeitpunkt in der Lage sein, 
diese vergegenständlichte Intelligenz 
in einem Umfang zu adaptieren, die 
es ihm ermöglicht, sich in die arbeits-
teilige Gesellschaft einzugliedern und 
dabei neben den gesellschaftlich re-
produktiven Tätigkeiten jene sozialen 
Techniken erwerben, die ihn befähigen, 
neben einem Beitrag zur gesamtgesell-
schaftlichen Reproduktion sein persön-
lich-soziales Leben darin einzurichten. 
Individuelle Intelligenz bemisst sich 
entsprechend demnach, inwiefern die-
ser Adaptionsprozess gelingt.

Menschen, die sich dazu als unfähig 
erweisen, und dazu zählen im Übrigen 
auch die „Savants“ (zu deutsch: Wissen-
de, gemeint sind Inselbegabte), die es 
zu computerähnlichen Leistungen be-
züglich Rechen- und Gedächtnisfähig-
keit bringen, aber unter massiven sozi-
alen Behinderungen (Autismus) leiden, 
benötigen entsprechende gesellschaft-
liche Hilfseinrichtungen.

Die klassengeteilte kapitalistische 
Gesellschaft ermöglicht neben dem 
unterschiedlichen und insbesondere 
für die Arbeiterklasse erheblich be-
schränkten Zugang zur vergegenständ-
lichten „natürlichen Intelligenz“ keine 
gesamthafte und damit kollektiv ge-
steuerte beziehungsweise abgestimmte 
Nutzung institutionalisierter und indi-
vidueller Intelligenz und beherrscht da-
her ihre eigenen Produktivkräfte und 
deren Entwicklung nur einseitig und 
ungenügend. Sie muss sich Sorgen ma-

chen, dass ihre – anarchische – Technik
entwicklung sich verselbständigt und 
schließlich unbeherrschbar wird. Diese 
Unbeherrschbarkeit ist nicht der Tech-
nik geschuldet, sondern ein Defizit ge-
genwärtiger Produktionsverhältnisse.

Hingegen würde in einer kollektiv 
handlungsfähigen, also einer sozialisti-
schen Gesellschaft (die sich nicht in „le-
bensbedrohlicher“ Systemkonkurrenz 

befindet, muss man hinzufügen), die 
Technikentwicklung, also auch die der 
künstlichen Intelligenz, systematisch 
und unter Berücksichtigung und Beob-
achtung aller Folgewirkungen mit der 
gebotenen Vorsicht und Evaluierungs-
zeit entwickelt, im Kommunismus wäre 
sogar die Entwicklung eines menschen-
ähnlichen Androiden, einer künstlichen 
Intelligenz mit menschlichen Fähigkei-
ten, denkbar. Dieser müsste mit seinen 
Chips aber vor allem eines lernen: was 
Menschen sind („seinesgleichen“ in 
evolutionärer Variante) und wie sie sich 
gesellschaftlich organisieren.

Davon ist allerdings natürliche wie 
menschliche Intelligenz noch weit ent-
fernt.

Revision des 
Intelligenzbegriffs nötig
Der individuelle Intelligenz adressie-
rende Begriff ist entsprechend zu re-
vidieren: Nicht irgendwelche Sudoku-
ähnlichen Tests identifizieren individu-
elle Intelligenz, sondern die Fähigkeit 
des Lernens und der Problemlösung in 
komplexen Fragestellungen, die unter 
anderem folgende Elemente beinhal-
ten:
H Beschränktheit von Informationen;
H Implizität (Indirektheit) von Informa-
tionen;
H Ambiguität (Mehrdeutigkeit) von In-
formationen.

Intelligenter Umgang mit Infor-
mationen, die unvollständig, nicht aus-

drücklich (implizit) und mehrdeutig 
sind, erfordert eine bewusste Reflexi-
on einer Problemstellung im Hinblick 
auf die Informationslage („Framing“), 
zugleich aber auch die Reflexion der 
eigenen Methodik, mit einer solchen 
Informationslage umzugehen und zu 
begründeten Ergebnissen (Plural!) zu 
gelangen.

Bei der Bewertung von „intelligen-
ten“ Lösungen ist immer auch die In-
telligenz des/der Bewertenden mit zu 
reflektieren: Es handelt sich nicht um 
eine „neutrale“, all-intelligente Instanz, 
sondern eine Person/Institution, die 
Bestandteil sowie Teilhaberin der ver-
gegenständlichten Intelligenz ist wie 
oben beschrieben. Daher ist und bleibt 
die Bewertung von individueller Intel-
ligenz notwendig mehrdeutig, komplex 
und unabschließbar.

In einer Gesellschaft, die Menschen 
nach ihrer Verwertbarkeit sortiert, sind 
Verfahren nötig, die die Bestimmung 
und Vergleichbarkeit individueller In-
telligenz mittels numerischer Metho-
den erlauben  – wie umstritten diese 
auch immer sein mögen. Sie ermögli-
chen die Zuordnung von geeigneten 
Arbeitskräften im arbeitsteiligen Ge-
triebe bei gleichzeitiger Berücksichti-
gung der Klassenzugehörigkeit, sprich: 
Der „Dümmste“ aus der Bourgeoisie 
soll strukturell immer noch dem „Intel-
ligentesten“ aus dem Proletariat vorge-
zogen werden können.
� Eva Niemeyer

Die Arbeit in der 4. Industriellen Revolution
Die 4. Industrielle Revolution ist keine 
technische, sondern eine globale öko-
nomische, gesellschaftliche und politi-
sche Revolution. Durch den Einsatz di-
gitaler Techniken, neuer Werkstoffe und 
Organisationsformen in der Produktion 
und Warenlogistik wird in nahezu allen 
Branchen die alte Kapitalverwertung in 
neuem Gewand vorangetrieben. Der als 
„digitale Transformation“ bezeichnete 
Wandel in den Produktionsverhältnis-
sen ändert allerdings nichts am Wider-
spruch zwischen Kapital und Arbeit. Er 
ändert nichts am Verhältnis zwischen 
„Arm“ und „Reich“ – weder national 
noch international. Er hebt insbesonde-
re die Ausbeutung nicht auf, auch wenn 
ein Teil der Arbeiterklasse nicht mehr mit 
Muskelkraft schafft, sondern mit dem 
Kopf. Wie anfällig und wie belastend die 
Arbeit in der „digitalen Transformation“ 
ist, zeigt sich während der Pandemie wie 
unter einer Lupe: Kurzarbeit im Wech-
sel mit Mehrarbeit, Entlassungen oder 
der Zwang zum Home-Office bedrohen 
große Teile der Arbeiterklasse in Fragen 
ihrer finanziellen Existenz. Auch weite 

Teile von Selbstständigen und kleinen 
Gewerbetreibenden teilen plötzlich das 
Schicksal der Arbeiterklasse.

Die Kopfarbeiter unterscheiden sich 
in ihrer Stellung im Produktionsprozess 
nicht mehr von den Arbeitern in der 
klassischen Produktion. Sie erhalten Ar-
beitsanweisungen und Terminvorgaben 
sowie Compliance-Vorgaben. Für die 
Entscheidung, wie sie arbeiten, bleibt 
wenig Spielraum – auch wenn sich da-
rüber manche noch Illusionen machen. 
Die Arbeitsplätze der Kopfarbeiter ste-
hen seit Jahren unter großem Rationali-
sierungsdruck und sind in Krisenzeiten 
stärker gefährdet als die Arbeitsplätze 
in der Produktion. IT-Systeme von Fir-
men wie SAP oder den CAD-Syste-
men übernehmen durch „Intelligente“ 
Funktionen vor allem Routineaufga-
ben und Arbeitsschritte, die durch ein-
fache und mittlere Ausbildung geprägt 
waren. Durch ein immenses Wachstum 
an Produkten und neuen Konsumtions-
formen wurde die Zahl der Arbeitsplät-
ze der Kopfarbeiter auf hohem Niveau 
aufrechterhalten.

Bei einem Großteil der in diesen 
Bereichen Arbeitenden ist das (Klas-
sen-)Bewusstsein allerdings wenig aus-
geprägt. Jahrzehntelange, auf Individu-
alisierung ausgerichtete Bildung und 
Politik gehören zu den Gründen, dass 
dies funktioniert. Um diesen Zustand zu 
erhalten, wird die Propaganda für die 
„Neue Arbeit“ zu einem Begriff, der 
den Klassencharakter von Arbeit und 
das Verhältnis zwischen Kapital und Ar-
beit verschleiert.

Home-Office 
In vielen Unternehmen ist das gele-
gentliche und regelmäßige Arbeiten 
im Home-Office zur Normalität ge-
worden. Viele Kopfarbeitende sehen 
darin einen großen Vorteil, vor allem 
dann, wenn sie Kinder oder andere An-
gehörige betreuen müssen oder wei-
te Wege zu Arbeit haben. Das klingt 
nach Freiheit und Flexibilität und die 
meisten Arbeitgeber gehen auf sol-
che Wünsche ein, ziehen sie daraus 
doch gewaltige Vorteile. Sie müssen 
weniger Büroraum, Büronebenkosten 

und Ausstattungen von Arbeitsplät-
zen in Rechnung stellen. In der Pan-
demie wird Home-Office von einem 
Tag zum anderen für Millionen Kopf-
arbeiter zur Normalarbeit. Die ersten 
Unternehmen jubeln bereits, wie gut 
das angeblich funktioniert. Wer sich 
mit den im Home-Office Arbeitenden 
unterhält, erfährt etwas anderes. Die 
permanenten Telefon- und Videokon-
ferenzen sind bedeutend anstrengen-
der, die Tendenz zu Mehrarbeit habe 
zugenommen und vor allem der soziale 
Kontakt fehle, zum Beispiel das kurze 
Gespräch mit Kolleginnen und Kolle-
gen. Der Stress bei Home-Office bleibt 
bei den Beschäftigten hängen. Flexible 
Arbeit rund um die Uhr

Mobile Geräte erlauben es jeder-
zeit und an jedem Ort, mit anderen zu 
kommunizieren. Zu diesen „anderen“ 
gehören auch Arbeitgeber und Auf-
traggeber, Kunden und Geschäftspart-
ner. Dafür erhielten viele Kopfarbei-
ter ein Firmentelefon, das sie auch 
privat nutzen dürfen. Damit tappten 
sie oft in eine böse Falle. Denn nun 

müssen sie, wenn der Chef anruft, den 
auch annehmen. Die neue Technik ist 
das Instrument, um die Feierabendru-
he auszuhebeln. 

Selbstoptimierung
„Zu viel Arbeit gibt es nicht, es gibt nur 
eine falsche Organisation der Arbeit“, 
lautet das Motto vieler Seminare gegen 
Stress. Ihr Ziel ist es, Tipps zu vermitteln 
und einzuüben, wie man die eigene Leis-
tungsfähigkeit steigern kann und die Be-
lastungen besser aushält. Damit wird der 
allgemeine Druck am Arbeitsplatz auf 
ein rein individuelles Problem reduziert. 

Resümee
Die vom Kapital mit positiven Aspek-
ten gepriesenen neuen Formen der 
abhängigen Arbeit ändern nichts am 
Grundwiderspruch zwischen Kapital 
und Arbeit. Dort, wo Beschäftigte Vor-
teile für sich sehen, die durchaus auch 
tatsächlich vorhanden sein können, 
zahlen sie diese unter kapitalistischen 
Bedingungen auch noch selbst. 
� Stefan Kühner

Deus ex machina
Wie den Klassen die Technik gegenübertritt
Leider musste wegen der Pandemie-Beschränkungen ein weiteres Seminar der Marx-Engels-Stiftung zum Thema 
„Künstliche Intelligenz, Produktivkraft und Gesellschaft“ ausfallen. Geplant war eine marxistisch orientierte Diskus-
sion über die Triebkräfte und Auswirkungen der sogenannten „Digitalen Transformation“ auf die Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Arbeiterklasse.
In ihrem hier dokumentierten Beitrag setzt sich die marxistische Psychologin und Politikwissenschaftlerin Eva Nie-
meyer mit „Künstlicher und natürlicher Intelligenz“ auseinander. Stefan Kühner, Vorstandsmitglied der Marx-Engels-
Stiftung und UZ-Autor, konzentriert sich auf den Aspekt „Neue Arbeit“ in einer zeitlichen Phase, in der das Kapital 
massive Angriffe auf die Normalarbeitsverhältnisse fährt und lang erkämpfte Rechte der Arbeiterklasse ausgehebelt. 
Dabei geht er auch auf Aspekte ein, die im Windschatten der Pandemie ablaufen. 
Beide Vorträge können von der Homepage der Marx-Engels-Stiftung heruntergeladen werden.

Freund oder Feind oder doch auch gefesselt durch die Produktionsverhältnisse?
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KultursplitterAm Rande der Not
„Die Menschenfreunde in zerlumpten Hosen“ von Robert Tressell

Dies ist der erste wichtige Arbei-
terroman der englischen Litera-
tur. Er wurde zwischen 1906 und 

1910 geschrieben und erstmals 1914 und 
1916 posthum in Kurzausgaben veröf-
fentlicht. Erst 1946 fand man das stark 
beschädigte handschriftliche Original-
manuskript, das der damals der Kom-
munistischen Partei Großbritanniens 
nahestehende Verlag Lawrence & Wis-
hart 1955 erstmals vollständig heraus-
gab. Die Arbeiterklasse – auch interna-
tional – hat den Roman als einen aus ih-
rer Sicht geschriebenen, wichtigen Text 
über ihre Erfahrungen angenommen. 
Geburt und Wachstum des britischen 
Arbeitertheaters sind untrennbar damit 
verbunden. Kein anderer Arbeiterro-
man in Großbritannien kann auch nur 
annähernd eine solche Geschichte für 
sich beanspruchen.

Sein Autor, Robert Tressell, eigent-
lich Robert Noonan, wurde vor 150 Jah-
ren, am 17. April 1870, in Dublin gebo-
ren. Sein nunmehr weltbekanntes Pseu-
donym Tressell, in Anspielung auf das 
englische Wort für Tapeziertisch, trestle 
table, nahm er an, um in diesem Roman 
unbehelligt sozialistische Ideen zu äu-
ßern. Er arbeitete als Schildermaler und 
Dekorateur, war Gewerkschafter, Mit-
glied der einzigen marxistischen Grup-
pe in Großbritannien zu seiner Zeit, der 
Social-Democratic Federation, und hat-
te einen Ruf als sozialistischer Agitator, 
Flugblattschreiber und Fahnenmaler. 
Tressell starb im Februar 1911 in einem 
Armenkrankenhaus an Tuberkulose. Er 
schrieb „Menschenfreunde in zerlump-
ten Hosen“ abends nach der Arbeit und 
sagt im Vorwort: „Es gibt keine Szenen 
oder Vorfälle in der Geschichte, die ich 
nicht selbst erlebt habe oder für die ich 
keine schlüssigen Beweise hatte.“ Die 
erste Auflage erschien 1914 und umfass-
te nur etwa zwei Drittel des Originalma-
nuskripts, fand in Deutschland Interesse 
und erschien, von Käte Güsfeld über-
setzt, erstmals 1925. Nach dem Zusam-
menbruch des ersten sozialistischen Ex-
periments auf deutschem Boden machte 
sich die in der DDR geborene Else Ton-
ke an eine erneute Übersetzung. Diese 
Übertragung ist die erste deutsche Über-
setzung in eine Sprache, wie sie von deut-
schen Bauarbeitern gesprochen und da-
her von ihnen verstanden werden kann.

„Menschenfreunde in zerlumpten 
Hosen“ entwirft ein episches Porträt der 
Arbeiterklasse im Zeitalter des Imperi-
alismus. Eine verarmte, unorganisierte 
Gruppe von Arbeitern steht im Mittel-
punkt – zum ersten Mal in der Geschich-

te des englischen Romans. Ihr Klassen-
bewusstsein ist auf einem primitiven Ni-
veau; ihre Köpfe werden völlig von den 
imperialistischen Medien vernebelt, de-
ren Demagogie und Chauvinismus. Der 
Boss Rushton und seine Mittelsmän-
ner zwingen die Arbeiter zu Eile und 
Schlamperei und drohen mit Arbeitslo-
sigkeit und Armenhaus. Ihre wirtschaft-
liche Macht wird durch die Hegemonie 
der politischen und religiösen Sphäre so-
wie durch die Dominanz ihres „Privatle-
bens“ in der Kneipe verankert.

Während die proletarischen Figuren 
individualisiert sind, denen der Leser in 
ihr häusliches Leben folgt, sind die Chefs 
einfach Typen – eine erfrischende Um-
kehrung des üblichen Musters von indi-
vidualisierten Mittelklasse-Figuren und 
Arbeiter-Stereotypen. Die Lebensweise 
der Arbeiterklasse hat das Potential, alle 
Aspekte eines wirklich menschlichen Le-
bens zu umfassen. Die herrschende Klas-
se hingegen kommt für die Betrachtung 
einer menschlichen Lebensweise gar 

nicht erst in Frage; ihr Zweck ist es, die 
Arbeiterklasse an deren freier Entwick-
lung zu hindern und sie sowohl physisch 
als auch politisch zu erniedrigen. Der 
Held des Buches, Frank Owen, ist ein 
engagierter Sozialist. Seine Pausenvor-
träge über Kapitalismus und Sozialismus 
kommentieren bereichernd das Roman-
geschehen. Er teilt die Eigenschaften der 
anderen Arbeiter, doch ist er entwickel-
ter und bewusster; das ist sein Sozialis-
mus. In dieser realistischen, heteroge-
nen Darstellung der Arbeiterklasse muss 
Tressell mit seinem Zeitgenossen Maxim 
Gorki verglichen werden. Noch nie zuvor 
im englischen realistischen Roman hatte 
der Arbeitsprozess selbst im Mittelpunkt 
der Darstellung des Klassenkampfes ge-
standen. Zum ersten Mal kehrt Tressell 
die Annahme um, dass das Leben dort 
beginnt, wo die Arbeit endet – Arbeit ist 
für ein voll gelebtes menschliches Leben 
unerlässlich. Die Einstellung einer Figur 
zur Arbeit ist Prüfstein ihrer Mensch-
lichkeit. Owens dekorative Malerei des 

Salons im maurischen Stil ist ein hervor-
ragendes Beispiel dafür. Für die Bosse 
bedeutet Arbeit nichts.

Tressell betrat somit unbekannte 
Wege mit der Schaffung eines neuen 
Heldentyps: der Arbeitergruppe, mit 
der Arbeit im Mittelpunkt der Hand-
lung, mit der Schaffung des revolutio-
nären Romans. In einem zentralen Vor-
trag lässt er Owens seinen erstaunten 
Kollegen erklären, dass „Geld die wah-
re Ursache der Armut ist“. Anhand von 
Bruchstücken aus den Essenskörben ver-
anschaulicht Owen die Schaffung von 
Mehrwert: „Ihr sagt, dass ihr alle Arbeit 
braucht, und da ich die gutherzige Kapi-
talistenklasse bin, werde ich mein Geld 
in verschiedene Industrien investieren, 
um euch viel Arbeit zu geben. (…) Für 
diese Arbeit werdet ihr alle euren Lohn 
erhalten … Da die Arbeiterklasse das 
Lebensnotwendige brauchte, und da sie 
das nutzlose Geld nicht essen, trinken 
oder tragen konnte, waren sie gezwun-
gen, den Bedingungen des freundlichen 
Kapitalisten zuzustimmen (…) Nachdem 
sie das von ihrem Lohn gekaufte Nötige 
verbraucht hatten, waren sie wieder in 
genau der Lage, in der sie sich befanden, 
als sie mit der Arbeit begannen – sie hat-
ten nichts. (…) Der gutherzige Kapitalist 
konsumierte doppelt so viel wie jeder an-
dere von ihnen und sein Reichtum wuchs 
ständig (… er …) nahm ihnen die Ma-
schinen weg und teilte ihnen mit, dass er 
sich aufgrund der Überproduktion, die 
seine Lagerhäuser mit dem Lebensnot-
wendigen überfüllt hatte, entschlossen 
hatte, das Werk zu schließen.“

Über hundert Jahre nach seiner ers-
ten Veröffentlichung wird „Menschen-
freunde in zerlumpten Hosen“ von den 
meisten Lesern immer noch als eine Of-
fenbarung, als ein Roman von höchster 
Aktualität angesehen, als ein Buch, das 
die Welt beschreibt, wie sie ist. Nicht nur 
die Arbeiterklasse, alle Werktätigen, er-
kennen unschwer die Atmosphäre der 
„Verdeck-und-vertusch“-Arbeitsethik 
mit immer weniger Ressourcen, weni-
ger Menschen für die Arbeit, geringeren 
Löhnen und Bedingungen, Teilzeitar-
beit, Arbeitslosigkeit. Alle Werktätigen, 
die ihre Arbeit verkaufen, sitzen im We-
sentlichen im selben Boot. Die „Men-
schenfreunde in zerlumpten Hosen“ 
enthüllen das Wesen des immer weiter 
bestehenden Systems.
� Jenny Farrell

Die erwähnte deutsche Ausgabe er-
schien 2002 und ist noch antiquarisch 
erhältlich

Der Prozess
Einige Majdanek-Täter standen erst spät vor Gericht

In den Jahren 1941 bis zur Befreiung 
1944 sind im KZ Lublin/Majdanek in 
Polen mindestens 250.000 Menschen 
ermordet oder in den Tod getrieben 
worden. Zwei „Majdanek-Prozesse“ 
hatte es bereits dort gegeben: den ers-
ten schon im Kriegswinter 1944 – er 
endete mit der Hinrichtung aller sechs 
Angeklagten –, den zweiten von 1946 
bis 1948 gegen 95 SS-Angehörige, von 
denen sieben zum Tode, die übrigen zu 
Haftstrafen verurteilt worden waren. 
Erst ein Vierteljahrhundert später stan-
den Majdanek-Täter auch vor bundes-
deutschen Richtern, nämlich vor dem 
Düsseldorfer Landgericht, wo von 1975 
bis 1981 gegen zunächst siebzehn, spä-
ter durch Verfahrensabtrennungen, 
Freisprüche oder Tod auf neun redu-
zierte Angeklagte wegen Mord oder 
Beihilfe zum Mord verhandelt wurde. 
Alle 17 Angeklagten, darunter sechs 
Frauen, hatten zur Wachmannschaft 
des KZ Lublin/Majdanek gehört.

In den Berichten jener Jahre spar-
ten die Gerichtsreporter nicht mit Su-
perlativen. Vom größten, wichtigsten, 
längsten, oft auch vom teuersten Jahr-
hundertprozess war die Rede in den 
Schlagzeilen, in manchen Texten klang 
Zweifel an, ob solch ein Verfahren noch 

zeitgemäß und politisch opportun sei. 
Auch für die dreiteilige Dokumentati-
on von Eberhard Fechner, die der NDR 
1984 ausstrahlte und die nun als Dop-
pel-DVD bei Absolut Medien zu haben 
ist, wären ein paar Superlative durch-
aus angemessen (8 Jahre Produktions-
zeit, 70 Interviews mit Prozessbetei-
ligten, 230 Stunden Filmmaterial, ver-
dichtet auf 270 Minuten Laufzeit), doch 
Fechner entschied sich für den schlich-
ten Titel „Der Prozess“ und verzichte-
te auch auf jeden Kommentar. Da er 
im Gerichtssaal nicht drehen durfte, 
rekonstruiert er den Prozess aus den 
Interviewaussagen der Richter, Staats-
anwälte, Zeugen, Gutachter und Pro-
zessbeobachter, aber auch einiger An-
geklagten und ihrer Verteidiger.

Was hier wie endloses „Talking 
heads“ klingen mag, ist das genaue Ge-
genteil. Das hat zu tun mit Fechners 
Arbeitsstil und Methode. In streng ju-
ristischer Chronologie sortiert er sein 
Material in drei Teile: die Anklage, Be-
weisaufnahme, die Urteile. Die Inter-
viewten treten nur in ihrer Rolle im 
Prozess, aber ohne Namen auf – die-
se erfährt man nur aus dem digitalen 
Booklet im Begleitmaterial. Dies gibt 
seinem immerhin dreistündigen Werk 

eine distanzierte Sachlichkeit, die für 
ein Lehrmaterial zur Juristenausbil-
dung angemessen wäre – dem Zuschau-
er in seinem Heimkino aber mag sie als 
Zumutung erscheinen angesichts der 
Ungeheuerlichkeiten, die da verhandelt 
werden. Dem Sog von Fechners Werk 
kann er sich dennoch nicht entziehen.

Indem Fechner auch seine Fragen 
völlig ausblendet, treten in der Montage 
die Opfer quasi in einen Dialog mit den 
Tätern. Da sagt die Zeugin Ostrowska 
aus, sie sei von der SS-Aufseherin Hil-
degard Lächert – die Häftlinge nannten 
sie die „blutige Brygida“ – gezwungen 
worden, die Behälter mit dem tödlichen 
Gas Zyklon B in die Gaskammern zu 
transportieren, und Lächerts Verteidi-
ger Ludwig Bock beantragt daraufhin 
dreist, Ostrowska noch im Gerichtssaal 
festzunehmen und als Mittäterin wegen 
Beihilfe unter Anklage zu stellen!! Dass 
er diesen Antrag immerhin abgelehnt 
habe, erwähnt dann der Richter mit ei-
ner Miene, die weniger Entrüstung als 
stilles Schmunzeln verrät.

Überhaupt diese Interviewtech-
nik! Die psychischen Qualen, mit de-
nen die Opfer in ihren Aussagen nach 
30 Jahren noch einmal die geschilder-
ten Misshandlungen durchleiden, lässt 

Fechner immer spürbar werden, doch 
Feingefühl und Respekt bewahren ihn 
davor, dies emotional auszubeuten. Das 
Motiv für ihre Zeugenschaft ist nie das 
Verlangen nach Rache, das doch aus 
ihren Biografien mehr als verständ-
lich wäre, und die Anstrengung, es zu 
unterdrücken, spiegelt sich oft auf ih-
ren Gesichtern. Aber sie wissen – und 
Fechner weiß und zeigt es auch: Ihr 
Zeugnis wird gebraucht, immer noch. 
Ihr Prozess ist auch drei Jahrzehnte 
nach der Zerschlagung des Faschismus 
noch längst nicht der Anachronismus, 
der er eigentlich sein müsste. Fechner, 
der den „Prozess“ zeitlebens für sei-
nen wichtigsten Film hielt, starb 1992 in 
Hamburg. Jahrhundertprozesse gibt‘s 
vielleicht nicht mehr. Aber wer doku-
mentiert den NSU-Prozess, die vielen 
kleinen Prozesse um die Neonazi-Sze-
ne, und wer beobachtet den schleichen-
den Prozess der Aushöhlung demokra-
tischer Rechte heute?
� Hans-Günther Dicks

Eberhard Fechner
Der Prozess
absolutmedien
2 DVDs, 24,90 Euro

Eine Illustration aus dem „Industrial Worker“ von 1911

Tag der Befreiung
Bei Bertolt Brecht und Victor Klem-
perer finden sich Eintragungen, die 
genau an diesem Tag geschrieben 
wurden. Brecht führte über viele Jah-
re ein „Arbeitsjournal“, er notiert am 
8. Mai 1945, im Exil lebend: „und als 
dann kam der monat mai, war ein tau-
sendjähriges reich vorbei.“ Und einige 
Zeilen weiter schreibt er: „die wicken 
blühten. die hähne schwiegen betrof-
fen. die türen waren geschlossen. die 
dächer standen offen.“

Victor Klemperer schrieb seine 
akribischen Tagebücher seit 1933. Als 
„Geltungsjude“ ständig drangsaliert 
und schikaniert, erlebten er und sei-
ne Frau das Kriegsende in Oberbay-
ern. Er notiert sich unter dem Datum 
8. Mai 1945 unter anderem: „Aus wei-
ter Ferne hört man immer noch von 
Zeit zu Zeit Geschützfeuer, Verbände 
und Aufklärer überfliegen uns beinahe 
stündlich, es heisst – ‚es heisst‘, Gerücht 
über Gerücht –, im Gebirge kämpften 
noch Einzelgruppen … Wir sprechen 
mit den Heimkehrern; sie wissen alle 
auch nichts anderes als Gerüchte. Der 
Krieg zwischen USA und Russland 
spielt darin immer noch seine Rolle. 
Gestern sprach ich zwei, die sagten 
‚Der Amerikaner schon  – aber wie 
wird es mit dem Russen sein?‘ … Ich: 
Er tue dem gemeinen Mann nichts. Nur 
den Offizieren und der SS. Pause, dann 
mit (verlegenem?) Lachen: ‚Von der SS 
sind wir nicht.‘“

Filme online sehen
Das hervorragende Programmkino 
„Arsenal“ in Berlin musste wie alle 
anderen Kinos auch die Türen schlie-
ßen. Sie haben sich etwas Tolles ausge-
dacht und bieten aus ihrer umfangrei-
chen Sammlung eine ganze Menge Fil-
me an, die sich mit der Lohnarbeit und 
den Arbeitskämpfen weltweit beschäf-
tigt haben. Insgesamt 21 Filme kann 
man nun zu Hause streamen, drei Fil-
me seien hier exemplarisch vorgestellt:

„Für Frauen“ von Cristina Perin-
cioli, BRD 1971. Gleiches Geld für 
gleiche Arbeit! Die vier weiblichen 
Angestellten eines Westberliner Su-
permarktes treten in den Streik, um 
die gleiche Entlohnung durchzuset-
zen, die ihr männlicher Kollege erhält. 
„Ton Steine Scherben“ singen dazu: 
„Alles verändert sich, wenn du es ver-
änderst, doch du kannst nicht gewin-
nen, solange du allein bist.“ Mit Laien 
besetzt, erfüllt der Film die Forderung 
nach der Solidarität, die er propagiert, 
denn dieser Film wurde von den Ver-
käuferinnen und Hausfrauen gemacht. 
Sie haben sich die Geschichte selbst 
ausgedacht und gespielt. Die Filmema-
cherin hat ihnen nur dabei geholfen.

„Tambaku Chaakila Oob Ali“ 
vom Filmkollektiv Yugantar, Indien 
1982. Dieser Film dokumentiert eine 
der größten Arbeiterinnenbewegun-
gen der damaligen Zeit – eine Initi-
alzündung zur Bildung von Gewerk-
schaften in ganz Indien. Vier Mona-
te verbrachte das Yugantar-Kollektiv 
mit Arbeiterinnen einer Tabakfabrik 
in Nipani, ließ sich von den ausbeu-
terischen Arbeitsbedingungen erzäh-
len und diskutierte Strategien der ge-
werkschaftlichen Organisation. Die bis 
dahin undokumentierten Zustände im 
Inneren der Fabriken konnten gefilmt 
werden.

„Ein proletarisches Wintermär-
chen“ von Julian Radlmaier, BRD 
2014. Drei junge Georgierinnen müs-
sen im Auftrag eines Gebäuderei-
nigungsunternehmens ein Berliner 
Schloss putzen, in dem am Abend die 
Sammlung zeitgenössischer Kunst ei-
nes deutschen Rüstungsunternehmens 
präsentiert werden soll. Bei diesem 
Anlass sind sie unerwünscht und wer-
den in eine Dachkammer verbannt. 
Unten jedoch lockt ein köstliches Buf-
fet  – warum sich nicht einfach über 
dieses ungerechte Ausgangsverbot 
hinwegsetzen, die räumlichen Demar-
kationslinien der Klassengesellschaft 
übertreten? Die drei versuchen, eine 
Antwort auf die Fragen zu finden, ob 
sich Klassenverhältnisse überwinden 
lassen – wo doch alle überlieferten Ge-
schichten dagegen sprechen.
� Herbert Becker
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Geronnene Kräfteverhältnisse
Die Verteidigung des Völkerrechts bleibt Aufgabe im Klassenkampf • Von Björn Blach
Zwischen Mai und September 1945 erlitt 
das imperialistische System eine schwere 
Niederlage. Der Griff nach der Weltmacht 
des deutschen und japanischen Imperialis-
mus und ihrer Trittbrettfahrer wurde been-
det. Der Versuch, das Rad der Geschichte 
zurückzudrehen, war gescheitert.
Zu sehr ging das Weltmachtstreben Nazi-
deutschlands und Japans vor allem auch 
zu Lasten der Interessen Britanniens und 
der USA. Sie waren gezwungen, für ihren 
Machterhalt ein Bündnis mit der Sowjet-
union und den Befreiungsbewegungen ein-
zugehen. Sie mussten damit auch die Zie-
le zurückstellen, die dem imperialistischen 
System gemeinsam waren:
H Die Vernichtung der Sowjetunion
H Die Ausweitung des Kolonialsystems 
und die Ausplünderung der abhängigen 
Länder
H Die Eindämmung der Klassenkämpfe 
und die Abwälzung der Kriegslasten auf 
die Arbeiterklasse
H Die Unterdrückung der Frauen
H Die Durchsetzung irrationaler Ideologi-
en gegenüber der Vernunft

Der Verlauf des zweiten Weltkrieges 
hatte zu einem enormen Ansehen der So-
wjetunion und der Kommunistischen Par-
teien geführt, die in vielen Ländern den Wi-

derstandskampf am entschiedensten orga-
nisiert hatte. Obwohl ökonomisch schwer 
durch die Kriegsfolgen geschädigt, hatte 
sich der militärische, politische und ideo-
logische Einfluss des ersten sozialistischen 
Staates enorm ausgeweitet. Das zwang den 
Imperialismus, die Sowjetunion als Partner 
auf Augenhöhe anzuerkennen, was seinen 
Ausdruck in der Konferenz von Jalta fand.

Die faschistische Ideologie mit ihrer To-
desanbetung war vor den Völkern entlarvt. 
Widerstand, Befreiung und der Aufbau for-
derten bis weit ins Bürgertum hinein eine 
vernünftige, am Leben orientierte Weltan-
schauung. Damit war die ideologische He-
gemonie des Imperialismus nach dessen 
Versuch, sie der Menschheit in ihrer extre-
men Form aufzuzwingen, angeknackst, in 
einigen Ländern in die Defensive geraten. 
Dies bildete den Auftakt für die weltweiten 
Kämpfe der Arbeiterklasse für ihre Rechte, 
der Frauen gegen ihre Unterdrückung und 
der abhängigen Länder um ihre Befreiung. 
Die internationalen Kräfteverhältnisse wa-
ren auf die Seite des Fortschritts verschoben.

Ein Dreivierteljahrhundert und eine 
Konterrevolution später haben sich diese 
Kräfteverhältnisse verschoben und ver-
schieben sich angesichts der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus derzeit wieder 

deutlicher. Erhalten geblieben sind die 
Kräfteverhältnisse des Sommers 1945, ge-
ronnen in Gesetzesform, im Völkerrecht 
und in der UN.

„Wir, die Völker der Vereinten Natio-
nen – fest entschlossen,

- künftige Geschlechter vor der Geißel 
des Krieges zu bewahren, die zweimal zu 
unseren Lebzeiten unsagbares Leid über 
die Menschheit gebracht hat,

- unseren Glauben an die Grundrech-
te des Menschen, an Würde und Wert 
der menschlichen Persönlichkeit, an die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
sowie von allen Nationen, ob groß oder 
klein, erneut zu bekräftigen,

- Bedingungen zu schaffen, unter de-
nen Gerechtigkeit und die Achtung vor den 
Verpflichtungen aus Verträgen und ande-
ren Quellen des Völkerrechts gewahrt wer-
den können,

- den sozialen Fortschritt und einen bes-
seren Lebensstandard in größerer Freiheit 
zu fördern, (…)

haben beschlossen, in unserem Bemü-
hen um die Erreichung dieser Ziele zusam-
menzuwirken.“

In der Präambel der Charta der Ver-
einten Nationen spiegeln sich sowohl die 
bürgerlichen Freiheiten als auch die über 

Auch 75 Jahre nach dem Sieg über den 
Faschismus ist die Behandlung der Ge-
schichte des Zweiten Weltkrieges 
durch bürgerliche Historiker von 
hauptsächlich drei Grundtenden-
zen geprägt.

Erstens wird die Verwurze-
lung der imperialistischen Ex-
pansions- und Kriegspolitik in 

den monopolka-
pitalistischen Produk-
tionsverhältnissen, in 
der Vorherrschaft in 

Wirtschaft und Po-
litik negiert.

Es war Befreiung!
Die Sowjetunion wandte sich gegen die  
Zerstückelung Deutschlands • Von Anton Latzo

Am 8. Mai 1945 wurde das Ende 
des Zweiten Weltkrieges in Eu-
ropa und in Deutschland besie-

gelt. Er endete für den deutschen Im-
perialismus und Militarismus mit einer 
Niederlage, die in ihrem Ausmaß sei-
nen Zusammenbruch im Ersten Welt-
krieg um ein Vielfaches übertraf.

Unter den befreiten Völkern be-
fand sich auch das deutsche Volk. 
Die in der vorbereiteten Kapitulati-
onsurkunde auf Initiative der USA 
ursprünglich aufgenommene For-
mulierung „Zerstückelung Deutsch-
lands“ wurde auf entschiedenen Ein-
spruch der Sowjetunion gestrichen. 
Am 9. Mai 1945 erklärte J. W. Stalin 
im Auftrag des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Sowjet-
union und der Regierung der UdSSR 
öffentlich: „Die Sowjetunion feiert 
den Sieg, wenn sie sich auch nicht an-
schickt, Deutschland zu zerstückeln 
oder zu vernichten.“

Die Sowjetunion erwies sich nicht 
nur in dieser Situation als entscheiden-
de Kraft der Anti-Hitler-Koalition, die 
nach dem 22. Juni 1941 wesentlich ih-
ren Charakter als antifaschistisch-de-
mokratisches Bündnis und den Cha-
rakter des Krieges als antifaschisti-
schen Befreiungskrieg bestimmte. 
Sowohl die Ereignisse des Krieges als 
auch die Nachkriegsregelungen wa-
ren von ihren Bemühungen in diesem 
Geist durchdrungen. Das prägte die 
Ziele, die Handlungen und auch die 
Ergebnisse der Anti-Hitler-Koalition 
insgesamt. Auf dieser Grundlage war 
es auch möglich, dass die Völker ihren 
gerechten Kampf gegen den deutschen 
Faschismus erfolgreich führen konn-
ten. Die Übereinstimmung des Willens 
der Völker und der Anti-Hitler-Koali-
tion war ein wichtiger Faktor des Sie-
ges der Koalition über den Faschismus.

Antifaschistisch-demo-
kratische Stoßrichtung
Gestützt auf die Kraft der Völker 
konnte die von den Großmächten mit 
unterschiedlicher Gesellschaftsord-
nung gebildete Anti-Hitler-Koalition 
gegenüber allen antisowjetischen Ma-
növern, die auf ihre Untergrabung und 
Sprengung zielten, ihre Lebensfähig-
keit bewahren. Ihre Existenzberechti-
gung leitete sich aus der Wahrnehmung 
der nationalen Interessen der beteilig-
ten Mächte in Übereinstimmung mit 
den Interessen der befreiten Völker 
und aus dem Ziel einer dauerhaften 
Friedensordnung ab. Der gerechte Be-
freiungskampf der Völker prägte den 
antifaschistisch-demokratischen Cha-
rakter des Krieges und bestimmte die 
verkündeten Kriegsziele.

Die Sowjetarmee widerstand aus 
eigener Kraft bei Moskau und Lenin-
grad, in Stalingrad und im Kaukasus. 
Sie fing die großen Offensiven der Fa-
schisten auf und ging zum Gegenan-
griff über, vertrieb die Aggressoren 
aus den besetzten Gebieten und be-
freite große Teile Europas. Der dama-
lige Oberbürgermeister von New York, 
Fiorello LaGuardia, rief dazu auf, „dem 
Verbündeten die gebührende Achtung 
zu zollen und unsere Einheit für den 
vollständigen Sieg zu demonstrieren“. 
Der Diplomat und Historiker George 
F. Kennan schrieb, es habe schon 1941 
die Überzeugung vorgeherrscht, „dass 
der Ausgang des Krieges vollkommen 
von der Bereitschaft und Fähigkeit 
Russlands abhinge, dem deutschen An-
griff zu widerstehen“. So kam es, dass 
die Ergebnisse des Krieges zu weltwei-
ten, einschneidenden demokratischen 
Veränderungen im Leben der Völker 
und so auch in den internationalen Be-
ziehungen führten. Die Wirkung der 
Opfer und der Politik der Sowjetuni-
on waren bedeutend gewachsen, kolo-
niale Herrschaftssysteme brachen zu-
sammen, die Kräfte der Demokratie 
und des sozialen Fortschritts errangen 
in einer wachsenden Zahl von Ländern 
maßgeblichen Einfluss auf die Führung 
der Nationen.

Aber auch die herrschenden po-
litischen und wirtschaftlichen Kreise 

der Westmächte brauchten die Anti-
Hitler-Koalition, die Zusammenarbeit 
mit der Sowjetunion, weil die Ziele des 
faschistischen Deutschland, die Welt-
herrschaft und die Versklavung aller 
Völker zu erringen, eine Todesgefahr 
für ihre eigenen Interessen und so-
gar für ihre Existenz darstellten. In ei-
nem Memorandum, das einflussreiche 
amerikanische Wirtschaftskreise 1943 
an Roosevelt gerichtet hatten, hieß 
es dazu: „Seitdem Russland kommu-
nistisch geworden ist, haben die Sow-
jets unsere nationalen Interessen und 
unsere Lebensweise nie bedroht. Die 
wahnsinnige Politik Hitlers dagegen 
führt seit zwei Jahren die Welt einem 
Sklavendasein entgegen; unsere eige-
ne Existenz als freies Volk schwebt in 
Todesgefahr.“

Friedensordnung 
und Völkerrecht
Die Anti-Hitler-Koalition ist also nicht 
deshalb auseinandergebrochen, weil 
sie aus Staaten mit unterschiedlicher 
Gesellschaftsordnung bestand. Sie ist 
auseinandergebrochen, weil nach der 
Zerschlagung des Faschismus bei den 
westlichen Großmächten diejenigen 
Kräfte die bestimmenden Positionen 
wieder errungen haben, die schon vor 
dem zweiten Weltkrieg eine Politik 
verfolgt haben, die von Antikommu-
nismus und Antisowjetismus bestimmt 
war.

Zum Bruch der Anti-Hitler-Koa-
lition kam es also nicht deshalb, weil 
es keine Perspektive für die Fortset-
zung und Vertiefung der Zusammen-
arbeit der Mächte gegeben hat. Es 
kam nicht deshalb dazu, weil die Sub-
stanz der Zusammenarbeit der Groß-
mächte aufgebraucht gewesen wäre 
und schon gar nicht deshalb, weil die 
Sowjetunion die Prinzipien der bishe-
rigen Zusammenarbeit verletzt hät-
te, wie man zur Täuschung der Men-
schen ständig unterstellt hat. Es kam 
dazu, weil die Westmächte und die 
reaktionären Kräfte überall fürchten 
mussten, dass die Fortsetzung dieser 
Zusammenarbeit zwar den Interessen 
der Völker, aber nicht denen der Mo-
nopole dient.

Die Völker erstrebten jedoch nicht 
nur eine dauerhafte internationale Frie-
densordnung, sondern auch eine tief-
greifende Erneuerung ihrer nationalen, 
sozialen und politischen Existenzfor-
men. Dies traf auf die Völker Europas 
besonders zu, denn sie hatten nicht nur 
diesen Krieg zu überstehen, sondern 
schon den Ersten Weltkrieg – und das 
in der Zeit einer Generation!

Sie hatten nicht nur Hitlerfaschis-
mus und deutschen Militarismus zu 
überwinden. Nicht nur in Deutschland 
hatten sich diese Kräfte entlarvt und 
kompromittiert. Auch in den eigenen 
Ländern hatten sich die herrschenden 
Einrichtungen, Mächte und politischen 
Kräfte der Vorkriegs- beziehungswei-
se Kriegszeit entlarvt und den Erneu-
erungswillen befördert. Je mehr das 
wirkliche Wesen ihrer Politik sichtbar 
wurde, umso mehr griff er auf die Um-
gestaltung der ökonomischen Grund-
lagen der Gesellschaft über und rich-
tete sich darauf, den Missbrauch priva-
ter wirtschaftlicher Monopolgewalt zu 
beseitigen. Dieser aus dem antifaschis-
tischen Widerstandskampf erwachse-
ne Wille setzte sich in allen Ländern 
durch, die nicht von den Westmächten 
besetzt waren.

Der Befreiungskampf mündete in 
eine erfolgreiche demokratische Um-
gestaltung der wirtschaftlichen und po-
litischen Grundlagen dieser Nationen 
ein. Auch in Italien, Frankreich und 
anderen westeuropäischen Ländern 
erfolgten wichtige demokratische Ver-
änderungen. Vor allem der Einfluss der 
Kommunistischen Parteien war bedeu-
tend angewachsen. Kommunisten wa-
ren vielfach an der Ausübung der Re-
gierungsgewalt beteiligt. In England 
hat der konservative Premierminister 
Churchill trotz seines „Victory“-Nim-
bus die Wahlen zugunsten der Labour-
Party verloren.

Gegenläufige Tendenzen
Allerdings wurde in den USA auch 
die gegenläufige Tendenz sichtbar, was 
von großer Bedeutung für die künfti-
ge Entwicklung in den westlichen Be-
satzungszonen Deutschlands werden 
sollte!

Die unmittelbar nach dem Sieg ge-
troffenen Regelungen für die Besat-
zungszeit in Deutschland entsprachen 
in den wesentlichen Zügen den Zielen 
der Anti-Hitler-Koalition und beson-
ders den Orientierungen, die während 
der Krimkonferenz zwischen Stalin, 
Roosevelt und Churchill vereinbart 
wurden. Das trifft auch noch auf die 
Vereinbarungen der Potsdamer Kon-
ferenz zu.

Ihre Durchsetzung in den west-
lichen Zonen erfolgte jedoch 
schon in der antikommunistischen 
Richtung der von Churchill 
(März 1946) und 

US-Außenminister 
Byrnes (September 
1946) öffentlich ge-
setzten Segeln.

Das war die Lage 
im Mai 1945. Das 
waren Hoffnungen 
und Ziele der Völker – und die, 
die gegen sie wirkten.

Die Geschichte lehrt 
und warnt zugleich
Erst die Sowjetunion machte den Zweiten Weltkrieg zu einem antifaschistischen Befreiungskrieg

Foto: Fritz Schumann, aus dem vorgestellten Bildband
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Kein europäischer, sondern Weltkrieg
Der 75. Jahrestag der Beendigung des Zweiten  Weltkriegs  
und seine Lehren für heute • Von Bruno Mahlow

Es ist auf den Zusammenhang zwi-
schen klassenpolitischem und außen-
politischem Kampf im Ringen um Frie-
den hinzuweisen, der für die Sowjet-
union als Staat in der Außenpolitik und 
für die KPdSU als führende Partei in 
der Komintern mit vielen neuen stra-
tegischen und taktischen Erfordernis-
sen verbunden war. Es wurden Verträ-
ge mit imperialistischen Staaten abge-
schlossen und gleichzeitig Positionen 
und Interessen der Arbeiter in diesen 
Staaten und deren Unterstützung für 
die Sowjetunion nicht in Frage gestellt.

Dazu – und weil diese Erkenntnisse 
für das Begreifen des deutsch-sowjeti-
schen Nichtangriffsvertrages 1939 und 
anderer, auch gegenwärtiger Ereignisse 
lehrreich und aktuell bleiben – möchte 
ich eine Passage aus dem Bericht Pal-
miro Togliattis auf dem VII. Weltkon-
gress der Komintern 1935 zitieren. Zu-
mal es hier auch um das Verständnis 
von Prioritäten und dialektischen Zu-
sammenhängen, um Unterscheidun-
gen zwischen den Hauptkriegsbrand-
stiftern und dem Hauptfeind der Ar-
beiterklasse im jeweiligen nationalen 
Rahmen geht. Zitat: „Unserer revolu-
tionären Strategie und folglich auch 
unserem konkreten Kampf gegen den 
Krieg legen wir eine Konzentration der 
Kräfte gegen die japanischen Militaris-
ten zugrunde, die die Sowjetunion an 
den Ostgrenzen mit einem Überfall be-
drohen und die Errungenschaften der 
chinesischen Revolution zu vernichten 
trachten. Wir konzentrieren das Feuer 
auf den deutschen Faschismus, diesen 
Hauptkriegsbrandstifter in Europa. 
Wir sind bemüht, alle Verschiedenhei-
ten, die in den Positionen der einzelnen 
imperialistischen Mächte bestehen, 
auszunutzen. Wir müssen sie im Inte-
resse der Verteidigung des Friedens 
geschickt ausnutzen und dabei keine 
Minute vergessen, dass der Schlag ge-
gen den Feind im eigenen Land, gegen 
den ‚eigenen‘ Imperialismus gerichtet 
werden muss.“

Wann begann der 
Zweite Weltkrieg?
Gewöhnlich wird der Beginn des Zwei-
ten Weltkriegs auf den September 1939 
und den Überfall Hitlerdeutschlands 
auf Polen datiert. Die Vorgeschichte, 
wie das Münchener Abkommen 1938 
und die Geschehnisse im Fernen Os-
ten, werden dabei außer Acht gelas-
sen. Es handelt sich um einen Welt-
krieg, der sechs Jahre dauerte und am 

2. September mit der Kapitulation Ja-
pans endete. Er erfasste 61 Staaten und 
1,7 Milliarden Menschen – 80 Prozent 
der damaligen Erdbevölkerung – 110 
Millionen Menschen unter Waffen, 70 
Millionen unmittelbare Kriegsopfer 
(Tote), davon 45 Millionen in Europa, 
chinesische Regierungsquellen nennen 
35 bis 40 Millionen Opfer.

Im Fernen Osten begann eben-
falls frühzeitig die Vorbereitung auf 
einen neuen Weltkrieg. Palmiro Tog-
liatti ging1935 auf dem VII. Weltkon-
gress der Komintern darauf ein. 1927 
hatte der japanische Premier Tanaka 
im Rahmen der am 27. Juni in Tokio 
eröffneten „Ostkonferenz“ sein Me-
morandum verkündet, in dem er unter 
anderem Leitlinien zur Eroberung Asi-
ens – beginnend mit der Mandschurei/
China – und später weiterer Teile der 
Welt formulierte. Darin hieß es unter 
anderem: „… um die Welt zu erobern, 
müssen wir zuerst China erobern. 
Wenn es uns gelingt, China zu erobern, 
werden alle Länder Kleinasiens, Indien 
sowie die Länder der südlichen Meere 
Furcht vor uns bekommen und vor uns 
kapitulieren. Die Welt wird dann be-
greifen, dass Ostasien unser ist … und 
wird es nicht wagen, uns unsere Rech-
te streitig zu machen … (…) …dann 
beginnen wir mit der Eroberung Indi-
ens, der Länder der südlichen Meere, 
und danach Kleinasiens, Zentralasiens 
und schließlich Europas.“ Um Verbün-
dete im Kampf um die Welteroberung 
zu gewinnen, nutzte die japanische 
Führung das Streben Deutschlands 
nach Revanche für seine Niederlage 
im Ersten Weltkrieg und nach Revisi-
on des Versailler Diktats und schloss 
eine japanisch-deutsche Vereinbarung 
zur Bekämpfung des Kommunismus  – 
den sogenannten „Antikominternpakt“ 
vom 25. November 1936, dem später 
auch Länder wie Italien, Ungarn, Finn-
land und so weiter beitraten.

Am 7. Juli 1937 begann Japan seine 
Invasion Chinas unter dem Motto der 
Bildung einer „Großen Sphäre ostasi-
atischen sozialen Aufblühens“ unter 
Einschluss der anderen asiatischen 
Staaten und dem sowjetischen Fernen 
Osten. Ab Mai 1939 tobten blutige 
Kämpfe am Chalchin Gol, wobei Ja-
pan zunächst die Mongolei zu erobern 
trachtete, das aber mit der Sowjetuni-
on verbunden war. Besonders hart wa-
ren die Kämpfe am 21./22. August 1939, 
gerade als die Verhandlungen zwi-
schen Moskau und Berlin liefen. Am 

15.  September 1939 wurde zwischen 
der UdSSR und Japan ein Waffenstill-
stand vereinbart, am 13.  April 1941 
schloss die Sowjetunion einen Neutra-
litätspakt mit Japan, der mit dem Über-
fall Hitlerdeutschlands auf die UdSSR 
eine harte Prüfung zu bestehen hatte, 
denn Hitler war sehr daran gelegen, Ja-
pan in einen Feldzug gegen die Sowje-
tunion im Fernen Osten einzubinden.

Stoßrichtung „Russland“
Hitler machte keinen Hehl draus, dass 
alles, was er tue, gegen Russland ge-
richtet sei, „ … wenn der Westen zu 
dumm und zu blind ist, um das zu be-
greifen, bin ich gezwungen, mich mit 
den Russen zu verständigen, den Wes-
ten zu zerschlagen, um danach, nach 
seiner Zerschlagung, mit konzentrier-
ter Kraft gegen die Sowjetunion vor-
zugehen. Ich brauche die Ukraine, da-
mit wir nicht wieder dem Hunger aus-
gesetzt werden, wie im letzten Krieg.“ 
Damit wollte sich Hitler entsprechen-
de Freiräume gegenüber Polen und 
dem Westen schaffen. Aber dies kann 
nicht als Ursache für den Überfall und 
für den Beginn des Zweiten Weltkriegs 
angesehen werden. Eher wollte er sich 
den Rücken gegenüber der UdSSR 
freihalten.

Die Sowjetunion erfüllte ihre im 
Rahmen der Koalition eingegangenen 
Verpflichtungen und leistete zwei Mo-
nate nach dem Sieg in Europa einen 
entscheidenden Beitrag zur Zerschla-
gung der 6. Japanischen Kwantung-Ar-
mee und der Befreiung der Mandschu-
rei und damit auch zur Unterstützung 
der chinesischen Truppen.

Deutschland trat nicht zuletzt we-
gen der für ihn folgenschweren Aus-
wirkungen des Versailler Vertrages 
erst 1939 direkt in den Weltkrieg ein. 
Als Grund für den Überfall auf Po-
len nutzte Hitler das „Problem Dan-
zig“, das nach dem Versailler Vertrag 
an Polen ging, womit Deutschland in 
zwei Teile zerfiel.

Man kann den Zweiten Weltkrieg 
nicht nur eurozentristisch beurteilen, 
man muss ihn auch global einordnen. 
Dies hütet auch davor, Geschichtsfäl-
schungen auf dem Leim zu gehen – sei-
tens des Westens oder auch Polens – 
und vor allem historische Zusammen-
hänge in ihrem gesamten Ausmaß zu 
verkennen.

(Text verfasst unter Mitarbeit von Tat-
jana Mahlow)

Geronnene Kräfteverhältnisse
Die Verteidigung des Völkerrechts bleibt Aufgabe im Klassenkampf • Von Björn Blach

sie hinauswachsenden Interessen der inter-
nationalen Arbeiterklasse und mit ihr der 
gewaltigen Mehrheit der Menschen.

Die bürgerlichen Freiheiten gewähren 
gleiche Rechte für alle Menschen. Marx 
hat auf die Beschränktheit der bürgerli-
chen Freiheiten unter anderem im Kapi-
tal verwiesen: „Was allein hier herrscht, ist 
Freiheit, Gleichheit, Eigentum (…). Frei-
heit! Denn Käufer und Verkäufer einer 
Ware, zum Beispiel der Arbeitskraft, sind 
nur durch ihren freien Willen bestimmt. Sie 
kontrahieren als freie, rechtlich ebenbürti-
ge Personen. Der Kontrakt ist das Endre-
sultat, worin sich ihre Willen einen gemein-
samen Rechtsausdruck geben. Gleichheit! 
Denn sie beziehen sich nur als Warenbesit-
zer aufeinander und tauschen Äquivalent 
für Äquivalent. Eigentum! Denn jeder ver-
fügt nur über das Seine.“

Mit der Charta ist die Aufnahme so-
zialer Rechte gelungen, wird erstmals 
die Gleichheit der Menschen als Ziel be-
stimmt. Die Überwindung bürgerlich-ka-
pitalistischer Gesellschaftsorganisation 
findet hier ihren Niederschlag.

Ein besonderer Stachel im Fleisch des 
Imperialismus ist das allgemeine Gewalt-
verbot. „Alle Mitglieder unterlassen in ih-
ren internationalen Beziehungen jede ge-

gen die territoriale Unversehrtheit oder 
die politische Unabhängigkeit eines Staa-
tes gerichtete oder sonst mit den Zielen 
der Vereinten Nationen unvereinbare An-
drohung oder Anwendung von Gewalt.“

Diese Klausel hat zwar die imperialisti-
schen Kriegsabenteuer seit 1945 nicht ver-
hindert, insbesondere zu Zeiten, in denen 
international keine Kräfte vorhanden wa-
ren, die diese Norm mit entsprechender 
Durchsetzungskraft verteidigt haben. Sie 
zwingt dem Imperialismus aber auch 75 
Jahre nach seiner Niederlage immer noch 
Hürden auf, schränkt sein Potential zur 
Bedrohung der Menschheit ein.

Deshalb tobt der Klassenkampf um 
die UNO, besonders sichtbar beim Ringen 
um Resolutionen des UN-Sicherheitsrates. 
Den Verteidigern der Ergebnisse des Be-
freiungskampfes und des internationalen 
Rechts steht der Imperialismus entgegen. 
Dieser versucht auf allen Ebenen, sich von 
seinen Fesseln zu befreien. Allen voran 
versuchen die USA, mit ihrer Kriegs- und 
Sanktionspolitik Fakten zu schaffen. Sie set-
zen einfach das durch, was auch bei deut-
schen Rechtsgelehrten zur Mode geworden 
ist: Rechtsnihilismus wird betrieben und mit 
allerlei Menschenrechtskleister verdeckt. 
Das wirkt bis weit hinein in die Linkspartei.

Sich dem Ausspielen von Menschen-
rechten und Gewaltverbot zu widersetzen, 
ist die Aufgabe, die sich aus der Erinne-
rung des 8. Mai 1945 ergibt. Das bringt die 
Friedenskämpfer und Klassenkämpfer für 
die Gleichheit der Menschen an die Seite 
der Nationen, die die Charta der Verein-
ten Nationen verteidigen.

Mit zwei Einschränkungen gilt das 
Gleiche auch für die Verteidigung des 
Grundgesetztes. Erstens spiegeln sich im 
Grundgesetz die Kräfteverhältnisse von 
1949 wider, die Aufkündigung der Zu-
sammenarbeit durch die Westalliierten 
und die ersten Jahre des „Kalten Kriegs“. 
Zum Zweiten ist es dem deutschen Mo-
nopolkapital gelungen, das Grundgesetz 
deutlich zu schleifen, insbesondere durch 
die Einverleibung der DDR im Rahmen 
dieser Gesetzesnorm und der Verweige-
rung einer gesamtdeutschen Verfassung.

Den Klassenkampf aus der Deckung 
einer Ruine zu führen, ist allerdings sehr 
viel besser, als dem Gegner auf offenem 
Feld zu begegnen.

Max Reimann behält recht: „Wir un-
terschreiben nicht. Es wird jedoch der 
Tag kommen, da wir Kommunisten dieses 
Grundgesetz gegen die verteidigen wer-
den, die es angenommen haben!“

Zweitens wird die historische Hauptverantwortung des deutschen Imperialismus so-
wohl für die Entstehung als auch für den Verlauf des Krieges im Ergebnis des besonders 
starken Expansionsdranges und der besonders ausgeprägten Aggressivität des imperi-
alistischen Herrschaftssystems geleugnet oder auf eine fehlerhafte Politik beschränkt.

Drittens wird die im Imperialismus wurzelnde Kontinuität des aggressiven Expan-
sionsstrebens des deutschen Imperialismus im 20. Jahrhundert als unzutreffend hin-
gestellt beziehungsweise negiert.

Ob bewusst oder unbewusst wird die imperialistische Expansions- und Kriegspolitik 
objektiv als Produkt einer Vielzahl gleichwertiger, vorwiegend politischer und ideologi-
scher, also subjektiver Erscheinungen interpretiert. Damit wird auch in dieser Hinsicht 
das Verhalten wiederholt, das schon nach dem Ersten Weltkrieg an den Tag gelegt wurde.

Die entscheidenden ökonomischen Ursachen des Krieges werden verschwiegen, die 
imperialistischen Expansionsbestrebungen des deutschen Monopolkapitals werden als 
„deutsche Wirtschaftsinteressen“ gerechtfertigt. Wenn es aber noch eines Beweises be-
durft hätte, hat die Praxis des Zweiten Weltkrieges gezeigt, dass die Neigung zum Krieg 
sich weder aus der Natur des Menschen noch aus dem unterschiedlichen Wachstum der 
Bevölkerung in den verschiedenen Ländern und so weiter ergibt, wie es von Ideologen 
des Kapitals behauptet wird. Die Geschichte des 20. Jahrhunderts hat bestätigt, dass 
die historischen Erscheinungen zu allen Zeiten an bestimmte gesellschaftspolitische 
Bedingungen geknüpft sind.

Sowohl die historischen Arbeiten der bürgerlichen Forscher als auch die Darstellun-
gen der aktuellen Kriege zeigen, dass sie die militärischen Vorgänge und die Haltun-
gen der einzelnen Länder dabei relativ nahe der Wirklichkeit herausarbeiten können. 
Nur unzureichend ist die Fähigkeit beziehungsweise der Wille, die Kennzeichnung des 
Charakters der Kriege herauszuarbeiten – besonders den Zusammenhang von Impe-
rialismus und Krieg. Der Krieg wird von der Herrschaft des Monopolkapitals getrennt 
betrachtet. Damit soll nicht nur die Rolle des deutschen Kapitals minimiert werden. Es 
wird auch der Charakter des Krieges verfälscht.

Es wird objektiv geleugnet, dass der Zweite Weltkrieg als ein vom deutschen Faschis-
mus und Militarismus ausgelöster imperialistischer Krieg begann. Entstanden ist er aus 
der Mächterivalität und Staatenkonkurrenz, aus der schon der Erste Weltkrieg erwachsen 
ist und war ein Produkt des Monopolkapitalismus, wachsender Gegensätze zwischen 
den imperialistischen Großmächten.

Erst in der Folgezeit, mit dem Kriegseintritt der Sowjetunion, wandelte er sich zum 
antifaschistischen Befreiungskrieg. Diese Erkenntnis ist aber Voraussetzung, 

um die historische Wahrheit und die sich daraus ergeben-
den Lehren aufzudecken. Unterlässt man es, zu 

den sozial-ökonomischen Wurzeln historischer 
Prozesse vorzudringen, vermeidet man den 

konkreten gesellschaftlichen Bezug 
der Ereignisse, so bleibt 

man an der Ober-

fläche, landet 
bei den subjektiv interpretier-

baren „Werten“ , „Grundwerten“ und „Wertmaßstäben“ .
Wird die kapitalistische Gesellschaft als entscheidendes Bewertungskriterium eli-

miniert, so wird der Weg frei gemacht, um die Fortsetzung der Traditionen reaktionärer 
Machtausübung und Politik unter aktuellen Bedingungen zu rechtfertigen. Das bietet 
unter anderem auch den Raum für eine solche Pflege der preußischen Tradition (zum 
Beispiel bei der AfD), die vor allem verstärkten Konservatismus, Kritik des bürgerlichen 
Parlamentarismus von rechts und Autoritätsbedürfnis zum Inhalt haben.
� Anton Latzo

Die Geschichte lehrt 
und warnt zugleich
Erst die Sowjetunion machte den Zweiten Weltkrieg zu einem antifaschistischen Befreiungskrieg

Im Westen wie im Osten 
Deutschlands existieren Hun-
derte von sowjetischen Ehren-
malen und Soldatenfriedhö-
fen. Sie erinnern an die vielen 
Sowjetbürger, die als Soldaten 
der Roten Armee im Kampf ge-
gen Krieg und Faschismus, als 
verschleppte Zwangsarbeiter 
oder in den Lagern ihr Leben 
verloren. Es gibt 3400 Plätze 
in Deutschland, an denen so-
wjetische Kriegstote bestattet 
wurden. Die Bundesregierung 
verpflichtete sich vertraglich 
mit Russland und mit der Uk-
raine, diese Gedenkorte zu 
schützen und zu erhalten. Sie 
sind Mahnmale gegen das 
Vergessen, Erinnerungsorte an das furchtbare Leid, das der Zweite 
Weltkrieg über die Völker Europas brachte. Dieser zweisprachige Bild-
Text-Band in Deutsch und Russisch dokumentiert aus Anlass des 75. 
Jahrestages der Befreiung erstmals die wichtigsten sowjetischen 
Denk- und Ehrenmale auf deutschem Territorium. 

Frank Schumann
Denkmale der Befreiung
Spuren der Roten Armee in Deutschland
mit ca. 300 Abbildungen durchgängig farbig, zweisprachige Ausgabe 
in deutsch/russisch mit Vorworten von Matthias Platzeck und Sergej 
J. Netschajew. 256 Seiten, 21,3 x 28,5 cm, geb. 32,- Euro
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Jack London
Die Eiserne Ferse 
Roman
256 Seiten, 16,80 Euro 
ISBN 978-3-96170-021-1

»Ich dachte, das Buch wäre 
zeitgemäß, aber sie haben 
alle Angst vor ihm. Selbst die 
Sozialisten, meine eigenen 
Leute, haben mich fallenge-
lassen – sie verleumden das 
Buch als eine düstere Prophe-
zeiung, und im anderen Lager 
schmähen sie es natürlich, wie 
sie alles, was ich als Sozialist 
schreibe, schmähen, wo sie nur 
können … Ich habe »Die Eiser-
ne Ferse« als eine Warnung 
geschrieben, damit sie wissen, 
was geschehen könnte, wenn 
sie (die Arbeiter; R.R.) bei den 
Wahlen nicht das Ihre tun.«

Jack London, 1908

Emil Carlebach
Hitler war kein 
Betriebsunfall
228 Seiten, 16,80 Euro 
ISBN 978-3-96170-020-2

Der Einzug der AfD in den 
Deutschen Bundestag und in 
alle Landtage ist für alle er-
kennbar ein sichtbares Zeichen 
für die politische Rechtsent-
wicklung in unserem Land. 
Ohne falsche Analogien zu 
ziehen, gewinnt vor diesem 
Hintergrund die historische Er-
innerung an die Jahre 1932/33 
neue Aktualität. Wo Antworten 
auf Fragen zur Vorgeschichte 
und Etablierung der faschisti-
schen Herrschaft in Deutsch-
land gesucht werden, da bieten 
sich die Schriften von Emil 
Carlebach an. Sie sind wieder 
hochaktuell.« Ulrich Sanders

Allan Merson
Kommunistischer 
Widerstand 
in Nazideutschland
312 Seiten, 19,80 Euro 
ISBN 978-3-96170-011-0

»Ihr dürft nicht vergessen, dass 
im Kampf gegen den Hitler-
faschismus die Kommunisten 
die ersten Opfer waren und die 
größten Teile jener, die am Wi-
derstandskampf beteiligt waren, 
gestellt haben. Und wir dürfen 
nicht vergessen, dass dann in 
der ersten antikommunistischen 
Phase der Bundesrepublik sehr 
häufig die gleichen, die vorher 
ein Jahrzehnt oder noch mehr 
im KZ oder Zuchthaus gesessen 
haben, abermals in den Ge-
fängnissen der Bundesrepublik 
verschwunden sind.«  
 Wolfgang Abendroth

Rüdiger Bernhardt
Maßstab Humanismus 
Die sowjetischen 
Kulturoffiziere
280 Seiten, 19,80 Euro 
ISBN 978-3-96170-033-2

Fasst man die Rolle der so-
wjetischen Kulturoffiziere in 
einer These zusammen, so darf 
festgestellt werden, dass 1945 
diese Offiziere in der vorhande-
nen geistigen Desinteressiertheit 
bzw. Desorientierung, wie sie im 
Nachkriegsdeutschland vorhanden 
waren und die von den wenigen 
deutschen Antifaschisten nicht im 
Alleingang beseitigt werden konn-
ten –, mit Takt und Konsequenz, 
unaufdringlich und doch die reale 
Macht ihrer Armee nutzend kultur-
politische und literarische, später 
auch ästhetische Positionen zur 
Diskussion stellten.
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Helga Möbius 
ihr drittes Vierteljahrhundert.

 
Wir gratulieren herzlich.

Uns, dass wir eine so flotte
Organisatorin und Propagandistin

in unseren Reihen haben.
Vor allem aber dir – holl di man

stief un' locker op de Been!
 

Deine Eimsbüttler ROTen

Unser Genosse 

Michael Henk
wird am 16. Januar 2016

60 Jahre

Zur sozialistischen Bewegung stieß unser Michael schon 1972 
als 16-jähriger zu den Jusos; eine intensive Suche nach der 
richtigen linken politischen Orientierung begann und dauerte 
fast drei Jahrzehnte. Nach den Jusos hatte er lose Kontakte zu 
SDAJ, RJVD und Rote Garde. 1973 Mitglied der Roten Garde, 
anschließend viele Jahre aktives Mitglied der KPD/ML, 3 Jahre 
auch Sympathisant des KABD. Im Alter von 18 Jahren orga-
nisierte sich Michael in der Gewerkschaft ÖTV, später wurde 
er vom Vertrauen seiner gewerkschaftlich organisierten Kolle-
ginnen und Kollegen getragen, ver.di-Vertrauensmann. Micha-
el stand immer zu den Prinzipien des Marxismus-Leninismus, 
es dauerte aber lange, bis er den Weg zu unserer marxistisch-
leninistischen Partei DKP fand. 2001 sogar Mitglied im ZEN-
Kreis Bremen, fand er endlich vor über 10 Jahren den Weg zu 
seiner Kommunistischen Partei. Nicht lange dauerte es, Mi-
chael wurde Mitglied der Bezirksleitung Bremen und ein akti-
ver Genosse. Die Öffentlichkeitsarbeit unserer Partei und auf 
der Straße, im Wohngebiet wäre ohne Michael schwierig. Ob 
es die Bremer Rundschau, Der Schrittmacher oder der Rote 
Norden ist, ohne diesen guten Layouter, der unseren Kleinzei-
tungen Namen und Gesicht gibt, könnten wir diese Zeitungen 
nicht herausbringen. 

Beruflich ist Michael sehr engagiert, arbeitet im Klinikum Bre-
men-Ost als Musiktherapeut mit Kindern und Jugendlichen. 
Die Musik ist ein besonderes Hobby, sei es Schallplatten hö-
ren oder als Bandmitglied in der Rock-Pop-Band „East Five“, 
und natürlich als Solist das Komponieren von politischen und 
Arbeiterliedern. Ein von ihm organisierter Willi-Bredel-Abend 
in Bremen-Nord gehörte dazu, Freunde aus der Linkspartei, 
der IG Metall und SPD nahmen teil. Mit Vorliebe liest er Arbei-
terliteratur und Bücher des Marxismus-Leninismus. 

So ein intensives politisches, berufliches und kulturelles Le-
ben ist nicht zu schaffen ohne seine Anja, seine Kinder- und 
Enkelkinder, seine Katze Kira, die dem Michael eine ganz 
wichtige Stütze sind. 

Michael, wir freuen uns auf Deine Geburtstagsfeier mit Deinen 
Freundinnen und Freunden, nicht Ernst Busch wird aber an 
diesem Tag im Mittelpunkt stehen, sondern „unsere“ Musik 
von Led Zeppelin, Stones, Pretty Things, Fleetwood Mac.

DKP Bremen-Nord
DKP Bremen-Stadt

Wir laden zur Landesmitgliederversammlung
in Rostock, Wismarsche Straße 21

am 20. 2. 2016 um 10.30 Uhr.

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern

"
Der 21. Parteitag und die DKP 

als marxistisch-leninistische Partei“

Die DKP Frankfurt/Main lädt herzlich zu einem ersten 
Meinungsaustausch nach dem 21. Parteitag ein.

Am Montag, 18. 1. 2016, um 19.00 Uhr im DGB-Haus Frankfurt/M. 
begrüßen wir dazu den stellvertretenden 

Vorsitzenden der DKP, Genossen Hans-Peter Brenner

In russischer Sprache!
60 Bände Lenin und Weiteres aus dem Spektrum 

Marx/Engels/Lenin.
Bei Interesse Anfrage an UZ-shop/Antiquariat 

Tel. 0212 - 177 889 26 E-Mail: buero@unsere-zeit.de

Thomas Kacza:
Wie die deutschen Freunde Albaniens zusammenfanden und ihr 

Gang durch die Zeiten. Abhandlung über ein besonderes
Freundschaftsverhältnis – Broschüre, 56 Seiten, 5 Euro + Porto
Direktbezug bei Th. Kacza, Bergstraße 80, 32108 Bad Salzuflen

Telefon 0 52 22 / 8 48 68

Willkommen im Leben!

Cleo Hiciano Wanitschka
geboren 9. Dezember 2015

Schön, dass Du jetzt bei uns bist.

Glückwunsch an Sabine, Osiris, Eva Luna

Roland, Devrim, Nadine, Line

 Beratung der Bildungskommission 
des Parteivorstands

Termin:  Samstag 16. Januar, 11.00 Uhr

Ort: Hannover: Bezirksbüro der DKP Niedersachsen, 
Göttinger Straße 58

Vorschlag zur Tagesordnung:
11.00-11.45  Referat
-  Erste Bilanz des 21. Parteitags 
-  Handlungsorientierung und Aufgaben der Bildungsarbeit 
 Referent: H.-P. Brenner 
11.45 - 13.30 Diskussion zum Referat
13.30 – 14.00 Pause
14.00– 16.00 Information und Diskussion zu den nächsten 
Arbeitsvorhaben: 
-  Aufbau und Stabilisierung von Bildungsstrukturen in den
 Bezirken, Regionalberatungen; Erstellung eines 
 „Leitfadens für die Bildungsarbeit“
-  Produktion von neuen Bildungsheften. 
 Festlegung von Themen 
-  Digitalisierung alter Materialien und Internet-Auftritt
-  Neue Antimilitarismus-Broschüre
-  Geschichtsdiskussion und Kooperation mit Geschichts 
 kommission zur Vorbereitung des 100. Jahrestags der  
 Oktoberrevolution 
-  Grundkurse an der KL-Schule
-  Künftige Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen der  
 Bildungskommission (Bilanz / neue Überlegungen)
16.00 – 16.30
-  Verschiedenes

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundesge-
schäftsstelle wird gebeten.

Carlis Bienenhonig, 
Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 

portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs-
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 

Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de

Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im   
Müritz -Nationalpark 

Info: www.trinogga.de • Telefon: 03 98 22/29 94 88

3 FeWo für je 2–3 Personen,   
ganzjährig in  Kratzeburg-Granzin,   

Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Einzelpreis    9,50 €
Jahresabo  48,00 €

ermäßigtes Abo  32,00 €
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Verlag
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Krieg – Terror

Flucht
Ingar Solty Die »Flüchtlingskrise« und 
der globale Kapitalismus  Lothar

Elsner Marx, Engels und Lenin über 
Arbeiterwanderung im Kapitalis-
mus  Tom Vickers Geflüchtete, Ka-
pitalismus und der Staat  Sabine 

Lösing Afrika im Visier deutscher 
und europäischer Militär- und Inte-
ressenpolitik  Claus Schreer Alterna-
tiven zur Festung Europa  Cornelia 

Kerth Flüchtlinge Willkommen! Eine 
Herausforderung auch für Antifa-
schist_innen und Friedensbewe-
gung  EVG Berlin Wer gegen Flücht-
linge hetzt, hat in der Gewerkschaft 
nichts verloren

Weitere Themen u. a.:

Uri Avnery »Internationalen Terrorismus« gibt es nicht 

| Hans Christoph Stoodt Die Solidarität mit dem Kampf 

Palästinas ist nicht verhandelbar | Klaus Wagener 

Krieg in Syrien »Neuordnung« des Nahen/ Mittle-

ren Ostens | Peter Mertens Den IS finanziell trocken-

legen | Anne Rieger Zum Gewerkschaftstag der IG 

Metall | Bernd Müller Weltklimavertrag kaum in Sicht 

| Domenico Moro Die Tendenz des Westens zum Krieg 

und der islamische Radikalismus | Herwig Lerouge 

Gramsci und die griechische Krise | Kurt Baumann 

Die Faschismus analyse der KPD(O | Robert Steigerwald 

Zum 90. Geburtstag von Hermann Klenner | Meike 

Bohn Hacks und die Frauen

Bis Februar 2016 gratis testen

Die DKP-Kreisorganisation Gladbeck nimmt Abschied
von ihrem langjährigen Genossen Helmut Große.

Durch das Elternhaus geprägt, stellte Helmut sein ganzes
Leben aus tiefster persönlicher Überzeugung in den
Dienst der Partei: Seit frühester Jugend war er in der
FDJ engagiert. In den 60er Jahren ist er vom K14
verhaftet worden, weil er illegal Flugblätter gedruckt und
verteilt hatte. Zudem hat er auf gewerkschaftlicher Basis
Reisen nach Moskau organisiert und durchgeführt.
Im Jahre 1968 war Helmut einer der Gründungsmitglieder
der Parteiorganisation Gladbeck.

Internationale Parteiarbeit war ihm auch nicht unbedeutend.
Ab 1965 hat er, solange er konnte, sämtliche Materialien
für die Partei gedruckt.

Unsere Solidarität gilt seiner Frau Sigrid
und seinen Kindern

Wir werden Helmut nie vergessen.

Für die DKP-Kreisorganisation Gladbeck Antje Potratz

*15. 1. 1939 – 06. 1. 2016

Vorschlag zur Tagesordnung:
11.00 -11.45 Referat
-  Erste Bilanz des 21. Parteitags
-  Handlungsorientierung und Aufgaben der Bildungsarbeit
 Referent: H.-P. Brenner
11.45 - 13.30 Diskussion zum Referat
13.30 - 14.00 Pause
14.00 - 16.00 Information und Diskussion zu den nächsten
Arbeitsvorhaben:
-  Aufbau und Stabilisierung von Bildungsstrukturen in den
 Bezirken, Regionalberatungen; Erstellung eines
 „Leitfadens für die Bildungsarbeit“
-  Produktion von neuen Bildungsheften.
 Festlegung von Themen
-  Digitalisierung alter Materialien und Internet-Auftritt
-  Neue Antimilitarismus-Broschüre
-  Geschichtsdiskussion und Kooperation mit Geschichts-
 kommission zur Vorbereitung des 100. Jahrestags der
 Oktoberrevolution
-  Grundkurse an der KL-Schule
-  Künftige Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen der
 Bildungskommission (Bilanz / neue Überlegungen)
16.00 – 16.30
-  Verschiedenes

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundes-
geschäftsstelle wird gebeten.

Am 14. Januar 2016 vollendet
 

Helga Möbius 
ihr drittes Vierteljahrhundert.

 
Wir gratulieren herzlich.

Uns, dass wir eine so flotte
Organisatorin und Propagandistin

in unseren Reihen haben.
Vor allem aber dir – holl di man

stief un' locker op de Been!
 

Deine Eimsbüttler ROTen

Unser Genosse 

Michael Henk
wird am 16. Januar 2016

60 Jahre

Zur sozialistischen Bewegung stieß unser Michael schon 1972 
als 16-jähriger zu den Jusos; eine intensive Suche nach der 
richtigen linken politischen Orientierung begann und dauerte 
fast drei Jahrzehnte. Nach den Jusos hatte er lose Kontakte zu 
SDAJ, RJVD und Rote Garde. 1973 Mitglied der Roten Garde, 
anschließend viele Jahre aktives Mitglied der KPD/ML, 3 Jahre 
auch Sympathisant des KABD. Im Alter von 18 Jahren orga-
nisierte sich Michael in der Gewerkschaft ÖTV, später wurde 
er vom Vertrauen seiner gewerkschaftlich organisierten Kolle-
ginnen und Kollegen getragen, ver.di-Vertrauensmann. Micha-
el stand immer zu den Prinzipien des Marxismus-Leninismus, 
es dauerte aber lange, bis er den Weg zu unserer marxistisch-
leninistischen Partei DKP fand. 2001 sogar Mitglied im ZEN-
Kreis Bremen, fand er endlich vor über 10 Jahren den Weg zu 
seiner Kommunistischen Partei. Nicht lange dauerte es, Mi-
chael wurde Mitglied der Bezirksleitung Bremen und ein akti-
ver Genosse. Die Öffentlichkeitsarbeit unserer Partei und auf 
der Straße, im Wohngebiet wäre ohne Michael schwierig. Ob 
es die Bremer Rundschau, Der Schrittmacher oder der Rote 
Norden ist, ohne diesen guten Layouter, der unseren Kleinzei-
tungen Namen und Gesicht gibt, könnten wir diese Zeitungen 
nicht herausbringen. 

Beruflich ist Michael sehr engagiert, arbeitet im Klinikum Bre-
men-Ost als Musiktherapeut mit Kindern und Jugendlichen. 
Die Musik ist ein besonderes Hobby, sei es Schallplatten hö-
ren oder als Bandmitglied in der Rock-Pop-Band „East Five“, 
und natürlich als Solist das Komponieren von politischen und 
Arbeiterliedern. Ein von ihm organisierter Willi-Bredel-Abend 
in Bremen-Nord gehörte dazu, Freunde aus der Linkspartei, 
der IG Metall und SPD nahmen teil. Mit Vorliebe liest er Arbei-
terliteratur und Bücher des Marxismus-Leninismus. 

So ein intensives politisches, berufliches und kulturelles Le-
ben ist nicht zu schaffen ohne seine Anja, seine Kinder- und 
Enkelkinder, seine Katze Kira, die dem Michael eine ganz 
wichtige Stütze sind. 

Michael, wir freuen uns auf Deine Geburtstagsfeier mit Deinen 
Freundinnen und Freunden, nicht Ernst Busch wird aber an 
diesem Tag im Mittelpunkt stehen, sondern „unsere“ Musik 
von Led Zeppelin, Stones, Pretty Things, Fleetwood Mac.

DKP Bremen-Nord
DKP Bremen-Stadt

Wir laden zur Landesmitgliederversammlung
in Rostock, Wismarsche Straße 21

am 20. 2. 2016 um 10.30 Uhr.

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern

"
Der 21. Parteitag und die DKP 

als marxistisch-leninistische Partei“

Die DKP Frankfurt/Main lädt herzlich zu einem ersten 
Meinungsaustausch nach dem 21. Parteitag ein.

Am Montag, 18. 1. 2016, um 19.00 Uhr im DGB-Haus Frankfurt/M. 
begrüßen wir dazu den stellvertretenden 

Vorsitzenden der DKP, Genossen Hans-Peter Brenner

In russischer Sprache!
60 Bände Lenin und Weiteres aus dem Spektrum 

Marx/Engels/Lenin.
Bei Interesse Anfrage an UZ-shop/Antiquariat 

Tel. 0212 - 177 889 26 E-Mail: buero@unsere-zeit.de

Thomas Kacza:
Wie die deutschen Freunde Albaniens zusammenfanden und ihr 

Gang durch die Zeiten. Abhandlung über ein besonderes
Freundschaftsverhältnis – Broschüre, 56 Seiten, 5 Euro + Porto
Direktbezug bei Th. Kacza, Bergstraße 80, 32108 Bad Salzuflen

Telefon 0 52 22 / 8 48 68

Willkommen im Leben!

Cleo Hiciano Wanitschka
geboren 9. Dezember 2015

Schön, dass Du jetzt bei uns bist.

Glückwunsch an Sabine, Osiris, Eva Luna

Roland, Devrim, Nadine, Line

 Beratung der Bildungskommission 
des Parteivorstands

Termin:  Samstag 16. Januar, 11.00 Uhr

Ort: Hannover: Bezirksbüro der DKP Niedersachsen, 
Göttinger Straße 58

Vorschlag zur Tagesordnung:
11.00-11.45  Referat
-  Erste Bilanz des 21. Parteitags 
-  Handlungsorientierung und Aufgaben der Bildungsarbeit 
 Referent: H.-P. Brenner 
11.45 - 13.30 Diskussion zum Referat
13.30 – 14.00 Pause
14.00– 16.00 Information und Diskussion zu den nächsten 
Arbeitsvorhaben: 
-  Aufbau und Stabilisierung von Bildungsstrukturen in den
 Bezirken, Regionalberatungen; Erstellung eines 
 „Leitfadens für die Bildungsarbeit“
-  Produktion von neuen Bildungsheften. 
 Festlegung von Themen 
-  Digitalisierung alter Materialien und Internet-Auftritt
-  Neue Antimilitarismus-Broschüre
-  Geschichtsdiskussion und Kooperation mit Geschichts 
 kommission zur Vorbereitung des 100. Jahrestags der  
 Oktoberrevolution 
-  Grundkurse an der KL-Schule
-  Künftige Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen der  
 Bildungskommission (Bilanz / neue Überlegungen)
16.00 – 16.30
-  Verschiedenes

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundesge-
schäftsstelle wird gebeten.

Carlis Bienenhonig, 
Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 

portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs-
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 

Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de

Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im   
Müritz -Nationalpark 

Info: www.trinogga.de • Telefon: 03 98 22/29 94 88

3 FeWo für je 2–3 Personen,   
ganzjährig in  Kratzeburg-Granzin,   

Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Einzelpreis    9,50 €
Jahresabo  48,00 €

ermäßigtes Abo  32,00 €

Neue
Impulse

Verlag

Hoffnungstraße 18
45127 Essen

Tel.: 0201-23 67 57
w w w. m a r x i s t i s c h e - b l a e t t e r. d e

Krieg – Terror

Flucht
Ingar Solty Die »Flüchtlingskrise« und 
der globale Kapitalismus  Lothar

Elsner Marx, Engels und Lenin über 
Arbeiterwanderung im Kapitalis-
mus  Tom Vickers Geflüchtete, Ka-
pitalismus und der Staat  Sabine 

Lösing Afrika im Visier deutscher 
und europäischer Militär- und Inte-
ressenpolitik  Claus Schreer Alterna-
tiven zur Festung Europa  Cornelia 

Kerth Flüchtlinge Willkommen! Eine 
Herausforderung auch für Antifa-
schist_innen und Friedensbewe-
gung  EVG Berlin Wer gegen Flücht-
linge hetzt, hat in der Gewerkschaft 
nichts verloren

Weitere Themen u. a.:

Uri Avnery »Internationalen Terrorismus« gibt es nicht 

| Hans Christoph Stoodt Die Solidarität mit dem Kampf 

Palästinas ist nicht verhandelbar | Klaus Wagener 

Krieg in Syrien »Neuordnung« des Nahen/ Mittle-

ren Ostens | Peter Mertens Den IS finanziell trocken-

legen | Anne Rieger Zum Gewerkschaftstag der IG 

Metall | Bernd Müller Weltklimavertrag kaum in Sicht 

| Domenico Moro Die Tendenz des Westens zum Krieg 

und der islamische Radikalismus | Herwig Lerouge 

Gramsci und die griechische Krise | Kurt Baumann 

Die Faschismus analyse der KPD(O | Robert Steigerwald 

Zum 90. Geburtstag von Hermann Klenner | Meike 

Bohn Hacks und die Frauen

Bis Februar 2016 gratis testen

Die DKP-Kreisorganisation Gladbeck nimmt Abschied
von ihrem langjährigen Genossen Helmut Große.

Durch das Elternhaus geprägt, stellte Helmut sein ganzes
Leben aus tiefster persönlicher Überzeugung in den
Dienst der Partei: Seit frühester Jugend war er in der
FDJ engagiert. In den 60er Jahren ist er vom K14
verhaftet worden, weil er illegal Flugblätter gedruckt und
verteilt hatte. Zudem hat er auf gewerkschaftlicher Basis
Reisen nach Moskau organisiert und durchgeführt.
Im Jahre 1968 war Helmut einer der Gründungsmitglieder
der Parteiorganisation Gladbeck.

Internationale Parteiarbeit war ihm auch nicht unbedeutend.
Ab 1965 hat er, solange er konnte, sämtliche Materialien
für die Partei gedruckt.

Unsere Solidarität gilt seiner Frau Sigrid
und seinen Kindern

Wir werden Helmut nie vergessen.

Für die DKP-Kreisorganisation Gladbeck Antje Potratz

*15. 1. 1939 – 06. 1. 2016

Vorschlag zur Tagesordnung:
11.00 -11.45 Referat
-  Erste Bilanz des 21. Parteitags
-  Handlungsorientierung und Aufgaben der Bildungsarbeit
 Referent: H.-P. Brenner
11.45 - 13.30 Diskussion zum Referat
13.30 - 14.00 Pause
14.00 - 16.00 Information und Diskussion zu den nächsten
Arbeitsvorhaben:
-  Aufbau und Stabilisierung von Bildungsstrukturen in den
 Bezirken, Regionalberatungen; Erstellung eines
 „Leitfadens für die Bildungsarbeit“
-  Produktion von neuen Bildungsheften.
 Festlegung von Themen
-  Digitalisierung alter Materialien und Internet-Auftritt
-  Neue Antimilitarismus-Broschüre
-  Geschichtsdiskussion und Kooperation mit Geschichts-
 kommission zur Vorbereitung des 100. Jahrestags der
 Oktoberrevolution
-  Grundkurse an der KL-Schule
-  Künftige Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen der
 Bildungskommission (Bilanz / neue Überlegungen)
16.00 – 16.30
-  Verschiedenes

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundes-
geschäftsstelle wird gebeten.

Tel: 039822/299488

Wo Ferien noch Ferien sind

- auf dem Hollerhof -
• Rundum Natur pur – viel 

Ruhe • Kittners Bibliothek von 
etwa 10 000 Büchern • 3 kom-
fortable Ferienwohnungen (63 
bis 93 qm) für 2–5 Personen

Tel: +43 (0)3476 20525
E-Mail: hollerhof@hollerhof.at

www: hollerhof.at

joergtrinogga@web.de

T-Shirt Herren
„Hammer & Sichel“

Weiss, Brustaufdruck links
Bio-Baumwolle, Größen S – 4XL

T-Shirt Damen oder Herren
„Antifaschistische Aktion“

Schwarz, Brustaufdruck links
Bio-Baumwolle, Größen S – 4XL

Art,-Nr. 13-14
17,90 €
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17,90 €

Art,-Nr. 13-14
17,90 €

Hoodie/Kapuzenpullover
„Nie wieder Faschismus – 

Nie wieder Krieg!“
Unisex, oliv, schwarz oder hell-

grau, Größen S – 4XL

T-Shirt Herren
„Nie wieder Faschismus – 

Nie wieder Krieg!“
Schwarz, Bio-Baumwolle

Größen S – 4XL

Hoodie/Kapuzenpullover

Art,-Nr. 09-11
24,90 €

Art,-Nr. 12
17,90 €

8. MAI – TAG DER BEFREIUNG!

www.uzshop.de . Tel.: 0201 177889-23 . Fax: -28 . E-Mail: shop@unsere-zeit.de
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Leserbriefe@unsere-zeit.de
Erfolgreicher Ritt
Zu „Dengs Wendepunkt“, UZ vom 
1. Mai
China hat sich gegen den globalen kapi-
talistischen Gegner eine starke Position 
verschafft, die mittlerweile das bisher 
gängige Schema „Sozialismus = Armut, 
Rückständigkeit, Unterdrückung“ auf 
den Kopf stellt.

Dass sich die Machtverhältnisse in 
der Welt zugunsten Chinas verschoben 
haben, zeigt nicht nur die „Corona-Kri-
se“. Die Kommunistische Partei Chinas 
reitet bisher offensichtlich erfolgreich 
und kontrolliert auf dem „kapitalisti-
schen Tiger“.

Für die Zukunft stellen sich dazu 
natürlich elementare Fragen: Wirft ei-
nes Tages das gezähmte Raubtier sei-
nen Reiter ab? Setzt man weiterhin 
auf quantitatives Wachstum und in-
dividuellen Wohlstand, auf Profit und 
Konsum? Wie wird sich das Bewusst-
sein der jungen Generationen entwi-
ckeln, hin zu persönlichem Wohlerge-
hen, oder zu den sozialistischen Werten 
der Partei?

Die Frage aller Fragen aber wird 
sein, ob sich China weiterhin in Frieden 
entfalten kann, oder ob sich der mäch-
tige Gegner verlorenen Boden militä-
risch wieder zurückholen will.

Dieter Reindl, per E-Mai

Syrien nicht vergessen
Zu „Petition unterstützen!“, UZ vom 
1. Mai
Ich habe unterschrieben. Syrien jedoch 
darf nicht vergessen werden. Durch das 
letzte Interview von Weltnetz TV mit 
Karin Leukefeld wurde mir die Tatsa-
che bewusst.

Trotz guter Artikel in der UZ und 
Veranstaltungen mit Karin Leukefeld, 
sollte Syrien auch bei Aufrufen genannt 
werden (…).

Monika Gottwald, per E-Mail

Demokratie im „Stresstest“?
Zu „Testen, testen, testen“, UZ vom 
24. April
Die regierende Einheitsregierung lässt 
nur noch eine Meinung gelten, nämlich 
die ihrer berufenen „Einheits-Mei-
nungs-Experten“. Die Meinungen von 
Seiten der Opposition und die der „un-
abhängigen Experten“, die verhallen 
dagegen (fast) ungehört; und die Bevöl-
kerung, die hat nichts mehr zu meinen, 
die hat einfach nur zu kuschen.

Was sagte da erst kürzlich der Präsi-
dent des Deutschen Bundestages, Wolf-
gang Schäuble, über unsere Demokra-
tie? Dass sich diese zur Zeit im „Stress-
test“ befinde. Nur, was ist denn das noch 
für eine Demokratie, wo der Strafenka-
talog in Bezug auf „Corona-Vergehen“, 
immer umfangreicher wird?

Gestern noch ein demokratisches 
Grundrecht, heute eine Straftat, da 
spielen sogar die „freien Gedanken“ 
total verrückt in dieser unserer „Hygi-
ene-Diktatur“!

Klaus P. Jaworek, Büchenbach

Zu früh
Zu „Der Wiederanlauf der 
Wirtschaft“, UZ vom 24. April
Meines Erachtens ist es mindestens ein 
halbes Jahr zu früh, die strikten Vorga-
ben zur Bekämpfung des Covid-19-Er-
regers in irgendeiner Form zu lockern. 
Vorsicht wäre besser die Mutter der 
Porzellankiste! Wir sehen doch in ande-
ren Ländern, wohin ein laxer Umgang 
mit zum Beispiel Hygienemaßnahmen 
führen kann. Tausende Tote!

China etwa mit geschlossener 
„Mundschutzbewaffnung“ könnte hier 
Vorbild sein. Es zeigt sich ja auch, dass 
sie ihre Corona-Problematik bald im 
Griff haben. Bei uns scheint es – wie so 
oft in der kapitalistischen Welt – haupt-
sächlich ums Geld zu gehen. Der Han-
del wird geöffnet … Fußball soll im Mai 
für die Werbeeinnahmen weitergehen 
…

Am vernünftigsten für prophylakti-
sche Gesundheit wäre doch: 2020 blei-
ben bundesweit einheitlich die Schotten 
dicht! Und Feierabend … In Merkels 
Sinn? In jedem Fall im Sinne der medi-
zinischen Vernunft!

Tork Poettschke, Dortmund

Corona-Krise ist  
Krise des Kapitalismus
Zu „Der Wiederanlauf der 
Wirtschaft“, UZ vom 24. April
Sie begreifen es nicht. Corona-Krise = 
Klimakrise = Systemkrise = Kapitalis-
muskrise, als Begriffsanagramm durch-
aus tauglich. Auch nachzuvollziehen die 
Meinung vieler, die Natur zeigt durch 
Covid-19 der Menschheit ihre Grenzen 
auf. Der Wachstumswahn, der Flächen-
raub, die Zerstörung der Lebensräume 
der tierischen Mitbewohner unseres 
Planeten.

Wären da nicht die Toten und In-
fizierten, könnte einem das Virus als 
willkommene Hilfe zum Klimaschutz 
erscheinen.

Hans Reinhardt, Glashütten

Willkür
Zu „Glauben wir mal daran“, UZ vom 
24. April
Mit Logik haben diese Maßnahmen der 
Coronavirus-Bekämpfung scheinbar 
nichts gemein, mit Willkür eher schon!

Ich frage mich schon seit der Ein-
führung dieser Maßnahmen, wieso 
die in einem gemeinsamen Haushalt 
lebende Personen keine Abstandsre-
gelung einhalten müssen! Sind diese 
Personen etwa durch diesen Umstand 
irgendwie alle schon „Coronavirus-im-
mun“? (…)

Riggi Schwarz, Büchenbach

Es geht nicht um Verständnis
Zu „Die Stunde der Betriebsräte“, UZ 
vom 17. April
Im Artikel wird betont, dass die Heim-
träger die wichtige Funktion der Be-
triebsräte nicht begreifen würden. Ich 
denke, unsere Aufgabe als Kommunis-
tInnen im Betrieb ist es gerade, klar 

zu machen, dass das Problem auf Sei-
ten der Heimträger eben nicht Unver-
ständnis darüber ist, welches Wissen 
Betriebsräte für eine menschenwürdige 
Gestaltung der Altenpflege mitbringen. 
Die Heimträger haben überhaupt kein 
Interesse daran, dass Betriebsräte sich 
für eine menschenwürdige Altenpflege 
für zu Pflegende und Beschäftigte stark 
machen können.

Der Umsatz in der Altenpflege liegt 
aktuell bei 50 Milliarden Euro, nach 
Zahlen der Unternehmensberatung 
Roland Berger soll er bis 2030 auf 85 
Milliarden Euro steigen. Die Rendi-
ten liegen ähnlich hoch wie bei Phar-
ma- und Krankenhauskonzernen. Sie 
werden von den unterbesetzten und 
unterbezahlten Beschäftigten in der 
Altenpflege und durch die menschen-
unwürdige Versorgung der alten Men-
schen geschaffen.

Stärkeren Einfluss von Betriebsrä-
ten im Interesse der Belegschaft müs-
sen wir erkämpfen. Geschenkt wird es 
uns nicht und um Verständnis geht es 
dabei auch nicht.

Freya Pillardy, per E-Mail

Klima, Umwelt, Pandemie
Zu „Die Klimakrise macht keine 
Pause“, Online veröffentlicht auf UZ-
Blog am 22. April
Der Eintrag von klimawirksamen Ga-
sen ist nur ein Aspekt der Verschmut-
zungen. Die Fixierung auf das Klima ist 
irreführend, da eine Reduzierung des 
CO2 suggeriert: Damit sei alles erledigt. 
Die Verschmutzung der Luft, des Was-
sers und der Böden mit anderen Stof-
fen kommt aus dem Blickfeld. Die so-
genannte Klimakrise ist Ergebnis der 
Umweltverschmutzung.

Meines Erachtens ist auch die ge-
genwärtige Pandemie Ergebnis der 
Umweltbelastungen, wenn die Um-
weltbelastungen nicht sogar ursäch-
lich sind.

Es zeigt sich immer deutlicher, 
dass der Kapitalismus dieses Problem 
nicht lösen kann, da es im Kapitalis-
mus nicht um die Welt oder die Um-
welt geht, sondern um den Profit, den 
Maximalprofit.

Werner Engelmann, Lahr

Zu „Heraus zum 1. Mai“ , UZ 
vom 17. April
Zu „Weltbürger am Werk“, UZ vom 
24. April
„Nur einige ostasiatische Länder –Vi-
etnam, Singapur, Südkorea, Taiwan 
beispielsweise – schlossen ihre Gren-
zen gegenüber Reisenden aus China“, 
heißt es in diesem Beitrag.

Hätte es nicht heißen sollen: „Nur 
einige ostasiatische Länder – Vietnam, 
Singapur, Südkorea und die chinesische 
Insel Taiwan – schlossen ihre Gren-
zen“? Warum wird hier ein Sprachge-
brauch (…) verwendet, welcher sugge-
riert, dass Taiwan nicht zu China gehört, 
sondern ein „Land“ ist?

Thomas Allwinn, per E-Mail

Am 3. Mai gedachten Genossinnen und Genossen der DKP Südbayern der über 
4.000 Rotarmisten, die auf dem SS-Schießplatz Herbertshausen, nahe des 
Konzentrationslagers Dachau, ermordet wurden. „Wir konnten das Gedenken 
an unsere von den Faschisten ermordeten Genossinnen und Genossen nicht 
einfach ausfallen lassen. Für die Verbrechen des Faschismus gibt es auch 75 
Jahre nach der Befreiung kein Vergeben und kein Vergessen!“ , sagte Werner 
Feldmann, Vorsitzender der DKP Südbayern. 

DKP Südbayern

Tag der Befreiung
Am 8. Mai finden Veranstaltungen zum 75. Jahrestag der Befreiung vom Faschis-
mus statt. Wegen der Corona-Pandemie gelten besondere Auflagen, sind die Teil-
nehmerzahlen begrenzt und es können sich nach Redaktionsschluss noch Ände-
rungen ergeben. Bitte kontaktieren Sie den Veranstalter, wenn Sie beabsichtigen, 
an einer der genannten Veranstaltung teilzunehmen.

FR H 8. Mai
Berlin: Sowjetisches Ehrenmal, Straße des 17. Juni, 11 Uhr
Kundgebung  mit Verlesen des Berliner Briefes an die Bevölkerung Russlands, unter 
anderem mit einer Rede von Lühr Henken (Friedenskoordination Berlin) und Musik 
von Pablo Miró. Veranstalter: Friedenskoordination Berlin, Teilnehmerzahl auf 50 
begrenzt, Abstand zueinander mindestens 1,5 Meter. Bitte Teilnahme anmelden 
unter: juttakausch@posteo.de, Tel.: 030-251 12 97

Rostock: Puschkinplatz, 17 Uhr
Die DKP Rostock ruft gemeinsam mit dem RotFuchs, Rostock Hart Backbord, der 
SDAJ und dem Stadtteilverband Rostock-Nordost der Partei „Die Linke“ zum Ge-
denken des 75. Jahrestages der Befreiung vom deutschen Faschismus auf. Unter 
strenger Beachtung der geltenden Hygienevorschriften (Mund-Nasen-Schutz, Ab-
standsregeln) werden sich die Teilnehmer am Puschkinplatz versammeln, um auch 
in diesem Jahr den Befreiern, den Soldaten der sowjetischen und der anderen al-
liierten Armeen, unseren Dank auszusprechen. Bitte Teilnahme anmelden unter: 
rostock@dkp-mv.de

SA H 9. Mai
Bremen: KZ-Gedenkstätte Bahrsplate in Bremen-Blumenthal, 11 Uhr
Die Initiative „Nordbremer Bürger gegen den Krieg“ führt eine Gedenkkundgebung 
aus Anlass des 75. Jahrestages der Befreiung auf der KZ-Gedenkstätte Bahrsplate 
in Blumenthal mit Achim Bigus, (IG-Metall-Vertrauenskörperleiter bei VW Osna-
brück) durch. Er wird über „Was bedeutet heute noch der Tag der Befreiung am 
8./9. Mai 1945 für Gegenwart und Zukunft?“ sprechen und Karin Schumann wird 
zwei selbstverfasste Gedichte vortragen. Bitte Teilnahme anmelden unter: Gerd-
Rolf.Rosenberger@t-online.de
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Großes Interesse
Der Geist des Geldes will, dass endlich gespielt wird

In den Niederlanden wurde die Fuß-
ballsaison vorzeitig beendet, ebenso 
in Frankreich und wohl auch in Bel-

gien, wo die finale Entscheidung noch 
aussteht. In England will man nun viel-
leicht doch wieder spielen lassen, nach-
dem es lange so aussah, als würden Trai-
ner Jürgen Klopp und der FC Liverpool 
vorzeitig zum Meister gekürt. In Spani-
en hält Liga-Chef Javier Tebas an einer 
Fortsetzung der Saison fest, auch wenn 
bisher nicht einmal trainiert werden 
kann. In Italien soll ab dem 18. Mai wie-
der Gruppentraining stattfinden dürfen 
und in Schottland bricht nach einer Ab-
stimmung über den Saisonabbruch ein 
Chaos aus, das den Ligabetrieb an Un-
terhaltungswert übertrifft.

Und in Deutschland? Auch hier zu 
Lande ist das Interesse an einer Fort-
setzung der Saison groß, zumindest das 
finanzielle. Laut einer Umfrage von 
„YouGov“ ist eine Mehrheit der Deut-
schen gegen Geisterspiele und damit 
gegen eine Fortsetzung der Bundesliga-
Saison. Auch Faninitiativen äußerten 
sich ablehnend und forderten solidari-
sche Lösungen.

Die Politik entschied am 6. Mai – und 
damit nach Redaktionsschluss – ob das 
Konzept der DFL für die Wiederauf-
nahme des Spielbetriebs der Bundesli-
ga weiter verfolgt werden darf. In Vor-
bereitung wurden Spieler getestet – mit 
dem Ergebnis, dass beim 1. FC Köln zu-
mindest zwei von ihnen, Ismail Jakobs 
und Niklas Hauptmann, positiv auf das 
Coronavirus getestet worden waren. Au-
ßerdem hatte sich FC-Physiotherapeut 
Daniel Schütz infiziert.

Trotzdem halten die Verantwort-
lichen am Vorhaben zum Bundesliga-
Start fest und verpassen Bedenkenträ-
gern wie Birger Verstraete (ebenfalls 1. 
FC Köln) einen Maulkorb. Verstraete 
hatte Angst um die Gesundheit seiner 
Familie geäußert und sagte: „Fußball ist 
nicht das Wichtigste.“

Doch mit dem Fußball kommt das 
Geld. In dieser Saison gab es allein 1,2 
Milliarden Euro an Fernsehgeldern aus 
den nationalen Übertragungsrechten, 
dazu kommen ein paar hundert Millio-
nen aus dem internationalen Geschäft.

Auch das Geschäft mit den Sportwet-
ten ist riesig, die Wettbranche boomt: Im 
Jahr 2019 wurden Wetteinsätze in Höhe 
von 9,3 Milliarden Euro platziert, 2014  
waren es „nur“ 4,51 Milliarden. „Volley-
ball auf den Philippinen oder Tischten-
nis in Russland sind kein Ersatz für die 

Fußball-Bundesliga oder die Champions 
League. 

Entsprechend deutlich sind die Um-
satzrückgänge insgesamt“, wird Mathias 
Dahms, Präsident des Deutschen Sport-
wettenverbandes, im „Tagesspiegel“ zi-
tiert. „Das Geschäft ist quasi auf Null 
runter. Nicht nur in den Wettbüros, die 

geschlossen bleiben müssen, sondern 
auch online, weil kaum noch irgendwo 
etwas stattfindet“, so Dahms.

Vor allem aus dieser Richtung 
kommt der Druck, den Spielbetrieb 
wieder aufzunehmen. Mit einem „Stück-
chen Normalität“ für den Fan hat das 
nichts zu tun. Und die Debatte um Geis-
terspiele macht deutlich, was die Fans im 
Stadion für diejenigen sind, die die Fuß-
ballgeschäfte führen: Kulisse, Beiwerk, 
oftmals auch lästiges.

� Friedhelm Vermeulen

Unterstützt den Förderkreis „Erhaltet die KLS!“
Helft bei den Sanierungsarbeiten in der Karl-Liebknecht-Schule der DKP

Die Sanierung der Karl-Liebknecht-Schule in Lever-
kusen kommt – trotz der Corona-Krise – gut voran. 
Die Arbeiten sollen in weniger als einem Jahr ab-
geschlossen sein. Damit das klappt, wird tatkräf-
tige Unterstützung benötigt. Es steht eine breite 
Palette von Arbeiten an, in dieser Phase können 
alle helfen! Fachkräfte aus allen Gewerken werden 
dringend gesucht, aber auch Helferinnen und Hel-
fer, die schleifen, malen, anstreichen, aufräumen, 
schleppen, gärtnern, putzen oder kochen können. 

Bitte meldet euch, wenn ihr Zeit habt.
Ganz gleich, ob für wenige Tage oder für einen 
längeren Zeitraum, ob einmalig oder häufiger. 
In den nächsten Monaten ist die Baustelle 
nonstop in Betrieb. Damit Hygiene- und Sicher-
heitsmaßnahmen wirksam umgesetzt werden 
können, müssen wir die Subbotniks gut planen 
und eventuelle persönliche Einschränkungen 
kennen. Für Unterbringung und Verpflegung ist 
gesorgt.

Ohne finanzielle Zuwendungen ist weder die Sanie-
rung noch der laufende Betrieb unserer Parteischu-
le denkbar. Daher spendet bitte auf das Konto des 
Parteivorstands der DKP. Verwendungszweck: Er-
haltet die KLS. 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01. 
BIC: GENODEM1GLS 
Oder – noch besser – werdet Mitglied im Förder-
kreis „Erhaltet die KLS!“

Der Zollstock „Karl Liebknecht Schule erhalten“ ist in einer limi-
tierten Auflage verfügbar und kann per Mail oder über uzshop.de 
bestellt werden. Soli-Preis 5,00 Euro zzgl. Porto

Anmeldung und weitere Informationen: 
DKP-Parteivorstand, klaus.leger@dkp.de, kls.dkp.de, 
Telefon 0201 1778890 

Mein Wort drauf
Meine Corona-Woche (7)

Die letzten Tage kam etwas vom Him-
mel runter. So etwas Durchsichtiges, 
Nasses. Die Eltern beruhigen mich: 
Früher gab es das viel öfter und es hat 
keinem geschadet. Und jetzt erinnerte 
auch ich mich wieder an Fußballspie-
len im Frühling Ende der 90er Jahre – 
kalt, nass, schlammig… herrlich! Das 
muss tatsächlich Regen sein! Den Blu-
menbeeten im Garten hat er allerdings 
nicht geholfen. Regen auf einem beton-
ähnlichen Untergrund hat so ziemlich 
keine ernsthafte Wirkung. Mein Wort 
drauf.

Mein erster Einkauf mit Mund-
schutz war äußerst unangenehm. Als 
Raucher hat man so leichte Ersti-
ckungspanik. Hyperventilieren bringt 
einen auch nicht wirklich weiter. Und 
dass die Brille beschlägt – ebenfalls un-
schön. Das Ergebnis präsentierte sich 
mir dann zu Hause: Unter anderem 
zwei Flaschen halbtrockener Weiß-
wein. Ich hasse halbtrockenen Weiß-
wein. Wein muss trocken sein und 
sonst nichts. Blödes Brillebeschlagen, 
da kann man die Etiketten so schlecht 
lesen! Und die Menschen um einen 
rum, an der Kasse oder der Käsetheke 
wirken so ganz ohne Mund und Nase 
auch nicht freundlicher. Oder, wie es 
eine Psychologin leicht unglücklich for-
mulierte: „Fällt das halbe Gesicht weg, 
reagieren wir mit Unbehagen.“ Uff. 
Mein Wort drauf.

Die wöchentliche Telefonkonfe-
renz mit der gesamten Redaktion er-
gibt zwei Erkenntnisse. 1. Kopfweh. 
Und 2.: Sage niemals „Ich schlage 
vor …". Der Bumerang kommt direkt 
und schmerzvoll zurück mit: „Prima 
Idee, dann mach das mal!“ Autsch. 

Beim nächsten Mal schalte ich direkt 
den Lautsprecher aus. Bekomme ich 
zwar nix mit, aber auch nix ab. Ich 
gebe zu, eine Milchmädchenrechnung 
(Kommt wohl hier her, das schöne 
Wort: „La Laitière et le Pot au Lait“ 
von Jean de La Fontaine). Was mir da-
bei einfällt: Wisst ihr, woher der Be-
griff „Weg vom Fenster“ (also Ruhr-
pott für „gestorben“) kommt? Die 
Malocher (vor allem die, die unter 
Tage im Bergbau gearbeitet haben), 
haben abends immer am Fenster ge-
hockt und da versucht, etwas frische 
Luft zu bekommen und ein Schwätz-
chen zu halten. Wenn sie dann eines 
Tages nach Feierabend nicht mehr am 
Fenster waren, waren sie…? Weg vom 
Fenster. Eben.

Mittwoch. Ich hatte die Rotkehl-
chen gegossen und die Tomaten ge-
füttert, oder umgekehrt, man kommt 
ja ganz durcheinander in diesen Zei-
ten. Sonntag zum Beispiel war Montag 
und Montag dann Dienstag, wegen des 
früheren Drucktermins der UZ. Und 
Donnerstag ist dann wahrscheinlich 
Sonntag. Oder Samstag. Oder Mutter-
tag. Man weiß es nicht. Jedenfalls kam 
Gartenbro A. mit neuen Pflanzensa-
men vorbei und ich staunte: Die Möh-
rentüten hatten die Unterzeile „Lan-
ge rote stumpfe ohne Herz 2“, was 
ich schon überhaupt nicht verstand. 
„Ohne Hartz-4“ hätte möglicherweise 
Sinn ergeben. Noch wilder: Unter den 
Einlegegurken stand „Vorgebirgstrau-
ben“. Ja wie jetzt? Gurken sind eigent-
lich Trauben und wir müssen jetzt ei-
nen Berg im Garten anlegen? Versteht 
das jemand? Ein Elend, das. Mein Wort 
drauf.

Ansonsten verschiebe ich gerade 
Dinge, in die Zukunft oder gleich ins 
Nirwana. Schon lange habe ich den 
Plan für ein T-Shirt mit dem Slogan 
„Lebe so, dass Jens Spahn es hassen 
würde.“ Ergibt in diesen Zeiten nicht 
weniger Sinn. Trotzdem: Verschoben. 
Aber Dinge verschieben scheint mir 
ein interessantes Hobby zu sein: Fuß-
ball gucken, Billard spielen, Fenster 
putzen. Verschoben. Liegestütze so-
wieso. Auch mein Vermögen würde 
ich gerne verschieben, in die Schweiz 
zum Beispiel. Ich habe nur keines. Was 
ich echt nicht mehr lange verschie-
ben kann: Eine Umarmung! Weiblich, 
männlich, genderneutral, mir egal. 
Wenn also da draußen ein kleiner Herr 
mittleren Alters mit selbst verschnit-
tenen Haaren und ausgebreiteten Ar-
men auf euch zukommt: Das bin ich. 
Mein Wort drauf.
� Karl Rehnagel

Vorgebirgstrauben ohne Herz

Nur wenn der Ball rollt, fließt auch das Geld. 

„Geisterspiele sind keine Lösung!“
Aus einer Stellungnahme der Fanszenen Deutschland 
(April 2020)
Die Wiederaufnahme des Fußballs, auch in Form von Geis-
terspielen, ist in der aktuellen Situation nicht vertretbar – 
schon gar nicht unter dem Deckmantel der gesellschaftli-
chen Verantwortung. Eine baldige Fortsetzung der Saison 
wäre blanker Hohn gegenüber dem Rest der Gesellschaft 
und insbesondere all denjenigen, die sich in der Corona-
Krise wirklich gesellschaftsdienlich engagieren. Der Profi-
Fußball ist längst krank genug und gehört weiterhin in 
Quarantäne.
Ganz offensichtlich hat der Profi-Fußball viel tiefer liegen-
de Probleme. Ein System, in das in den letzten Jahren Geld-
summen jenseits der Vorstellungskraft vieler Menschen 
geflossen sind, steht innerhalb eines Monats vor dem Kol-
laps. Der Erhalt der Strukturen ist vollkommen vom Fluss 
der Fernsehgelder abhängig, die Vereine existieren nur 
noch in totaler Abhängigkeit von den Rechteinhabern.
Die Frage, weshalb es trotz aller Millionen keinerlei Nach-
haltigkeit im Profi-Fußball zu geben scheint, wie die Struk-

turen und Vereine in Zukunft robuster und krisensicherer 
gemacht werden können, wurde zumindest öffentlich 
noch von keinem Funktionär gestellt. Das einzig kommu-
nizierte Ziel ist ein möglichst schnelles „Weiter-so!‘‘, das 
jedoch lediglich einer überschaubaren Zahl an Beteiligten 
weiterhin überragende Einkünfte garantiert. Das Gerede 
von zigtausenden Jobs halten wir schlicht in den meisten 
Fällen für einen Vorwand, weiterhin exorbitante Millionen-
einkünfte für wenige extreme Profiteure zu sichern. (…)
Eine kommende Lösung muss maximal solidarisch sein. Es 
darf unter den Vereinen keine Krisengewinner und -ver-
lierer geben. Die Schere zwischen „Groß‘‘ und „Klein‘‘ darf 
nicht noch weiter auseinandergehen. Ausdrücklich schlie-
ßen wir damit auch die Vereine der dritten Liga und der 
Regionalligen mit ein, für die Geisterspiele ohnehin keine 
Option sind.
Die Diskussion über grundlegende Reformen, um den Pro-
fifußball nachhaltiger und wirtschaftlich krisensicherer zu 
gestalten, muss jetzt beginnen. (…) Die Phase einer von der 
restlichen Gesellschaft komplett entkoppelten Fußballwelt 
muss ein Ende haben!


